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Hampelmann

Oh du, mein Hampelmann,

mein Hampelmann, mein Hampelmann,

oh du, mein Hampelmann,

mein Hampelmann bist du.

So lauten die Worte eines volkstümlichen Kinderliedes. Gemeint ist
eine durch Fäden in ihren Gelenken verknüpfte Puppe, die, an die Wand
an einen Nagel oder Haken gehängt, mithilfe einer Fadenverlängerung zu
hampelnden und spreizenden Bewegungen manipuliert werden kann. Dabei
erweckt sie nicht selten durch entsprechend geschickte Handhabung den
Eindruck eines tanzenden und hüpfenden Narren oder Clowns.

Wird nun die Manipulation geschickt genug verborgen, wird die
Aufmerksamkeit des Betrachters oder zufälligen Beobachters wesentlich
durch den Eindruck einer sich frei bewegenden Figur an der Wand
bestimmt. Nicht zuletzt ist es eine latente Orientierungsnot, die den
Menschen dazu veranlaßt, Dinge und Verhältnisse anders zu sehen als
sie es tatsächlich sind. So etwas prädestiniert schlußendlich die
Aufmerksamkeit im allgemeinen und manchmal auch im besonderen für
Täuschungen und Selbsttäuschung.

Dabei ist der Hampelmann in seiner Funktion naturgemäß noch leicht zu
durchschauen und für jedermann an seinem Zugfaden zu erkennen. Viel
schwieriger wird es jedoch bereits, wenn statt eines Fadens ein
Gebäude an der ins Auge gefaßten Figur hängt wie beispielsweise ein
Weißes Haus.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. März 2019
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ATOM/207: Halbwertzeit - den Gefährdungen zum Trotz ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - 15. März 2019

Uranfabriken: Massive Kritik an Bundestagsbeschluss 

Karfreitag wieder Ostermarsch zur Gronauer Uranfabrik



(Berlin, Düsseldorf, Hannover, Bonn, 15.03.2019) Der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) kritisiert massiv den
Bundestagsbeschluss, dass die umstrittenen Uranfabriken in Gronau und
Lingen unbefristet weiter laufen sollen. Am Donnerstag (14. März 2019)
hat eine große Mehrheit der Bundestagsabgeordneten Stilllegungsanträge
der Linksfraktion sowie der Fraktion von Bündnis 90 / Die Grünen abgelehnt.
[1], [2]

Nach Auffassung des BBU ist der unbefristete Betrieb der Uranfabriken
unverantwortlich und nicht hinnehmbar. "Die Anti-Atomkraft-Bewegung wird
nicht tatenlos zusehen, wie in Gronau und Lingen weiterhin
Nuklearbrennstoffe für Atomkraftwerke in aller Welt, aber auch in großen
Mengen Atommüll, produziert werden", so das Gronauer
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz in einer aktuellen Pressemitteilung
des BBU.

Ebenso wie Atomkraftwerke sind auch Uranfabriken mit verschiedensten
Gefahren behaftet. Die Anlagen in Gronau und Lingen arbeiten beide mit
der hochgefährlichen Substanz Uranhexafluorid. Beide Anlagen sind nicht
gegen Flugzeugabstürze gesichert und in Gronau wird Atommüll in
Containern unter dem freien Himmel gelagert. Ende 2018 sorgte die
Brennelementefabrik in Lingen für Sorgen und Aufsehen, weil es dort
einen Brand gegeben hat. In dessen Folge wurde die ganze Anlage für zwei
Monate stillgelegt.

Mit ihrem Abstimmungsverhalten im Bundestag sind die Abgeordneten der
Großen Koalition von CDU/CSU und SPD ihrer ehemaligen
Bundesumweltministerin Barbara Hendricks in den Rücken gefallen.
Gutachten, die noch während ihrer Amtszeit in Auftrag gegeben wurden,
belegen, dass durchaus die rechtliche Möglichkeit besteht, den
Uranfabriken die Betriebsgenehmigung zu entziehen. [3]

Die Anti-Atomkraft-Bewegung wird sich weiterhin mit Nachdruck für die
Stilllegung der Gronauer Urananreicherungsanlage und der
Brennelementefabrik in Lingen einsetzen. Schon jetzt rufen u. a. der
Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau, das Aktionsbündnis Münsterland gegen
Atomanlagen und der BBU zur Teilnahme an einem Ostermarsch auf, der
Karfreitag (19.4.19) wieder vom Gronauer Bahnhof zur
Urananreicherungsanlage führen wird. Auftakt ist um 13 Uhr am Bahnhof.
Zuvor treffen sich bereits am 7. April traditionell
Anti-Atomkraft-Initiativen aus verschiedenen Orten zum monatlichen
Sonntagsspaziergang an der Gronauer Urananreicherungsanlage. Und in
Lingen wird weiterhin mit der "Lingen-Resolution" die sofortige
Stilllegung der Brennelementefabrik und des AKW Emsland gefordert.
Mit dem Elternverein Restrisiko Emsland, weiteren Initiativen aus dem
Weser-Ems-Bereich und der Deutschen Sektion der Internationalen Ärzte
für die Verhütung des Atomkrieges (IPNW) haben bereits mehr als 350
Initiativen und Verbände die Resolution unterschrieben.[4], [5]

Bei ihren Protesten vernetzt sich die Anti-Atomkraft-Bewegung auch
weiterhin international. "Wir setzen uns grenzüberschreitend auch für
die Stilllegung der niederländischen Urananreicherungsanlage ein und
arbeiten auch gemeinsam mit belgischen Anti-Atomkraft-Initiativen, um
die Stilllegung der belgischen AKW zu erreichen", so Udo Buchholz.


Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

http://www.bbu-online.de


Anmerkungen:

[1] https://www.wn.de/Muensterland/Kreis-Borken/Gronau/3702244-Trittin-kritisiert-Weiterbetrieb-Bundestag-lehnt-Schliessung-der-Urananreicherungsanlage-ab

[2] https://www1.wdr.de/nachrichten/westfalen-lippe/urananreicherung-gronau-bundestag-100.html

[3] https://www.ippnw.de/atomenergie/atomrecht/artikel/de/gutachten-uranfabriken-koennen-stil.html

[4] https://ostermarsch-gronau.de

[5] https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%202018.pdf

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 15.03.2019

Pressemitteilung Trägerkreis der Ahaus-Demonstration

Rede von Udo Buchholz in Ahaus

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/580: Klimakampf und Kohlefront - Lausitzer Intitiative marschiert mit ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 19. März 2019

Lausitzer nehmen an kohlekritischem Sternmarsch im Rheinland teil



Cottbus, 19.03.2019. Am Sonnabend nimmt eine Delegation von Lausitzer
Bürgerinitiativen am Sternmarsch der Dörfer im Tagebaugebiet Garzweiler
(Nordrhein-Westfalen) teil. Die Fahrt ins Rheinland wird von der
Umweltgruppe Cottbus der GRÜNEN LIGA organisiert.

"Der Lausitzer Widerstand gegen neue Tagebaue hat sich über zehn Jahre bei
einem Sternmarsch der vom Tagebau Jänschwalde-Nord bedrohten Dörfer
getroffen - jetzt sind Atterwasch, Kerkwitz und Grabko gerettet. Wenn nun
erstmals im Rheinland ein Sternmarsch der Dörfer stattfindet, darf eine
Delegation aus der Lausitz nicht fehlen." sagt René Schuster von der GRÜNEN
LIGA.

Um am Sternmarsch teilzunehmen, beginnt die Fahrt aus der Lausitz bereits
gegen vier Uhr morgens in Cottbus.

Am 23. März organisiert das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" einen Sternmarsch
der vom Tagebau Garzweiler betroffenen Dörfer, deren Umsiedlung teilweise
bereits begonnen wurde.

Bereits seit 2006 haben sich die Initiativen der Tagebaubetroffenen beider
Reviere immer wieder gegenseitig besucht und sich bei Menschenketten,
Kundgebungen und Tagungen unterstützt. So hatte im Herbst 2016 eine
Lausitzer Delegation in Kuckum einen typischen Lausitzer Apfelbaum
("Gubener Warraschke") gepflanzt und dafür eine rheinische Apfelsorte
("rheinische Schafsnase") mit nach Proschim genommen.

Allerdings müssen sich die Lausitzer Aktiven am Sonnabend aufteilen: In
Berlin diskutiert die Bundesmitgliederversammlung der GRÜNEN LIGA
zeitgleich neben anderen Themen ebenfalls den Stand der Braunkohlepolitik
in Deutschand.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 19.03.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/579: Klimakampf und Kohlefront - öffentlicher Appell ignoriert ... (LoB)


Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle" - 17. März
2019

Stommelner Appell: LoB wartet auf Antwort



Offensichtlich ignoriert Ministerpräsident Laschet ein Anliegen vieler
Bürger im rheinischen Braunkohlerevier. Das Aktionsbündnis Stommelner
Bürger "Leben ohne Braunkohle" (LoB) hatte bereits im Januar einen offenen
Brief an Ministerpräsident Laschet gesendet und wartet bisher vergeblich
auf Antwort. Mit dem Brief war der sogenannte Stommelner Appell mit den
Unterschriften von über 600 Bürgern und mit Unterstützung zahlreicher
Gruppierungen übersendet worden.[1]

Mit Hinweis auf Vereinbarungen im Koalitionsvertrag wird der
Ministerpräsident darin aufgefordert, sich der Problematik der Folgeschäden
des Braunkohleabbaus anzunehmen.

Auslöser des Stommelner Appells war ein Informationsabend des
Aktionsbündnis mit dem Titel: "Die Spätfolgen der Braunkohle - Wer zahlt
die Zeche?"

Dabei wurde darüber informiert, dass der Braunkohleabbau neben den
aktuellen Problemen auch in Zukunft nach seinem Ende ungeklärte Risiken
schafft.

Dazu zählen neben den nicht reparablen Landschaftsschäden und weiter
auftretenden Bergschäden auch die drohende Schädigung und der weitere
Verlust von Millionen Kubikmetern wertvollen Grundwassers

Um Schaden von der Umwelt abzuwehren wird es unumgänglich sein, auch nach
Tagebauende dauerhaft Sümpfungen aufrechtzuerhalten, um zu vermeiden, dass
Schadstoffe die jahrzehntelang in ausgekohlten Tagebauen deponiert wurden,
in das wieder ansteigende Grundwasser gelangen.

Bisher existiert weder für die Beseitigung von Bergschäden noch für den
Schutz des Grundwassers eine Regelung.

Angesicht der Tatsache, dass der Bergbaubetreiber hohe Entschädigungssummen
für sein vorzeitiges Ende verlangt, fordert das Aktionsbündnis, dass hier
eine Gegenrechnung aufgemacht werden muss , um die verursachten Schäden
auszugleichen

Während im Bereich des Steinkohlebergbaus eine Sicherung in Form eines
Ewigkeitslastenfonds eingerichtet wurde, existiert ein solcher für das
Rheinische Braunkohlenrevier nicht. Um die Folgekosten für Mensch und
Umwelt nicht auf unsere Kinder und Enkel abzuwälzen, ist es an der Zeit,
den Verursacher dafür jetzt in die Pflicht zu nehmen.

Deshalb hatte das Aktionsbündnis Herrn Laschet und seine Landesregierung in
dem Brief gefragt:

"Welche Vorkehrungen treffen Sie, um Schäden von den Betroffenen jetzt und
in Zukunft abzuwenden?"

Da bisher keine Antwort aus Düsseldorf vorliegt, hat das Aktionsbündnis
seinen Appell nun auch online gestellt. Jetzt können auch bundesweit Bürger
den Appell unterstützen [2].

 * 


Stommelner Appell 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,

der Braunkohletagebau hinterlässt schon seit Jahrzehnten großflächige,
nicht wiederherstellbare Schäden. Dazu gehören neben nur unzulänglich
reparablen Landschaftsschäden und Bergschäden durch Bodenabsenkungen
auch die Gefährdung des nun wiederansteigenden Grundwassers durch
Altlasten wie Kraftwerksaschen, Restmüll, Munitionsrückstände etc.
Diese seit mehr als fünfzig Jahren teilweise nicht sachgerecht
gesicherten Rückstände stellen eine permanente Gefahr für die
kommenden Jahrzehnte dar.

Wer für diese Schäden in Zukunft - auch nach dem Ende des
Braunkohleabbaus - aufkommt, ist völlig ungeklärt. Während im Bereich
des Steinkohlebergbaus eine Sicherung in Form eines
Ewigkeitslastenfonds eingerichtet wurde, existiert ein solcher für das
Rheinische Braunkohlenrevier bisher nicht. In Ihrer
Koalitionsvereinbarung von 2017 heißt es unter anderem: "Wir wollen
die Rechte aller Bergbaubetroffenen schützen." Um auch die
nachfolgenden Generationen - also unsere Kinder und Enkel - vor
unübersehbaren Belastungen wenigstens finanziell zu schützen, fordern
wir folgende Maßnahmen,


	Möglichst lückenlose Erfassung aller deponierten Altlasten

	Sanierung aller Deponien, die das Grundwasser potentiell gefährden können

	Verpflichtung des Bergbaubetreibers, alle dafür erforderlichen Maßnahmen umzusetzen

	Einrichtung eines Fonds, vergleichbar der RAG-Stiftung im Steinkohlebergbau, um die Ewigkeitslasten zu kompensieren.



Herr Ministerpräsident wir appellieren an Sie, nehmen Sie sich
persönlich des Problems an.

Mit freundlichen Grüßen

Unterzeichner:

Name Adresse Unterschrift


Link zum Appell

https://weact.campact.de/petitions/stommelner-appell-folgen-des-braunkohletagebaus-transparent-machen


Anmerkung:

[1] siehe im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / Umwelt → Brennpunkt →

KOHLEALARM/540: Klimakampf und Kohlefront - Finanzierungsversicherung ... (LoB)

 * 

Quelle:

Presseinformation, Stommeln 17.03.2019

Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle"
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KOHLEALARM/578: Klimakampf und Kohlefront - Kirche an die Front ... (Antje Grothus)


GEMEINSAME PRESSEMITTEILUNG - 18. März 2019

"Die Kirche(n) im Dorf lassen"

Unterschriftenaktion zum Schutz bedrohter Dörfer und deren
Bewohner*innen adressiert an die Katholische Kirche



Erkelenz / Kerpen, 18.03.2019. Auch über ein Jahr nach der Zerstörung des
Immerather Doms sind die erschütternden Bilder vom Abriss der Kirche
unvergessen. Schaufelradbagger des Tagebaus Garzweiler fressen sich weiter
mit großer Eile insbesondere auf noch bewohnte Ortschaften zu.

RWE schafft in den Dörfern, die der Energiekonzern für die Kohleförderung
vernichten will, ungehindert weiter Fakten, obwohl die Kohlekommission der
Bundesregierung ihre Empfehlungen vorgelegt hat und die Regierung im Laufe
des Jahres 2019 die für den Ausstieg notwendigen Rahmenbedingungen
beschließen wird. Der Erhalt sieben weiterer Ortschaften und ihrer fünf
Kirchengebäude am Rande der Tagebaue Garzweiler und Hambach (Keyenberg,
Kuckum, Berverath, Ober- und Unterwestrich sowie Morschenich und Manheim)
ist mit dieser Empfehlung gut möglich und zur Vermeidung sozialer und
wirtschaftlicher Härten unabdingbar.

Der katholischen Kirche kommt dabei eine Schlüsselrolle zu: Weigert sie
sich, ihre Gotteshäuser zu veräußern, zu entwidmen und damit zum Abriss
frei zu geben und lässt sie sich gegebenenfalls auf ein
Enteignungsverfahren ein, könnte sie die Zerstörung der betroffenen Kirchen
und Dörfer aufgrund des beschlossenen Kohleausstieges höchstwahrscheinlich
ganz verhindern.

Auf Initiative von Bewohner*innen der betroffenen Dörfer und mit
Unterstützung des Katholikenrats der Region Düren, des Diözesanrats im
Bistum Aachen, der Initiative "Kreativ gegen Kohle" sowie engagierter
Einzelpersonen wurde deshalb ein Appell an die Verantwortlichen der
katholischen Kirche, stellvertretend an die Bischöfe Dr. Dieser und Dr.
Wölki, verfasst. "Es ist höchste Zeit, dass die katholische Kirche sich
schützend vor die betroffenen Anwohner*innen stellt", meint Antje Grothus:
"Immer größer wird die Zahl der Menschen, die entsetzt reagieren, wenn sie
begreifen, in welchem Ausmaß der Braunkohle-Abbau mitten in NRW die Umwelt,
die Kultur und das Herz der Heimat bedroht und zerstört - und welche Rolle
die Bistümer Aachen und Köln und die betroffenen Pfarreien dabei spielen."
Unterstützt wird die Unterschriftenaktion, die in der Bevölkerung auf
großen Zuspruch stößt, mittlerweile auch vom Katholikenrat der Bistumsregion
Mönchengladbach und dem Institut für Theologie und Politik (ITP) aus
Münster.

Der Appell ist keine Online-Petition mit großen Unterschriftenzahlen, doch
hinter jeder der inzwischen fast dreitausend in Handarbeit gesammelten
Unterschriften steht ein persönliches Gespräch, stehen persönliche
Geschichten und Erinnerungen.

Leider sind bis jetzt weder der Bischof von Aachen noch der Erzbischof von
Köln bereit, diese Unterschriften persönlich entgegenzunehmen und sich mit
der Betroffenheit der Menschen aus den Dörfern in einem Gespräch
auseinanderzusetzen.

"Schon als kleines Kind hatte ich das Gefühl, in meiner Keyenberger Kirche
an einem besonderen Ort zu sein", sagt Ingo Bajerke, engagierter Katholik
und Lektor aus Keyenberg. "Wenn mich Sorgen plagen, setze ich mich in die
Kirche und finde dort meine Ruhe. Das Gefühl, an einer Stelle zu sein, die
schon Menschen vor 1300 Jahren aufgesucht haben, um auch um Hilfe zu
bitten, macht mich ehrfürchtig. Diesen Seelenort zu verlieren, ist für mich
unvorstellbar und ich bete, dass es nicht dazu kommen mag."

Die Menschen aus den Dörfern und Kirchengemeinden, die ihr Zuhause erhalten
möchten, fordern die katholische Kirche auf, das jahrzehntelange Schweigen
zugunsten des Braunkohlekonzerns RWE endlich zu beenden und sich auch um
die Schicksale der tagebaubetroffenen Anwohner*innen zu kümmern.

Alle sind eingeladen, diese Aktion zu unterstützen und sich am 23.03.2019
beim Sternmarsch "Alle Dörfer bleiben" ein eigenes Bild über die Lage in den
Dörfern zu machen. Selbstverständlich werden auch an diesem Tag weitere
Unterschriften gesammelt.


Weitere Informationen sowie die Unterschriftenlisten mit dem
Original-Appell an die Kirchen-Verantwortlichen finden Sie unter:

http://verheizte-heimat.de/2018/07/08/unterschriftenaktion-die-kirchen-im-dorf-lassen-findet-grossen-zuspruch-mit-listen-zum-download/

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 18.03.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/577: Klimakampf und Kohlefront - Sternmarsch gegen fortgesetzten Kohleabbau ... (Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir 

Gemeinsame Pressemitteilung zum Sternmarsch am 23. März 2019

Unsere Zukunftsperspektive: Alle Dörfer und Hambacher Wald bleiben!



Nach der Empfehlung der Kohlekommission ist die Rettung der bedrohten
Dörfer und des Hambacher Waldes nicht nur wünschenswert und möglich - sie
ist notwendig. Mit dem von der Kommission vorgeschlagenen Einstieg in den
Kohleausstieg werden zusätzlich zur bereits umgesetzten
Sicherheitsreserve weitere Kapazitäten an Braunkohlestrom aus dem Markt
genommen, so dass eine deutliche Verkleinerung der Tagebaue Hambach und
Garzweiler wirtschaftlich und ökologisch konsequent ist.
RWE forciert aktuell Umsiedlungen und zerstört bestehende Dörfer. Wer jetzt
noch so handelt, wer jetzt noch Natur und Lebensraum verheizt, der ist
nicht an der Zukunft unserer Gesellschaft, unserer Kinder und Enkel und
erst recht nicht an der Zukunft unserer Erde mit all ihren Geschöpfen
interessiert.

Für den Hambacher Wald haben sich hunderttausende Menschen engagiert. Der
Hambi bewegt ganz Deutschland und weit darüber hinaus - längst ist der Wald
zu einem Symbol für die stark wachsende Klimabewegung geworden. Aber noch
ist der Wald nicht endgültig gerettet. Und die bedrohten Dörfer benötigen
die gleiche Aufmerksamkeit und unsere Unterstützung - bleiben sie, dann ist
das ein gutes Zeichen für das Klima und für unsere Zukunft. Fallen sie,
dann hat sich das alte, graue, zerstörerische System durchgesetzt.

Angesichts der verstörenden Botschaften aus der Landespoltiik sagen wir in
aller Klarheit: Dörfer und Wald lassen sich nicht spalten! Wenn wir
Menschen überleben wollen, dann muss das Klima und damit alle Dörfer und
der Wald gerettet werden. Wir erwarten seitens der Landesregierung endlich
klare Botschaften:


	Sofortiger Stopp aller Abriss- und Rodungsarbeiten

	Auf Wunsch von Betroffenen sofortiges Aussetzen von Umsiedlungsverhandlungen (Enteignungsverfahren und Umsiedlungsverhandlungen für Bleibewillige)

	Echte Beteiligung der Betroffenen und der Zivilgesellschaft insgesamt an der Entwicklung der neuen Leitentscheidung mit flexiblen Optionen

	Stillhalteabkommen Hambacher Wald: Verzicht auf Räumungen und damit Rodungen

	Verpflichtung des Bergbaubetreibers auch nach dem Ende des Abbaus für alle Folgeschäden aufzukommen.



Dafür zeigen wir am 23. März als HAMBI-SOLI-STERNSCHWEIF unsere Solidarität
und laden alle UnterstützerInnen ein mitzumachen.


Startpunkt Immerath

14 Uhr Versammeln und Beginn der Auftaktkundgebung an den
Domfundamenten

15 Uhr Start der gut 5 Kilometer langen Demostrecke nach Keyenberg

Auf der Auftaktkundgebung sprechen Menschen aus Immerath, der Region sowie
Menschen aus unterschiedlichen Akteursgruppen der Klimabewegung rund um den
Hambi.

Wir empfehlen ein Lunchpaket und ausreichend zu Trinken.




Die UnterzeichnerInnen der Pressemitteilung:

Alle Dörfer Bleiben / Aktionsbündnis "Stop Westcastor" / AntiAtom Bonn /
BUND NRW / BUND Rhein-Erft / Bundjugend NRW / Dachverband Kritische
Aktionärinnen und Aktionäre / Das Gelbe Band / Die Grünen Rhein-Erft / DIE
LINKE. Rhein-Erft / FKU e.V. / Ev. Gemeinde Düren / Fossil Free Aachen /
Fossil Free Hochsauerland / Fridays for Future Aachen / HambiCamp 2.0 /
Hambi-Support Aachen / Hambi-Support München / Initiative 3 Rosen e.V. /
Initiative Buirer für Buir /
Katholikenrat der Region Düren / Kirchenkreis Jülich / Klimaforum Detmold /
Leben ohne Braunkohle / NABU Kreisverband Düren / pax christi Gruppe
Erftstadt / P.R.O.e.V. (REGIOOEL) / Regionalratsfraktion DIE LINKE.

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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SPRACHE/994: Veränderte Essgewohnheiten begünstigten die Entstehung neuer Sprachlaute (idw)


Universität Zürich - 14.03.2019

Veränderte Essgewohnheiten begünstigten die Entstehung neuer
Sprachlaute



Ernährungsbedingte Gebissveränderungen führten in verschiedenen Sprachen
der Welt zu neuen Lauten wie dem «f». Dies zeigt die Studie eines
internationalen Forschungsteams unter der Leitung der Universität Zürich.
Die Resultate widersprechen der traditionellen Annahme, dass das Spektrum
an Sprachlauten in der Menschheitsgeschichte unverändert blieb.

Das Lautinventar menschlicher Sprache ist äusserst vielfältig und umfasst
häufige Laute wie «m» und «a» ebenso wie die seltenen Schnalzlaute in
einigen Sprachen im südlichen Afrika. Gemeinhin wird angenommen, dass sich
das Lautspektrum mit der Entstehung des Homo Sapiens vor ungefähr 300'000
Jahren stabilisierte. Doch die Studie, die ein Team von Forschern der
Universität Zürich zusammen mit Wissenschaftlern von zwei 
Max-Planck-Instituten, der Universität Lyon und der Nanyang Technological 
University in Singapur soeben publiziert hat, wirft eine neues Licht auf 
die Evolution gesprochener Sprache. Sie zeigt, dass sich Laute wie «f» und
«v», die heute in zahlreichen Sprachen vorkommen, erst vor relativ kurzer
Zeit verbreitet haben - als Folge einer neuen Zahnstellung, die ihrerseits
auf veränderte Ernährungsgewohnheiten zurückgeht.

Veränderte Zahnstellung ermöglicht neue Laute

Aufgrund der härteren und zäheren Nahrung entwickelten frühere Menschen im
Erwachsenenalter einen sogenannten Kopfbiss, bei dem die Schneidezähne des
Ober- und Unterkiefers Kante auf Kante stossen. Mit der zunehmenden
Verbreitung weicherer Nahrung setzte sich an seiner Stelle jedoch eine
Gebissform durch, bei der die oberen Schneidezähne leicht über die unteren
hinausragen. Dies ermöglichte die Bildung neuer Laute, die heute in der
Hälfte aller Sprachen der Welt vorhanden sind: sogenannte Labiodentale,
bei denen die oberen Schneidezähne die Unterlippe berühren, wie bei der
Aussprache von «f».

«In Europa finden wir in den letzten zwei Jahrtausenden einen drastischen
Anstieg an Labiodentalen, die auf die zunehmende Verbreitung
verarbeiteter, weicherer Nahrung zurückgeht und durch die Einführung
industrieller Mahlverfahren zusätzlich vorangetrieben wurde», führt Steven
Moran, einer der beiden Ko-Erstautoren, aus. «Der Einfluss unserer
biologischen Voraussetzungen auf die Lautentwicklung wurde bisher also
unterschätzt.»

Interdisziplinärer Ansatz zur Prüfung einer Hypothese

Inspiriert wurde das Forschungsprojekt durch den Linguisten Charles
Hockett, der 1985 eine Häufung von Labiodentalen in Bevölkerungsgruppen
mit Zugang zu weicherer Nahrung beobachtete. «Doch es gibt Dutzende
fadenscheinige Korrelationen im Bereich der Sprache», kommentiert
Ko-Erstautor Damián Blasi. «Direkte Zeugnisse sprachlichen Verhaltens -
etwa der Aussprache - fehlen uns aber.»

Um die Mechanismen aufzudecken, die den beobachteten Korrelationen
zugrunde liegen, griffen die Wissenschaftler deshalb auf Erkenntnisse,
Daten und Methoden aus verschiedenen Disziplinen wie der biologischen
Anthropologie, der Phonetik und der historischen Linguistik zurück. «Es
war letztlich ein seltener Fall von übereinstimmenden Befunden», so Blasi.
Das ganze Projekt sei nur möglich gewesen, weil heute grosse Datenbanken,
detaillierte biomechanische Simulationen und computerintensive
Analysemethoden verfügbar sind.

In die Vergangenheit hören

«Unsere Resultate geben einen Einblick in die ursächlichen Zusammenhänge
zwischen kulturellem Verhalten, menschlicher Biologie und Sprache»,
resümiert Projektleiter und UZH-Professor Balthasar Bickel. «Und sie
lassen Zweifel daran aufkommen, dass sich Sprache heute immer noch gleich
anhört wie in grauer Vorzeit.» Diese Erkenntnisse und die neuen Methoden,
die dafür entwickelt wurden, erlauben es nun, andere ungelöste Fragen
anzugehen: zum Beispiel jene, wie Sprachen früher tönten oder wie Cäsar
sein «veni, vidi, vici» aussprach.


Originalpublikation:

D. E. Blasi, S. Moran, S. R. Moisik, P. Widmer, D. Dediu, B. Bickel.

Human sound systems are shaped by post Neolithic changes in bite
configuration.

Science, 14 March 2019.

DOI: 10.1126/science.aav3218

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich, 14.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/4457: Hamburg - 100 Jahre Bildung und Lernen in Hamburg, 18.03-10.04.2019


Universität Hamburg - 15.03.2019

Ausstellung zur Geschichte der fünf großen Hamburger

Bildungsinstitutionen startet im Rathaus



Am Montag, dem 18. März 2019, startet in der Rathausdiele die Ausstellung
"Die Zeit war reif - 100 Jahre Bildung und Lernen in Hamburg". Sie gibt
Einblick in die Entstehung und Geschichte von fünf zentralen Institutionen
des Hamburger Bildungssystems, von der Universität bis zur Volksbühne.

Im März 1919 gründete der Hamburger Senat die Universität und die
Volkshochschule. Im selben Jahr verankerte die erste staatliche Zahlung an
den "Ausschuß für Säuglings- und Kleinkinderanstalten e.V.", Vorgänger der
heutigen Elbkinder-Kitas, Erziehung und vorschulische Bildung als
öffentliche Aufgabe. Die Öffentlichen Bücherhallen wurden in eine Stiftung
überführt. Ebenfalls 1919 entstand die Hamburger Volksbühne e.V. (heute:
inkultur - Hamburger Volksbühne e.V.), die erschwingliche
Theaterabonnements organisiert und bei der wichtige Senatoren
Gründungsmitglieder waren.

"1919 war für Hamburg ein besonderes Jahr", sagt Dr. Christina Kuhli vom
Kunstgeschichtlichen Seminar der Universität Hamburg. "In Hamburg trat zum
ersten Mal eine demokratisch gewählte Bürgerschaft zusammen und damit ein
wirklich demokratischer Senat. Indem er die fünf Hamburger
Bildungsinstitutionen gründete beziehungsweise unterstützte, schuf er eine
Grundlage für die demokratische Bildung der Einwohnerinnen und Einwohner,
die bis heute besteht".

Kuhli hat die Ausstellung konzipiert, zusammen mit Kolleginnen und
Kollegen der Hamburger Volkshochschule, der Elbkinder Vereinigung
Hamburger Kitas, des Vereins inkultur - Hamburger Volksbühne e.V. und der
Bücherhallen Hamburg. Auf 48 Schautafeln erfahren die Besucherinnen und
Besucher, welche Rolle die "Hamburger Fünf" in den letzten 100 Jahren in
der Stadtgeschichte gespielt haben.

Mit ihren weitreichenden Bildungsangeboten erreichen die fünf
Ausstellungspartner große und diverse Teile der Hamburger Bevölkerung. Von
den Allerjüngsten bis hin zu Menschen im hohen Alter finden Bürgerinnen
und Bürger hier Anregung und begegnen einander: rund 43.000 Studierende an
der Universität Hamburg, täglich über 30.000 betreute Kinder bei den
Elbkindern, 23.000 Mitglieder bei inkultur - Hamburger Volksbühne e.V.,
103.000 Belegungen in der Hamburger Volkshochschule pro Jahr und 4,73
Millionen jährliche Besucherinnen und Besucher in den Bücherhallen
Hamburg.

Die Ausstellung findet statt vom 18. März bis zum 10. April 2019 in der
Rathausdiele im Hamburger Rathaus, Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg.

Öffnungszeiten: 

Mo-Fr 7-19 Uhr, Sa 10-18 Uhr, So 10-17 Uhr

(geschlossen vom 22. bis 25. März)




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, 15.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/985: Campact bereitet sich auf Entzug der Gemeinnützigkeit vor (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 18. März 2019

Campact bereitet sich auf Entzug der Gemeinnützigkeit vor 

Der Verein stellt keine Spendenbescheinigungen mehr aus und fordert Reform
der Abgabenordnung



Verden, 18. März 2019. Campact wird ab sofort keine Spendenbescheinigungen
mehr ausstellen. Damit folgt der eingetragene Verein der Empfehlung seiner
Steuerberatung sowie der Anwältinnen und Anwälte. Campact muss davon
ausgehen, dass die Organisation aufgrund des Urteils des Bundesfinanzhofes
(BFH) zum Entzug der Gemeinnützigkeit für das globalisierungskritische
Netzwerk Attac ebenfalls die Gemeinnützigkeit verliert. Unabhängig davon
setzt Campact seine politischen Kampagnen etwa für den Klimaschutz, für ein
Glyphosat-Verbot oder gegen Rechtsextremismus fort.

"Das Attac-Urteil des Bundesfinanzhofs ist Gift für das Lebenselixier einer
funktionierenden Demokratie: die Vielfalt von Meinungen und politisches
Engagement. Es schließt unzählige Vereine und Stiftungen davon aus,
tagespolitisch für ihre Anliegen zu streiten, solange sie ihre
Gemeinnützigkeit behalten wollen. Jetzt muss die Politik dringend diese
fatale Entwicklung mit einer Reform der Abgabenordnung korrigieren", so
Felix Kolb, geschäftsführender Campact-Vorstand. Der BFH sieht die
Teilnahme an der "politischen Willensbildung" nicht als gemeinnützig an.
"Wir sehen das anders. Politische Bildung als Auftrag aus unserer Satzung
ist für uns immer auch politische Willensbildung", so Kolb. Politisches
Engagement möglichst vieler Bürgerinnen und Bürger belebe die Demokratie
und schütze vor Politikverdrossenheit.

"Wir bedauern, dass wir die Spendenbescheinigungen nun nicht mehr
ausstellen können", so Kolb. Vom Verzicht auf die Bescheinigungen sind über
100.000 Spenderinnen und Spender von Campact betroffen. Als von über zwei
Millionen Menschen getragene Bürgerbewegung wird sich der Verein auch
weiter auf die Finanzierung der Arbeit durch Spenderinnen und Spender
stützen, um nicht von Geldern aus Politik und Wirtschaft abhängig zu
werden. Das zuständige Finanzamt für Körperschaften in Berlin wird Campact
für die Jahre 2015, 2016 und 2017 voraussichtlich keinen
Freistellungsbescheid mehr ausstellen können. Dieser Bescheid berechtigt
Organisationen, Spendenbescheinigungen auszustellen. So können Spenden von
der Steuer abgesetzt werden. Campact hat die für die Prüfung nötigen
Unterlagen im Dezember 2018 eingereicht und wartet jetzt auf die
Entscheidung des Finanzamtes. Der Verein bleibt bestehen und bereits
versandte Bescheinigungen bleiben gültig.

Campact ist Mitglied der Allianz "Rechtssicherheit für politische
Willensbildung" e.V. , zu der u.a. Amnesty International, Brot für die
Welt, Mehr Demokratie, Pro Asyl und Oxfam gehören. Das Bündnis fordert,
dass sich politisches Engagement, das selbstlos die Allgemeinheit fördert,
auch in der steuerlichen Behandlung niederschlagen sollte. Der BFH habe mit
dem Urteil vom 26. Februar die Chance vertan, politisches Engagement
zeitgemäß zu definieren. Campact hat eine Kampagne gestartet, die eine
grundlegende Reform der Abgabenordnung durch den Gesetzgeber einfordert.
Sie wird bereits von über 180.000 Menschen unterstützt.


Weitere Informationen:

Transparenzbericht zu Kampagnen und Finanzen:

campact.org/transparenzbericht2017

Appell zum Schutz der Gemeinnützigkeit:

https://www.campact.de/gemeinnuetzigkeit

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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MELDUNG/984: Nürnberg - 2000 Menschen demonstrieren für ein freies Netz (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 17. März 2019

Nürnberg: 2000 Menschen demonstrieren für ein freies Netz



Am vergangenen Samstag folgten über 2.000 Menschen dem gemeinsamen Aufruf
von SaveTheInternet, der Piratenpartei, des StopACTA2-Bündnis sowie des
Chaos-Computer-Club, des K4cg und des Kollektiv Union-Watch und
demonstrierten in Nürnberg gegen die geplante EU-Urheberrechtsreform. Die
Demonstration in Nürnberg galt als internationaler Auftakt für den
europaweiten Demonstrationstag am 23. März [1].

"Wenn selbst der UN-Menschenrechtsausschuss die EU auffordert, die Reform
mit internationalen Standards für Meinungsfreiheit in Einklang zu bringen,
gerade dann ist es an der Zeit, auf die Straße zu gehen. Ich danke allen
Rednern, die aus ganz Europa angereist sind, für diese gelungene
Auftakt-Veranstaltung", kommentiert Jonathan Babelotzky, politischer
Geschäftsführer der Piratenpartei Bayern und Bundesthemenbeauftragter für
Urheberrecht der Piratenpartei.

Patrick Täsler, Hauptkoordinator der Proteste in Polen und einer der Redner
in Nürnberg erklärt:"Wir haben bereits etliche Proteste organisiert, die
Menschen in Polen sind ebenfalls sehr besorgt. Wir sind der Meinung, dass
die Urheberrechtsreform gekippt werden muss, aber vor allem müssen Artikel
11 bis 13 verhindert werden."

"Zum Abschluss der Demonstration direkt an der Straße der Menschenrechte
mit all den vielen Menschen zusammen 'Die Gedanken sind frei' zu singen,
das war ein wirklich bewegender Moment. Wir hoffen auf eine große
Protestwelle, die Politik muss wieder begreifen, dass sie gewählt wurden,
um uns Bürger zu vertreten."ergänzt Anja Hirschel, Bundesthemenbeauftragte
für Digitalisierung.

Die Piratenpartei ruft dazu auf, sich den breiten Protesten am 23. März
anzuschließen und für ein freies Internet auf die Straße zu gehen.


Quellen/Fußnoten:

[1] Informationen zu SaveYourInternet:

www.piratenpartei.de/saveyourinternet/

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de
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STANDPUNKT/320: Solidarität mit Campact - NaturFreunde fordern Änderungen am Gemeinnützigkeitsrecht (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands e.V. - Pressemitteilung vom 18.03.2019

Solidarität mit Campact - NaturFreunde fordern Änderungen am
Gemeinnützigkeitsrecht



Berlin, 18.3.2019 - Der Bundesausschuss der NaturFreunde Deutschlands e.V.
hat am 16. März in Frankfurt die Forderung nach einem neuen
Gemeinnützigkeitsrecht verabschiedet, das der gesellschaftspolitischen
Rolle von Nichtregierungsorganisationen Rechnung trägt. Die NaturFreunde
reagieren damit auf das Urteil des Bundesfinanzhofs zur Gemeinnützigkeit
von Attac, das Auswirkungen auf viele Vereine hat. So hat Campact e.V.
heute mitgeteilt, keine Spendenquittungen mehr auszustellen, weil der
Verein ebenfalls mit dem Entzug seiner Gemeinnützigkeit rechnen müsse.

Dazu erklärt die Bundesgeschäftsführerin der NaturFreunde Deutschlands,
Maritta Strasser:

"Wer selbstlos zum Wohle der Allgemeinheit tätig ist, verdient als
gemeinnützig anerkannt zu werden. Das muss auch gelten für die Wahrnehmung
und Verwirklichung von Grundrechten, den Einsatz für Frieden, soziale
Gerechtigkeit, Klimaschutz, informationelle Selbstbestimmung, für
Menschenrechte und die Gleichstellung der Geschlechter. Unsere Demokratie
braucht eine starke Zivilgesellschaft, die sich politisch einmischt. Das
Gemeinnützigkeitsrecht darf nicht missbraucht werden, um unbequeme Stimmen
zu unterdrücken. Es muss jetzt reformiert werden, um Rechtssicherheit
wiederherzustellen!"

Den Beschluss des NaturFreunde-Bundesausschusses finden Sie im Volltext
unter:

www.naturfreunde.de/fuer-ein-modernes-Gemeinnuetzigkeitsrecht

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18.03.2019

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport und Kultur

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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LESUNG/6368: Wertheim - "Berthold Brecht. Da es so ist, bleibt es nicht so. Auf Spurensuche", 22.03.29


Wertheim

Berthold Brecht auf der Spur

Lesung im Grafschaftsmuseum



Wertheim. Mit einem Klassiker der Weltliteratur befasst sich Norbert
Stallkamp am Freitag, 22. März, um 19 Uhr im Modersohn-Saal im
Grafschaftsmuseum: Der Titel seiner Lesung lautet "Berthold Brecht. Da
es so ist, bleibt es nicht so. Auf Spurensuche".

Stallkamp, ehemaliger Fachlehrer für Deutsch und Literatur sowie
Schulleiter des Beruflichen Schulzentrums Wertheim, erinnert mit der
Lesung an den einflussreichen deutschen Dramatiker und Lyriker.

Christina Gläser und Ronny Horn am Klavier begleiten die Veranstaltung
musikalisch.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 16.03.19

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TREFF/1184: Stuttgart - Das gute Buch, Hermann Bausinger im Gespräch, 27.04.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2019

Samstag, 27.04.19, 19.30 Uhr

Region und Welt

Hermann Bausinger, Sandra Richter, Denis Scheck

Veranstaltungsreihe: Das gute Buch

Lesung und Gespräch



Der neue Riss durch die Gesellschaft verlaufe nicht mehr zwischen Arm
und Reich, sondern zwischen den städtischen Metropolen und dem Rest
des Landes, analysiert der bedeutende Ökonom Paul Collier in seiner
jüngsten Studie. Und es ist just dieser "Rest des Landes", dem schon
immer Hermann Bausingers besondere Aufmerksamkeit und
Forscherneugierde als Kulturwissenschaftler galt. Als Professor für
Empirische Kulturwissenschaft gehört die Alltagskulturforschung und
die ihr innewohnende Achtsamkeit vor der Provinz zu seinen
Schwerpunkten, üppig angereichert durch beglückende Bücher wie seine
"Schwäbische Literaturgeschichte" (2017). Der ehemalige Direktor des
Ludwig-Uhland-Instituts Tübingen gilt als einer der führenden Köpfe
der deutschen Nachkriegsvolkskunde, die beteiligt waren an der
programmatischen Wende hin zu einer empirischen Kulturwissenschaft.

Mit ihm ins Gespräch kommen Sandra Richter, Direktorin des
Literaturarchivs Marbach, und der Fernsehliteraturkritiker Denis
Scheck in der Literaturhausreihe "Das gute Buch". Bausingers Arbeiten
werden zwei weitere Bücher zur Seite gestellt, die sich zu Region und
Welt ins Verhältnis setzen: In "Meine europäische Familie" bringt die
schwedische Autorin Kirsten Bojs ihre LeserInnen auf die Spur der
Vorfahren. Und der amerikanische Intellektuelle, Journalist und
Kritiker Daniel Mendelsohn wiederum entwickelt in seinem Roman "Eine
Odyssee. Mein Vater, ein Epos und ich" auf den Spuren des homerischen
Epos eine berührende Vater-Sohn-Geschichte über Familie, Identität
und Heimat.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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AUSSICHTEN/8582: Und morgen, den 19. März 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 19.03.2019 bis zum 20.03.2019 +++
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Sonne kalt

und strahlend hell,

Jeans Quak schallt

und er hüpft schnell.
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MEMORIAL/199: 18. März 1314 - Der letzte Hochmeister des Templerordens auf dem Scheiterhaufen verbrannt (Gerhard Feldbauer)


Vor 805 Jahren wurde der letzte Hochmeister des Templerordens auf dem Scheiterhaufen verbrannt

Es ging um Besitz und Vermögen

von Gerhard Feldbauer, 18. März 2019
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Jacques de Molay - historische Darstellung eines unbekannten Künstlers, entstanden im 19. Jahrhundert

Abbildung: Bibliotheque Nationale de France [Public domain]



In diesen Tagen gibt es in der Geschichte der katholischen Kirche zwei
Tage der Erinnerung an das Ende des legendären Ordens der
Tempelritter. Es sind der Geburtstag und der Todestag des letzten
Hochmeisters Jacques de Molay, der vor 775 Jahren, am 16. März 1244
geboren und zwei Tage nach seinem 70. Geburtstag, am 18. März 1314 auf
dem Scheiterhaufen in Paris verbrannt wurde. Sich mit seinem Tod und
damit dem Ende der Tempelritter zu befassen, heißt, die vielfältigen
Gesichtspunkte der Rolle der geistlichen Ritterorden im
Geschichtsprozess ihrer Zeit zu sehen. Sie waren von ihrer
Zusammensetzung her Standesorganisationen des weltlichen und
geistlichen niederen und mittleren Feudaladels, die während der
Kreuzzüge entstanden und den Zielen der feudalen Expansion dienten.
Durch ihre Teilnahme gewannen ihre Führungen politische, ökonomische
und militärische Macht und erwarben zahlreiche Besitzungen in vielen
Ländern.

Drei der bekanntesten und über den lokalen Rahmen hinaus Bedeutung
erlangenden waren neben den Templern die Johanniter, auch Hospitaler
oder Malteser genannt, und der Deutsche Orden. Ihre weitverzweigten
Organisationen sicherten ihnen auch nach dem Scheitern der unter dem
Kreuz im Nahen Osten geführten Eroberungsfeldzüge in Europa großen
Einfluss, wie besonders an der Ostexpansion des Deutschen Ordens (der
nach 1945 als geistlicher Orden in der BRD wiedergegründet wurde) und
seinem Einfluss auf die deutsche Geschichte sichtbar wird. [1]




[image: Graphik: François Marius Granet [Public domain]]

1265 wird Jacques de Molay zum Ritter des Templerordens geweiht - Gemälde von Marius Granet (1777-1849)

Graphik: François Marius Granet [Public domain]



Auch der Malteserorden [2] existiert heute weiter, zählt 13.500
Mitglieder mit Niederlassungen in 90 Ländern, agiert wie ein Staat mit
diplomatischen Vertretungen (Botschaftern) in 107 Staaten. Neben
durchaus anerkennenswerten karikativen Aufgaben (von denen sein
Hilfsdienst bei der Notarztversorgung in zahlreichen Städten zeugt)
ist ebenso sein klerikalreaktionäres Wirken zu sehen, so seine
Einflussnahme auf die Wahl des Polen Karol Wojtyla zum Papst Johannes
Paul II. [3] oder die Beschuldigung seiner Verwicklung in den Mord an
dem christdemokratischen Parteiführer Aldo Moro 1978 in Rom. Nicht
zuletzt ist hier auch zu sehen, dass hochrangige NATO-Militärs wie
Alexander Haig zu seinen Mitgliedern zählten.

Als Papst Urban II. 1095 auf dem Konzil von Clermont zum Kreuzzug nach
dem Orient aufrief und damit dass Signal für die Eroberungszüge unter
dem Kreuz gab, war der Feudalismus in Europa gerade in seine voll
entfaltete Etappe eingetreten. Die Kirche war im frühen Mittelalter
mit den Feudalstaaten aufs engste verbunden, sie rechtfertigte die
Feudalordnung und bildete ihren ideologischen Überbau. Ihr
Machtzentrum war Ende des 11. Jahrhunderts das Römisch-deutsche Reich.
In Gestalt der Entwicklung ausgedehnter Ware-Geld-Beziehungen gab es
bereits erste Vorzeichen der sich in seinem Schoss herausbildenden
neuen kapitalistischen Produktionsweise.
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Das "Heilige Römische Reich" um das Jahr 1000

Graphik: © Sémhur, freigegeben unter CC BY-SA 4.0

creativecommons.org/licences/by-sa/4.0/deed.de, via Wikimedia Commons



Die katholische Kirche verfolgte mit den Kreuzzügen weitreichende
Ziele. Es ging ihr nicht nur um die Eroberung des Heiligen Landes, das
war nur der Deckmantel globaler strategischer Ziele, der ihrer
Glorifizierung und Mystifizierung diente. Zunächst wollte sie die
Herrschaft über die byzantische Kirche zurückgewinnen und die an die
islamischen Staaten verlorenen ehemaligen Provinzen Ostroms
zurückerobern. Global ging es um den Ausbau ihrer politischen und
geistigen Führungsposition in Europa und darum, sie auf die übrige
Welt auszudehnen. Gleichzeitig untermauerte die Kirche damit ihren
weltlichen Führungsanspruch gegenüber den Kaisern und Königen. Die
Kreuzzüge waren so "eine wichtige Trumpfkarte im Spiel gegen die
rivalisierenden römisch-deutschen Kaiser" [4]. Ihre weitverzweigten
Organisationen sicherten ihr auch nach dem Scheitern der
Eroberungsfeldzüge im Nahen Osten in Europa großen Einfluss.
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Hugo von Payens und Gottfried von Saint-Omer bei König Balduin II. von Jerusalem - Darstellung aus dem 13. Jahrhundert

Abbildung: Guillaume de Tyr [Public domain]



Der geistliche Ritterorden der Templer wird nach dem ersten Kreuzzug
1119 in Jerusalem gegründet. Der Chronik nach waren es neun
französische Ritter mit Hugo von Payns an der Spitze, die den
Grundstein legten, um vorgeblich Jerusalem zu verteidigen und die
Pilger zu schützen. Mit dem Eintritt unterwarfen sie sich drei großen
Forderungen des Mönchtums: Keuschheit, Armut und Gehorsam. Das
hinderte ihre Obrigkeiten nicht, sich "auch mit der Anhäufung von
irdischen Reichtümern und mit der Ausbeutung Tausender Leibeigener" zu
befassen. [5] Und sie wollten Gott nicht in der friedlichen
Abgeschiedenheit eines Klosters dienen, sondern auf dem Schlachtfeld.
Aufgenommen werden nur erfahrene Ritter. Sie tragen weiße Mäntel mit
einem roten Kreuz. An der Spitze des Ordens steht der Großmeister,
gefolgt von einem Stellvertreter, dem Seneschall, und einem
Marschall. Ihre Waffen sind Lanze, Schwert und Dolch. Ihre
Kriegskleidung ist ein Kettenhemd, Helm und Schild. Der Orden galt als
einer der "zuverlässigsten" der katholischen Kirche; seine "Mitglieder
zeichneten sich durch blinde Ergebenheit gegenüber dem päpstlichen
Stuhl aus. Man konnte ihnen alles Mögliche nachsagen, aber keine
(ihnen dann vorgeworfene) Häresie". [6]
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Die Kreuzfahrerstaaten in der Levante um 1135 zwischen dem Ersten und Zweiten Kreuzzug

Graphik: MapMaster [CC BY-SA 3.0 (http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)]



Gegen Ende des 13. Jahrhunderts wurden die Templer aus Palästina
vertrieben. Viele kehrten nach Frankreich zurück, wo der Orden über
1000 Niederlassungen zählte und über großen Reichtum verfügte. Das
führte dazu, dass dort auch ihr Schicksal unter der Herrschaft
Clemens V. besiegelt wurde. Dessen Pontifikat beherrschten
mehrheitlich die französischen Kardinäle. Der Papst selbst hatte
seinen Sitz in Avignon in Frankreich genommen. Unter diesem Papst
wucherte ein besonders übler Nepotismus. Sieben seiner Verwandten
hatte er zu Bischöfen bzw. Erzbischöfen ernannt. Zeitgenossen sprachen
von einem "klementinischen Jahrmarkt", als "Kreditunternehmen für
geistliche Würden, die der Papst jedem zahlenden Schmarotzer
verlieh". [7]
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Papst Clemens V. - Darstellung aus der Palatinischen Bibliothek in Rom

Abbildung: Unknown derivative work by JPS68 [Public domain]



König Philipp IV. (der Schöne), der sich den Reichtum der Templer
selbst aneignen wollte, ließ 1307 zahlreiche Templer verhaften und
ihren Besitz beschlagnahmen. Sie wurden der Häresie, Homosexualität,
Sodomie und der Gotteslästerung angeklagt. Viele legten unter der
Folter Geständnisse ab. Clemens V. segnete "die vom König organisierte
Ausrottung des Tempelordens" und löste ihn 1312 auf. Sein letzter
Hochmeister Jacques de Molay wurde am 18. März 1314 in Paris gegenüber
der Kirche Notre Dame auf dem Scheiterhaufen verbrannt. Als Ergebnis
"wanderten die ungeheuren Schätze (..) in die Truhen seiner Richter;
die Führer der Templer aber, die unter der Folter ihre Häresie
eingestanden hatten, endeten ihr Leben auf dem Scheiterhaufen oder in
den Kasematten der Inquisition". [8]
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Philipp IV. im Kreis seiner Familie: Karl der Schöne, Philipp der Lange, Isabella, Philipp IV., Ludwig der Zänker und Karl von Valois (v.l.n.r.) - Miniatur aus dem 14. Jahrhundert

Abbildung: Anonymous Unknown author [in Deutschland gemeinfrei]



Zu den vielen Legenden, die sich "um den Templerorden ranken", gehört,
dass Molay den beiden Hauptschuldigen, dem König und dem Papst, auf
dem Scheiterhaufen prophezeit haben soll, dass "sie binnen Jahresfrist
vor Gotts Richterstuhl zutreffen". Fakt ist, dass Clemens bereits
einen Monat später, am 20. April 1314 starb. König Philipp wurde,
erst 46 Jahre alt, am 29. November von einer rätselhaften Krankheit
dahingerafft. [9]

Eine Gedenktafel am Pont Neuf auf der ×le de la Cité in Paris verweist
auf den Scheiterhaufen, auf dem er verbrannt wurde und auf seinen
Fluch, den er gegen das Königshaus der Kapetinger und das Papsttum
geschleudert haben soll.
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Gedenktafel am Pont Neuf in Paris zur Hinrichtung Jacques de Molays am 18. März 1314

Foto: PHGCOM [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)]




Fußnoten:


[1] Siehe im Schattenblick den Beitrag von Gerhard Feldbauer
"Staatsgründung Preußens vor 400 Jahren - reaktionäre Ursprünge bei
den Kreuzrittern" unter:

www.schattenblick.de / Infopool → GEISTESWISSENSCHAFTEN →
GESCHICHTE / MEMORIAL/188 vom 21.08.2018

[2] Sein voller Name lautet: "Der souveräne Ritter- und Hospitalorden
vom Heiligen Johannes von Jerusalem von Rhodos und von Malta".

[3] The Harvard Crimson Newspaper, 30. Juli 1976, auch Christian
Feldmann: Benedikt XVI., der bayerische Papst, Regensburg 2005,
S. 118.

[4] Walter Zöllner: Geschichte der Kreuzzüge, Berlin/DDR 1983, S. 28f.

[5] J. R. Grigulevic: Ketzer - Hexen - Inquisitoren. Geschichte der
Inquisition, Berlin/DDR 1980, S. 199.

[6] Grigulevic, a.a.O., S. 200.

[7] Hans Kühner; Lexikon der Päpste, Wiesbaden1977, S. 214.
Notre Dame-Kirche.

[8] Grigulevic, a.a.O., S. 199.

[9] Uli Weyland: Strafsache Vatikan, München 1994, S. 180 f.

 * 

Quelle:

© 2019 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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PFLANZEN/048: Bodenkrusten - die Schwelle zum Leben ... (SB)




Manchmal sind es die ganz winzigen Lebewesen, die eine sehr bedeutende
Rolle spielen. Erst seit etwa drei Jahrzehnten befassen sich Forscher
intensiv mit der biologischen Bodenkruste, die in den ariden
(trockenen) und semiariden (halbtrockenen) Regionen der Erde
anzutreffen sind. Das können Steppen, Wüsten und Halbwüsten sein und
diese müssen nicht immer heiß und trocken, sondern können auch extrem
kalt sein. Die sogenannte biologische Bodenkruste bedeckt ein
Neuntel (1/9) der Landflächen der Erde und siedelt sich auf Gestein,
auf Eis oder auf heißem Sandboden an. Doch was sind das für Wesen, die
als Bodenkruste unter solch extremen Bedingungen leben und sich
vermehren, wo andere keine Chance zum Überleben haben?


Blaualgen, Cyanobakterien, Flechten, Moose und Pilze

Sie ist dünn, diese biologische Bodenkruste, nur wenige Millimeter
dick. Zu ihren Bewohnern zählen Cyanobakterien, Grünalgen, Flechten,
Moose und Mikropilze. Lange Zeit wurden sie übersehen, ihre Bedeutung
für die Vegetation oder das Weltklima unterschätzt. Dabei spielen sie
eine enorm wichtige Rolle, denn das von ihnen gebildete Mini-Ökosystem
festigt nicht nur die oberen Erdschichten und bereitet sie durch ihre
vielfältigen Stoffwechselprozesse für größere Pflanzen vor, düngt
quasi das obere Erdreich und dient bereits kleineren Bodenorganismen
als Nahrung, sie nehmen zudem auch Kohlendioxid auf und binden
Stickstoff im Boden. Wie eine schützende Haut legen sich die
biologischen Krustenlebensgemeinschaften über die Erde und es wird
vermutet, dass sie sogar in der Lage sind, den globalen Klimawandel
abzubremsen.




[image: Auf rötlichem Sandboden ragen viele sehr kleine Gewächse nur knapp über dem Erdboden, vereinzelt sind auch etwas größere Pflanzen zu sehen - Foto: 2010, by Nihonjoe [CC BY-SA 3.0(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Bodenkrustenlandschaft im Natural Bridges National Monument, Utha

Foto: 2010, by Nihonjoe [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons




Sie leben unter extremen Bedingungen, sind wahre

Überlebenskünstler

Den unwirtlichen Gebieten, an denen sie sich ausgebreitet haben, ist
eines gemeinsam, hier fällt nur sehr wenig Niederschlag. Mancherorts
regnet es nur in wenigen Monaten des Jahres und in geringen Mengen, in
anderen Gebieten regnet es über lange Zeiten gar nicht und sämtliche
Lebewesen, ob Pflanze oder Tier, müssen mit Taunässe oder
Nebelfeuchtigkeit auskommen. Also dort, wo extreme Bedingungen
herrschen, wie beispielsweise in der Namib-Wüste in Namibia, den
Steppenlandschaften Australiens oder in der eisigen Arktis siedeln sie
auf nacktem Felsgestein oder auf nährstoffarmen, trockenen Böden. Ihre
besondere Fähigkeit auch dann noch weiterzuleben, wenn sie
ausgetrocknet sind, also quasi zwischen Leben und Tod hin und her
wechseln, ermöglicht es ihnen, in solchen Regionen der Erde zu
existieren.

Bei Trockenheit werden sie inaktiv, zeigen keine Stoffwechselwirkung
und erst bei Einsetzen von Regen oder ausreichend auftretender
Feuchtigkeit erwachen sie wieder zum Leben. Blütenpflanzen könnten das
nicht, wenn sie vertrocknet sind, bedeutet das auch ihr Ende. Dieser
ganz speziellen Fähigkeit dieser unscheinbaren Wesen verdanken wir
mehr als bisher erkannt wurde.




[image: Diese Karte zeigt die verschiedenen trockenen Klimazonen der Erde, nördliches und südliches Afrika, Indien, Australien, Naher Osten, China, Mittelamerika und die Eiswüsten - Grafik: 2007, by LordToran [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Karte der Trockengebiete mit Wüstenklima, Savannenklima, Tundrenklima,
Eisklima

Grafik: 2007, by LordToran [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons






Sie arbeiten als Bodenbereiter, Bodenbefestiger, dienen als
Wasserspeicher und betreiben Photosynthese

Wissenschaftler haben berechnet, dass die winzigen
Lebensgemeinschaften der biologischen Bodenkruste Stickstoff im
Erdreich binden. Sie nehmen an, dass diese Winzlinge weltweit für die
Hälfte der Stickstoffbindung im Boden verantwortlich sein könnten.
Das ist besonders wichtig für die ohnehin nährstoffarmen Böden in den
ariden Zonen. Stickstoff dient als Dünger und so können in der Folge
dort beispielsweise auch Gräser wachsen. Eine wichtige Rolle spielen
die Bodenkrusten bei der Bodenbefestigung. Gerade trockene Erde kann
leicht fortgeweht werden, man spricht dann von Erosion. Im schlimmeren
Fall können richtige Staubstürme entstehen. Aus dem Zusammenwirken der
Cyanobakterien, Grünalgen, Flechten und kleinsten Pilzen werden
verschiedene Mehrfachzucker (Polysaccharide) abgeschieden, die die
obere Erdschicht "zusammenkleben", ihr Halt verleiht und damit einen
guten Schutz gegen Bodenerosion bewirken.




[image: Eine Gebirgslandschaft von oben betrachtet, deutlich zu erkennen der Bewuchs des Gesteins mit braun, grün, grau und gelblich schimmernden biologischen Bodenkrusten - Foto: 2009, by Svíčková [CC BY-SA 3.0(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Cyanobakterien auf Felswand, Alpen

Foto: 2009, by Svíčková [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons




Aber sie können noch mehr. In den trockenen Regionen, den Wüsten und
Halbwüsten, den Steppen, Gebirgen, Tundren und Savannen ist
Niederschlag besonders selten. Da ist es nur gut, wenn das kostbare
Wasser gespeichert werden kann und das vermögen die Cyanobakterien.
Sie können nahezu das Zehnfache ihres Trockenvolumens speichern. Wenn
diese Cyanobakterien in größeren Flächen, den "Cyanobakterienmatten",
auftreten, bilden sie einen dünnen Film oder anders ausgedrückt, eine
dünne Haut auf dem Boden. Dadurch werden die Poren der oberen
Erdschicht verschlossen und die Versickerungsgeschwindigkeit wird
verringert, die Organismen können die Feuchtigkeit länger nutzen.
Das wiederum ermöglicht es ihnen, Photosynthese zu betreiben.
Grundsätzlich ist Nässe für alle Lebewesen der biologischen
Bodenkruste unerlässlich, um ihre Stoffwechselvorgänge zu aktivieren.
In der bereits erwähnten Namib-Wüste, einer der trockensten Regionen
der Welt, bedecken die biologischen Bodenkrusten mehrere tausend
Quadratkilometer.

Hier untersuchten Wissenschaftler genau, wie die
Krustenorganismen arbeiten. Die Namib-Wüste liegt längsseits am
Atlantik. Immer wenn sich Nebel vom atlantischen Ozean her über die
Wüste ausbreitet, erwachen sie und beginnen Photosynthese zu
betreiben, wobei sie Sauerstoff abgeben und Kohlendioxid aufnehmen.
Die Forscher schätzen aufgrund ihrer Berechnungen, dass weltweit
gesehen, die biologischen Bodenkrusten in der Lage sind, so viel
klimaschädliches Kohlendioxid zu binden, wie jährlich durch die
Verbrennung von fossilen Energieträgern (Kohle und Öl) in die Luft
geblasen wird. Damit sind sie für den Kampf gegen den Klimawandel von
erheblicherer Bedeutung als bisher angenommen.




[image: Eine weite Fläche mit rötlichem Sand, auf dem sehr niedrige Pflanzen wachsen, die einen verdorrten Eindruck machen - Foto: 2005, by Marco w at English Wikipedia [Public domain], via Wikimedia Commons]

Blick auf die Namib Wüste

Foto: 2005, by Marco w at English Wikipedia [Public domain], via Wikimedia Commons






Biologische Bodenkruste - kann sie helfen, unseren Planeten
zu retten?

Viele Wissenschaftler sind weltweit sehr intensiv mit der Erforschung
der biologischen Bodenkrusten beschäftigt, denn man verspricht sich
viel von ihren Fähigkeiten. In China versucht man beispielsweise mit
der Ansiedlung von Bodenkrusten die Wüstenausbreitung zu verringern.
Sie sollen die Bodenschicht befestigen und so Erosion und Sandstürme
verhindern helfen. In Australien arbeiten Forscher mit den Farmern
zusammen. Dort bemüht man sich um den Erhalt und den Schutz der
Bodenkruste. Denn sie soll die obere Erdschicht zusammenhalten, mit
Stickstoff düngen und die Feuchtigkeit länger speichern, und dadurch zu
vermehrtem Wachstum der Gräser führen, die von den Rindern gefressen
werden, was im Interesse der Viehzüchter liegen dürfte. In den ariden
Regionen dieser beiden Länder versucht man auch Cyanobakterien
auszustreuen, die sozusagen als Pioniere wirken sollen, damit sich
wieder biologische Bodenkrusten bilden können.

Auch in Deutschland gibt es bereits Ideen, wie man die
Bodenkrustenorganismen nutzen kann. Sie könnten bei der Belebung von
Böden von alten Bergbaugebieten helfen, damit sich dort wieder eine
Pflanzendecke bilden kann.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.deutschlandfunk.de/bodenkruste-die-aelteste-wohngemeinschaft-der-erde.676.de.html?dram:article_id=292468

https://www.bgc-jena.mpg.de/www/index.php/PublicRelations/PReleasesSingle?jahr=2015&id=1448899366

https://www.natur-und-landschaft.de/de/news/globaler-wandel-gefaehrdet-bodenkrusten-in-trockengebieten-825
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HÖRFUNK/481: Deutschlandfunk Kultur - Der Amboss, ein ungewöhnliches Instrument, 20.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Amboss - ein ungewöhnliches Instrument

Von Heidi Mottl

Kakadu. Musiktag

Mittwoch, 20. März 2019, 15.05 - 15.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ein Amboss ist eines der ältesten Werkzeuge überhaupt und wird bis
heute immer noch benutzt. Mit einem Amboss verbindet man Kraft, Lärm
und Arbeit, aber wer denkt bei so einem groben Metallklotz schon an
Musik? Und doch wird der Amboss seit über 500 Jahren in vielen, ganz
unterschiedlichen, Musikstücken eingesetzt. Doch Amboss ist nicht
gleich Amboss, und so ist Heidi Mottl diesem ungewöhnlichen Instrument
einmal nachgegangen und dabei im Schlagzeugraum der Berliner
Staatsoper auf ungewöhnliche Exemplare gestoßen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSEUM/850: Bielefeld - Auf den Spuren von Arminius, 24.03.19


Stadt Bielefeld

Auf den Spuren von Arminius



Bielefeld (bi). Im Historischen Museum reisen Kinder am Sonntag, 24.
März, in die Zeit der Römer und Germanen. Sechs- bis Achtjährige
erforschen die Geschichte des germanischen Anführers Hermann und
basteln danach ein eigenes Schutzschild.

Die Veranstaltung startet um 14.30 Uhr und kostet sechs Euro.

Anmeldungen unter 0521 51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 18.03.19

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TREFFEN/176: Bielefeld - Das Märchen vom dicken fetten Pfannkuchen, zu seiner Geschichte, 24.03.19


Stadt Bielefeld

Das Märchen vom dicken fetten Pfannkuchen



Bielefeld (bi). Die Abenteuer des dicken fetten Pfannkuchens erleben
Kinder von drei bis fünf Jahren am Sonntag, 24. März, im Historischen
Museum. Von 11.30 bis 12.30 Uhr lernen Kinder die Geschichte des
Pfannkuchens kennen und zum Abschluss landet er sogar auf dem Teller.

Die Veranstaltung kostet sechs Euro.

Anmeldungen unter 0521 51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 18.03.19

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TREFF/729: Mönchengladbach - Mexikanische Atelierstipendiatin Minerva Cuevas stellt ihre Arbeit vor, 23.03.19


Stadt Mönchengladbach

Kunst für Menschen

Mexikanische Atelierstipendiatin Minerva Cuevas stellt ihre Arbeit
im Museum Abteiberg vor.



Der Name einer bekannten französischen Quellwassermarke verwandelt
sich in einem ihrer Projekte in das Wort Egalité (Gleichheit), um ein
Bewusstsein für die Trinkwasserrechte in Mexiko zu wecken. Im
US-amerikanischen Dallas hat sie für das dortige Museum eine große
Wandmalerei geschaffen, in der unter anderem die Verwüstungen durch
die Ölförderung und die Nöte der illegalen Einwanderer thematisiert
werden. Die aktuelle Atelierstipendiatin der Stadt Mönchengladbach,
die mexikanische Künstlerin Minerva Cuevas, ist eine hochpolitisch und
hochästhetisch arbeitende Künstlerin.

Am Samstag, 23. März, stellt sie um 15 Uhr im Veranstaltungssaal des
Museums Abteiberg ihre künstlerischen Interventionen und
Installationen, Skulpturen, Videos und Fotografien anhand von
Arbeitsbeispielen und Filmen vor.

Im Anschluss an die Präsentation gibt es Gelegenheit zu einem Treffen
mit der Künstlerin im MuseumsCafé.

Das vom Städtischen Kulturbüro organisierte Künstlergespräch findet in
englischer Sprache statt.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 18.03.2019

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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GLEICHHEIT/6840: Nach Protest gegen Verfassungsschutz - Bußgelder gegen Musikgruppe "Lebenslaute"


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Nach Protest gegen Verfassungsschutz: Bußgelder gegen Musikgruppe
"Lebenslaute"

Von Dietmar Gaisenkersting

18. März 2019



Am 20. August letzten Jahres hatten rund 70 Musikerinnen und Musiker,
Sängerinnen und Sänger mit klassischer Musik vor der Zentrale des
Bundesamts für Verfassungsschutz (BfV) in Köln protestiert. Nun sind gegen
zwanzig von ihnen Bußgelder erhoben worden.

Der Konzertprotest der Gruppe "Lebenslaute" stand 2018 unter dem Motto "Mit
Suite und Kantate gegen den Staat im Staate - Geheimdienste abschalten!".
Die Künstler blockierten den Haupteingang sowie vier Nebeneingänge des
Geheimdienst-Komplexes bereits in den frühen Morgenstunden. Mit ihrer
Aktion [1] kritisierte die Gruppe vor allem die Rolle des
Verfassungsschutzes bei den Morden des Nationalsozialistischen Untergrunds
(NSU) [2].

Sofort erschienen Einsatzkräfte der Polizei, die schon bald begannen, die
Blockaden aufzulösen. Viele Mitglieder der "Lebenslaute" wurden dabei von
Polizisten fortgetragen. Einen Tag später spielten die Musiker und
Musikerinnen erneut vor den Toren des Bundesamtes in Köln. Die WSWS
berichtete ausführlich [3], auch per Video [4].

"Für diesen unserer Ansicht nach legitimen politischen Protest erfahren wir
nun staatliche Repression in Form von Bußgeldern wegen Verstoßes gegen das
Versammlungsrecht", schreibt die Gruppe in einem Brief an die
Öffentlichkeit und den nordrhein-westfälischen Innenminister Herbert Reul
(FDP), der qua Amt oberster Vorgesetzter der Polizei ist.

Betroffen sind 20 Mitglieder der Aktionsgruppe, die von der Polizei
weggetragen wurden. Sie alle erhielten einen Bußgeldbescheid von jeweils
100 Euro. Andreas Will, Chormitglied bei "Lebenslaute", berichtete der
WSWS, sie hätten zunächst Widerspruch gegen die Bescheide eingelegt. "Wir
wollen nicht zahlen", so Will. Ob es zu einem Prozess komme, könne er
selbstverständlich nicht sagen. "Aber einige von uns wollen auf keinen Fall
zahlen und gehen eher ins Gefängnis."

Im Brief an Reul zitiert die Gruppe aus der Rede des Rechtsanwalts Rolf
Gössner zu ihrer Aktion: "Der 'Verfassungsschutz' hat Neonaziszenen und -
parteien über seine bezahlten Spitzel letztlich mitfinanziert, rassistisch
geprägt, gegen polizeiliche Ermittlungen geschützt und gestärkt, anstatt
sie zu schwächen. Damit ist er über sein kriminelles V-Leute-System selbst
integraler Bestandteil des Neonaziproblems geworden, konnte jedenfalls kaum
etwas zu dessen Bekämpfung beitragen."

Die Gruppe erinnert in ihrem Brief auch daran, dass nach "der
Selbstenttarnung des NSU [...] unter anderem im Bundesamt für
Verfassungsschutz Akten vernichtet" wurden, "die die Tätigkeit dutzender
V-Leute aus seinem Umfeld dokumentierten". Sie erwähnt Andreas Temme,
Verfassungsschutzmitarbeiter, der nachweislich bei dem NSU-Mord an Halit
Yozgat in Kassel am Tatort war. Und sie erinnert daran, dass "spätestens
seit 2016 [...] V-Leute auch in der islamistischen Szene" mitmischen, "etwa
im Fall des Attentäters vom Breitscheid-Platz, Anis Amri. Es besteht der
Verdacht, dass seine Planungen dem Amt bekannt waren. Und auch hier wurden
Akten manipuliert."

Erst vor einigen Wochen wurde bekannt, dass ein Komplize Amris [5] inmitten
der Ermittlungen aus dem Gefängnis heraus in sein Heimatland abgeschoben
wurde.

Aus alldem werde deutlich, dass die Aktivitäten des Verfassungsschutzes
wegen seines unkontrollierbaren V-Leute-Systems von denen terroristischer
Organisationen und Szenen nicht mehr klar zu unterscheiden seien. "Deshalb
halten wir zivilen gewaltfreien Widerstand gegen dieses Amt für ein
legitimes Mittel. Wir fordern die Einstellung aller Verfahren gegen
Mitglieder von Lebenslaute", heißt es in dem Brief.

Die "Lebenslaute"-Gruppe existiert inzwischen über 30 Jahre. Seit 1986
versammeln sich ihre Mitglieder einmal im Jahr jeweils im Sommer zu einer
musikalischen Konzert-Aktion, um auf "Militärübungsplätzen und
Abschiebeflughäfen, vor Atomfabriken und Raketendepots, in
Ausländerbehörden und an anderen menschenbedrohenden Orten" zu
protestieren.

Die Aktion im letzten Jahr traf ins Schwarze. Der Dirigent Ulrich Klan,
Gründungsmitglied von "Lebenslaute" und international anerkannter Musiker
und Komponist, berichtete im letzten August, dass sich die Mitglieder der
"Lebenslaute" zunächst lange schwer getan hatten, die Frage des
Verfassungsschutzes in ihrer jährlichen Sommeraktion aufzunehmen. Das Thema
erschien damals - im Januar 2018 - wenig populär. "Wir sehen aber jetzt, im
August 2018, dass wir hier etwas losgetreten haben, dass wir ein komplexes
Thema aufgemacht haben", sagte er damals der WSWS.

Dabei ging Klan nicht nur auf die Rolle des Verfassungsschutzes im Rahmen
der Morde des NSU ein, sondern auch auf den damals noch amtierenden
Verfassungsschutz-Präsidenten Hans-Georg Maaßen. "Der neueste Skandal ist,
dass jetzt herausgekommen ist, dass der Chef des Bundesverfassungsschutzes
engen Kontakt zu Rechtsextremen pflegt", sagte er. Er bezog sich auf das
Buch Inside AfD 6, in dem berichtet wird, dass sich Maaßen mehrmals
mit der damaligen AfD-Vorsitzenden Frauke Petry getroffen hatte. Inzwischen
hat Maaßen seinen Posten verloren [7], weil er einen rechtsradikalen
Aufmarsch in Chemnitz verteidigte.

Auch in diesem Jahr greift die Sommeraktion der "Lebenslaute"-Gruppe ein
aktuelles und brennendes Problem auf. Gemeinsam mit der Gruppe "Pro
Bleiberecht", einem Netzwerk von Geflüchteten und deren Unterstützern in
Mecklenburg-Vorpommern, fordert sie die Schließung des Erstaufnahmelagers
bei Nostorf-Horst in dem nordöstlichen Bundesland.

Die ehemalige DDR-Grenzschutzkaserne im äußersten westlichen Zipfel
Mecklenburg-Vorpommerns wurde als Flüchtlingslager kurz nach den Pogromen
in Lichtenhagen/Rostock in den 90er Jahren umgebaut. Es liegt isoliert
mitten im Wald und ist von der menschlichen Gesellschaft infrastrukturell
weitgehend abgeschnitten. "Viele Bewohner*innen, die über Monate, manchmal
Jahre dort ausharren müssen, empfinden diese Einrichtung als 'offenes
Gefängnis'", schreiben "Lebenslaute" und "Pro Bleiberecht".

In dem Lager fänden wöchentlich unter Ausschluss der Öffentlichkeit
Abschiebungen statt, die sozialen, gesundheitlichen und materiellen
Bedürfnisse würden nur minimal erfüllt. "Kindern wird der Schulbesuch
verwehrt, die medizinische Versorgung ist dort zusammengebrochen." Der
Abschiebepolitik der Regierung kritisch gegenüberstehende Organisationen
erhielten regelmäßig Hausverbote, so dass sie das Gelände nicht betreten
dürfen.

"Das Aufnahmelager in Horst soll eines der berüchtigten ANKER-Zentren der
Bundesregierung werden", berichtet uns Andreas Will. "Unser Protest richtet
sich gegen die faktische Abschaffung des Asylrechts." Die 
"Lebenslaute"-Aktion 2019 [8] findet dieses Jahr vom 13. bis 19. August statt und steht
unter dem Motto: "Schluss mit Isolation und Abschiebungen! Horst
schließen!"


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/08/21/lebe-a21.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/07/16/nsup-j16.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2018/08/22/lebe-a22.html

[4] https://www.facebook.com/Gleichheit/videos/624082844658965/

[5] https://www.wsws.org/de/articles/2019/03/02/terr-m02.html

[6] https://www.wsws.org/de/articles/2018/08/03/maas-a03.html

[7] https://www.wsws.org/de/articles/2018/11/07/maas-j08.html

[8] https://www.lebenslaute.net/

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2019 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten
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Trump hält Notstandsdekret durch Veto aufrecht

Von Patrick Martin

16. März 2019



Am Donnerstagnachmittag stimmte der amerikanische Senat mit 59 zu 41
Stimmen für eine Resolution zur Aufhebung des nationalen Notstands, den
US-Präsident Trump am 15. Februar ausgerufen hatte, um Gelder aus dem
Militäretat zum Bau einer Mauer entlang der amerikanisch-mexikanischen
Grenze zu benutzen. Die Abstimmung ist ein Ausdruck der wachsenden Krise
des politischen Systems der USA.

Zwölf republikanische Senatoren stellten sich gegen Trump und stimmten
gemeinsam mit den 47 Demokraten für eine Resolution, die das
Repräsentantenhaus am 26. Februar angenommen hatte. (Gemäß dem Nationalen
Notstandsgesetz von 1976 muss eine Resolution zur Aufhebung eines vom
Präsidenten ausgerufenen Notstands, die von einer der beiden Kammern des
Kongresses angenommen wurde, innerhalb von 18 Tagen auch der anderen Kammer
zur Abstimmung vorgelegt werden. Verschleppungstaktiken oder Verzögerungen
sind nicht erlaubt, und die einfache Mehrheit entscheidet.)

Trump legte gegen diese Resolution sein Veto ein, sobald sie auf seinem
Schreibtisch lag. Bereits wenige Minuten nach der Abstimmung im Senat
twitterte er nur das Wort "VETO!" Am Donnerstag beschimpfte er die
Demokraten und die Sprecherin des Repräsentantenhauses, Nancy Pelosi, über
Twitter und drohte mit politischen Vergeltungsmaßnahmen gegen jeden
republikanischen Senator, der sich gegen das Weiße Haus stellt.

Es ist bemerkenswert, dass sich 12 Republikaner über diese Drohungen
hinweggesetzt haben. Bereits am Vortag hatten sich sieben Republikaner von
der Regierung abgesetzt und für eine Resolution gestimmt, welche die
Unterstützung der USA für die saudische Militärintervention im Bürgerkrieg
in Jemen verurteilt. Die Resolution ging deswegen mit einer Mehrheit von 54
zu 46 Stimmen durch.

Viel bedeutsamer ist jedoch, dass 41 republikanische Senatoren der
Ausrufung des nationalen Notstands zugestimmt hatten. Damit hat die große
Mehrheit der republikanischen Fraktion für eine Maßnahme des Präsidenten
gestimmt, die auf eklatante Weise gegen die verfassungsmäßige
Gewaltenteilung verstößt. Sie haben das wichtigste Recht ihres eigenen
Verfassungsorgans nicht verteidigt: die alleinige Befugnis zur Zuweisung
von Mitteln an die Bundesregierung.

Die Republikaner, die für die Resolution der Demokraten gestimmt haben,
machten deutlich, dass sie Trumps Politik der brutalen Unterdrückung von
Immigranten und sogar den Bau der Grenzmauer in Wirklichkeit unterstützen.
Sie störten sich nur an seinen verfassungswidrigen Methoden: der Ausrufung
des Notstands, nachdem der Kongress sich geweigert hatte, mehr als 1,375
Milliarden Dollar für "Grenzsicherheit" bereitzustellen, und den Neubau von
mehr als 88 Kilometern Mauer ausdrücklich verbot.

Der konservative Republikaner Jerry Moran aus Kansas erklärte in einer
handschriftlichen Stellungnahme: "Ich glaube, Notstandsvollmachten unter
diesen Umständen zu benutzen, verstößt gegen die Verfassung. Unser Land
bewegt sich damit immer weiter auf dem Weg zu einer allmächtigen Exekutive -
 etwas, was die Urheber der Verfassung fürchteten."

Senator Lamar Alexander aus Tennessee, der zuvor gewarnt hatte, Trump
provoziere eine "Verfassungskrise" herauf, erklärte: "Noch niemals zuvor
hat ein Präsident um Mittel gebeten, die der Kongress verweigert hat, und
noch niemals hat ein Präsident dann den National Emergencies Act von 1976
benutzt, um das Geld trotzdem auszugeben."

Senator Mitt Romney aus Utah, der republikanische Präsidentschaftskandidat
von 2012, bezeichnete die Resolution als "eine Stimme für die Verfassung
und das Gleichgewicht der Kräfte, das ihr zugrunde liegt. ... Ich mache mir
ernsthaft Sorgen, dass ein Übertreiben der Exekutive künftige Präsidenten
dazu animieren wird, ihre Macht noch weiter auszudehnen und zu
missbrauchen."

Viele Senatoren unterstützten das Argument: Trump habe einen Präzedenzfall
für einen künftigen demokratischen Präsidenten geschaffen, den Klimawandel
oder Schusswaffengewalt als "nationalen Notstand" zu bezeichnen und
einseitig ohne Einwilligung des Kongresses entsprechende Schritte
einzuleiten.

Trumps Antwort, die er Anfang des Monats bei der Conservative Political
Action Conference gab, gibt zu denken: Er erklärte, der beste Weg, einen
demokratischen Präsidenten daran zu hindern, unter solchen Bedingungen den
Notstand auszurufen, sei der Sieg in der Wahl von 2020. Und nicht nur 2020.
Diese Antwort ergibt nur Sinn als Teil einer Perspektive, die darauf
ausgelegt ist, die ultrarechte Kontrolle über das Weiße Haus mehr oder
weniger unbefristet aufrechtzuerhalten.

Die Konfrontation zwischen dem Weißen Haus und der demokratischen
Kongressfraktion begann, als Trump den von beiden Parteien ausgehandelten
Haushaltsdeal ablehnte und damit Ende Dezember die Schließung eines Teils
der Bundesbehörden erzwang. Seitdem hat Trump immer außerhalb der normalen
Regeln der bürgerlichen Politik in Amerika operiert.

Im Dezember hat Trump die Folgeresolution von Senatsmehrheitsführer Mitch
McConnell abgelehnt, die den Parteien Zeit für die Aushandlung eines
langfristigen Haushaltsdeals beider Parteien verschaffen sollte.

Er ließ zu, dass Teilstillegung der Bundesverwaltung 35 Tage dauerte. Er
hob sie erst auf, als die unbezahlten Bundesbeschäftigten mit massenhafter
Arbeitsverweigerung drohten.

Nachdem er eine kurzfristige Folgeresolution und einen Deal akzeptiert
hatte, der die Mittel für Grenzsicherheit auf 1,375 Milliarden Dollar
beschränkte (die gleiche Summe, die im Dezember gefordert wurde), rief
Trump den nationalen Notstand aus, um diverse Haushaltsmittel des Pentagon
ins Heimatschutzministerium zu verschieben - ein direkter Verstoß gegen die
Entscheidung der Legislative.

Im Vorfeld der Abstimmung im Senat verhinderte Trump zweimal Versuche der
republikanischen Senatsfraktion, innerhalb der Legislative einen Weg zur
Umgehung des Verfassungskonflikts zu finden.

Angesichts des beispiellosen Vorgehens beider Kammern des Kongresses gegen
die Ausrufung eines nationalen Notstands wird Trump sein Veto gegen die
Resolution einlegen und sich darauf verlassen, dass eine ultrarechte
Minderheit im Repräsentantenhaus dieses Veto aufrechterhält.

Unterdessen versucht Trump unaufhörlich, seine ultrarechte Basis mit offen
rassistischen Appellen, immigrantenfeindlicher Bigotterie und
faschistischer Hetze gegen den Sozialismus zu mobilisieren. So erklärte er
in seiner berüchtigten Rede zur Lage der Nation, er werde niemals zulassen,
dass Amerika ein sozialistisches Land wird.

Die Parteiführung der Demokraten und ihre Anhänger in den Mainstreammedien
feiern die Abstimmung im Senat als schweren Rückschlag für Trump und sogar
als Wendepunkt in der amerikanischen Politik. Der Führer der demokratischen
Minderheitsfraktion im Senat, Chuck Schumer, erklärte: "Ich bin den
republikanischen Senatoren dankbar, dass sie das Richtige getan haben.
Hoffen wir, dass die Stimmen in dieser Woche ein neuer Anfang waren.
Republikaner beginnen jetzt, aus Mut, Prinzip und vielleicht aus
Frustration, sich gegen den Präsidenten zu stellen, wenn er zu weit geht."

Bedeutsamer als die Abstimmung im Senat ist jedoch die Erklärung der
Sprecherin des Repräsentantenhauses, der Demokratin Nancy Pelosi, vom
Montag: Sie plane kein Amtsenthebungsverfahren gegen Trump.

Die republikanischen Senatoren, die gegen Trumps nationalen Notstand
stimmten, haben betont, dass der Präsident gegen die Verfassung verstößt.
Pelosi selbst erklärte letzten Monat in einem Brief an Mitglieder des
Repräsentantenhauses: "Die Entscheidung des Präsidenten, die Grenzen des
Rechts zu überschreiten, um das zu bekommen, was er nicht durch den
verfassungsmäßigen legislativen Prozess bekommen konnte, verstößt gegen die
Verfassung und muss beendet werden."

Doch Pelosi lehnt es ab, von den verfassungsmäßigen Mitteln Gebrauch zu
machen, um einen Präsidenten abzusetzen, der systematisch gegen die
Verfassung verstößt. Tatsächlich haben weder Pelosi noch irgendein anderer
Demokrat im Kongress - auch nicht diejenigen, die angeblich ein
Amtsenthebungsverfahren unterstützen - Trumps dreisten Verstoß gegen die
Verfassung als Grund für eine Amtsenthebung bezeichnet.

Kein einziger Demokrat im Kongress ruft zu Demonstrationen oder
Massenprotesten gegen Trumps Verfassungsbruch auf. Stattdessen ist die
Hauptsorge von Pelosi & Co., dass der Konflikt innerhalb der herrschenden
Elite die Autorität des kapitalistischen Staates schwächt. Gleichzeitig
wachsen in der Arbeiterklasse die Militanz und der Widerstand gegen beide
Parteien des Großkapitals, was sich in Streiks der Lehrer, in der Industrie
und im Dienstleistungsbereich äußert.
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Buchbesprechung

Die scheinbar natürlichste Sache der Welt

Nicht nur Frauen können schwanger werden

von Antje Schrupp



Schwangerschaft und Geburt gehören sicherlich zu den verkitschtesten
sozialen Begebenheiten. Einerseits ist es eine einfache biologische
Tatsache, dass neue Menschen nur auf die Welt kommen können, wenn sie
im Bauch einer anderen Person neun Monate lang wachsen.

Andererseits ist dieses Phänomen merkwürdig doppelbödig, nämlich in
seinen normierten Varianten unglaublich sichtbar und präsent, in
seinen aus der Norm fallenden Varianten hingegen beinahe tabuisiert.

Fröhliche Babys, die zu jungen, meist blonden, immer aber
heterosexuellen Paaren gehören, bevölkern die Werbung, das Kino, die
Literatur, die Klatschspalten. Wenig sichtbar ist hingegen die
Tatsache, dass in manchen Ländern bereits bis zu vier Prozent aller
Kinder heute bereits durch In-Vitro-Fertilisation gezeugt werden. Oder
das Leid der Menschen mit Kinderwunsch, die trotz aller Versuche nicht
schwanger werden. Oder die Herausforderungen, die sich auftun, wenn
sich herausstellt, dass ein Fötus vielleicht mit einer schweren
Behinderung zur Welt kommen würde. Die Trauer nach einer Fehlgeburt.

Die Hindernisse, die Menschen in den Weg gelegt werden, die nicht in
den üblichen und sozial akzeptierten Familienkonstellationen leben
wollen. Und so weiter.

Dieser Sammelband dokumentiert zahlreiche subjektive Erfahrungen mit
dem Thema, teilweise auch in Form von Interviews oder Protokollen. Die
Stärke dieser vielfältigen Perspektiven ist es, von dem jeweiligen
persönlichen Erleben auszugehen und das Thema "Kinderkriegen" nicht
auf einen Nenner bringen zu wollen, sondern es als subjektive
Erfahrung zu erzählen. Es kann nämlich von der einen so, von dem
anderen anders und von der dritten wiederum noch ganz anders erlebt
werden - je nach Umfeld, je nach Kontext, je nach Möglichkeiten, aber
eben auch je nach eigener Persönlichkeit und je nach eigenem Begehren.

Und dann ist da noch die Verknüpfung von Schwangerwerdenkönnen mit
Weiblichkeit.

Dass in der traditionellen Logik "nur Frauen" schwanger werden können,
ist wohl einer der Gründe dafür, dass das Thema bislang nicht als
politisches erkannt wird - außer es geht um Abtreibungsverbote. Dass
es vielmehr als "Privatsache" gilt, wie eben alles, was "nur" mit
Frauen zu tun hat. Der Hinweis des Buchtitels, dass dieses Thema auch
nicht-weibliche Geschlechter betrifft, bezieht sich daher nicht nur
auf die Tatsache, dass "Menschen mit Uterus" und "Frauen" nicht
dasselbe sind. Es hat auch nicht nur den Zweck, schwangere trans
Männer oder nicht binäre Menschen einzubeziehen und so eine queere
Leser*innenschaft anzusprechen. Sondern dass "nicht nur Mütter
schwanger waren" (sondern auch Männer, auch richtige, normale Menschen
quasi) verschafft dem Thema des Buches auch eine Legitimation und
Allgemeingültigkeit, die es nicht hätte, wenn es "nur" um Frauen
ginge.

Ich selbst bemerkte diese Dynamik zum Beispiel, als ich den
Erfahrungsbericht des langzeitstillenden trans Mannes Julien las. Er
empfindet sich nicht als "Mutter", weil dieses Wort für ihn weiblich
konnotiert ist, möchte deshalb auch nicht von "Muttermilch" sprechen
und benutzt stattdessen das Wort "Brustmilch". Beim Lesen merkte ich,
wie sich durch den geschlechtsneutralen Begriff meine innere
Vorstellung vom Vorgang des Stillens veränderte. Im Unterschied zu dem
Wort "Muttermilch" lenkt "Brustmilch" die Aufmerksamkeit nämlich nicht
auf das Geschlecht der Milch gebenden Person, sondern auf das dabei
involvierte Körperteil. Man denkt unweigerlich darüber nach, ob
Brustmilch Vor- oder Nachteile hat im Vergleich zu Kuhmilch oder
Flaschenmilch, und nicht - wie beim Begriff "Muttermilch" - darüber,
ob Kinder besser von ihren Müttern oder von anderen Personen gestillt
werden sollen, und ob Weiblichkeit in dem Zusammenhang ein relevanter
Faktor ist.

Es mag also zwar stimmen, dass die überwältigend große Mehrheit aller
Menschen, die schwanger werden, tatsächlich Frauen sind. Und es gibt
viele Kontexte, in denen eine "Geschlechtsneutralisierung" des
Sprechens darüber reale Verhältnisse verschleiern würde: So richten
sich etwa Abtreibungsverbote gegen die reproduktive Selbstbestimmung
von Frauen, und nicht von "Menschen mit Uterus". Es äußern sich dabei
dezidiert frauenfeindliche Ordnungen; dass auch nichtweibliche
Geschlechter betroffen sind, ist sozusagen ein Kollateralschaden.

Von daher ist es auch verständlich, dass manche Feministinnen
befürchten, dass man dem Thema nicht gerecht wird, wenn man die den
entsprechenden Kontroversen eingeschriebene Geschlechtsbezogenheit
nicht benennt.

Im Politischen andererseits hat es der gesellschaftlichen und
politischen Auseinandersetzung darüber in der Vergangenheit mehr
geschadet als genutzt, dass Schwangerwerden und Gebären als genuin
"weibliche" Erfahrung galt. Es muss vielleicht keine schlechte Sache
sein, wenn wir uns an den Gedanken gewöhnen, dass nicht nur "Frauen"
schwanger werden können, sondern generell Menschen. Nur halt nicht
alle.


Alisa Tretau (Hg): Nicht nur Mütter waren schwanger.
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IMI-Analyse 2019/09 vom 15. März 2019

Ins gemachte Netz gesetzt

Bundeswehr steigt ins Digitalfunknetz der zivilen Sicherheitsbehörden ein

von Martin Kirsch



Nachdem die Bundeswehr sich bereits zu Jahresbeginn einen
privilegierten Zugang zum Güterverkehr der Deutschen Bahn gesichert
hat,[1] um Kriegsgerät schneller Richtung Osten transportieren zu
können, ist jetzt der digitale Behördenfunk an der Reihe. Am 21.
Februar 2019 hatte der Bundestag eine Änderung des BDBOS-Gesetzes
(Bundesanstalt für den Digitalfunk der Behörden und Organisationen mit
Sicherheitsaufgaben) verabschiedet.[2] Einziger Inhalt der
Gesetzesänderung ist die Aufnahme der Bundeswehr in den Benutzerkreis
des staatlichen Digitalfunknetzes, das zuvor ausschließlich den
Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS)[3]
vorbehalten war. Bereits vor der Gesetzesänderung war die Bundeswehr
mit rund 8.500 Teilnehmer*innen aus den Bereichen Bundeswehrfeuerwehr,
den Bundeswehrkrankenhäusern und Teilen der Militärpolizei in das
BOS-Digitalfunknetz integriert. Begründet wurde dies mit der
Einbindung in die zivile Krankenversorgung, den Status als
"Werksfeuerwehr" und der engen Kooperation mit der Polizei bei der
Verkehrsüberwachung von militärischen Fahrzeugen.

Die Gesetzesänderung erlaubt es der Bundeswehr jetzt, bis zu 40.000
Soldat*innen aus den Bereichen Heer, Streitkräftebasis, Cyber und
Informationsraum und Sanitätsdienst in den Behördendigitalfunk zu
integrieren. Damit erhält erstmals auch die Kampftruppe der Bundeswehr
Zugang zum BOS-Digitalfunknetz, das seit 2006 für über 12 Milliarden
Euro aus zivilen Mitteln aufgebaut wurde. Diese Entscheidung fällt
nicht zufällig kurz nach dem Startschuss für ein zentrales
Rüstungsprogramm unter dem Titel "Digitalisierung Landbasierter
Operationen", das eng mit der Aufrüstung an der NATO-Ostflanke
verbunden ist.

Während lokale Feuerwehren und Rettungsdienste die teure
Digitalfunktechnik z.T. aus eigenen Mitteln anschaffen müssen, stehen
der Bundeswehr für Rüstungsprojekte im Bereich der digitalen
Kommunikationstechnik und Vernetzung in den nächsten Jahren
Milliardenbeträge zur Verfügung. Zudem wird das Trennungsgebot
zwischen Polizei, Geheimdiensten und Armee mit dem gemeinsamen
Digitalfunknetz auf infrastruktureller Ebene vollends ausgehoben.


Netzaufbau mit Hindernissen

Dem erst 2016 abgeschlossenen Aufbau des BOS-Digitalfunknetzes im
TETRA-Standard geht eine über 20-jährige Geschichte von Pleiten, Pech
und Pannen voraus. Um den analogen Funk von Behörden, Industrie und
Nahverkehrsunternehmen abzulösen, wurde Mitte der 1990er Jahre der
Digitalfunkstandard "Trans European Trunked Radio" (TETRA) in
Konkurrenz zum US-Standard "Projekt 25" entwickelt. Der Standard für
Bündelfunknetze wurde darauf vom Europäisches Institut für
Telekommunikationsnormen als "Terrestrial Trunked Radio", ebenfalls
TETRA, zertifiziert und wird mittlerweile in über 50 Staaten weltweit
genutzt. Die einzige rein EUropäische Komponente, die in der
TETRA-Software eingeschrieben bleibt, ist ein ausschließlich Behörden
innerhalb der EU vorbehaltener Verschlüsselungsalgorithmus.

Nachdem bereits die Innenminister Kanther und Schily an der Planung
des Behördendigitalfunks gescheitert waren, trat 2006 das "Gesetz über
die Errichtung einer Bundesanstalt für den Digitalfunk der BOS" in
Kraft. Die Ausschreibung für den Netzaufbau ging im selben Jahr an
EADS (heute Airbus) in Kooperation mit Siemens und Nokia. Zu diesem
Zeitpunkt wurde noch mit Kosten von rund 4,5 Milliarden Euro für die
Einrichtung der Netzinfrastruktur und der Ausstattung von
Polizeibehörden, THW und Katastrophenschutz mit Endgeräten gerechnet.
Nicht in der Kalkulation enthalten waren die Endgeräte von Feuerwehren
und Rettungskräften, die kommunal verwaltet werden.

Aufgrund massiver Verspätungen beim Aufbau des Netzes - unter Schily
wurde der Start bereits für die Fußball-WM 2006 angekündigt - und
einer Kostensteigerung von mehr als 160%, auf über 12 Milliarden
Euro[4] war zwischenzeitlich gar vom "Flughafen BER" des
Innenministeriums die Rede. Im Gegensatz zum neuen Hauptstadtflughafen
konnte das BDBOS allerdings mit der Fertigstellung des letzten
Netzabschnittes in Baden-Württemberg 2016 vollzog melden. Bis dahin
hatte das Projekt von der ersten Idee bis zur Funktionsfähigkeit über
20 Jahre, fünf Innenminister und sieben Bundesregierungen an sich
vorbei ziehen lassen.

Laut eigenen Angaben betreibt das BDBOS in Kooperation mit den
Bundesländern mittlerweile das weltweit größte TETRA-Netz mit rund
4.600 Basisstationen, über 835.000 registrierten Nutzer*innen und
einer Netzabdeckung von 99,2 Prozent der Fläche der Bundesrepublik.[5]
Im Gegensatz zum dezentral aufgebauten Analogfunk, erlaubt das
zentralisierte TETRA-Netz bundesweite Sprechverbindungen. Gesteuert
von zwei Netzverwaltungszentralen in Berlin und Hannover werden über
vier Transitvermittlungsstellen und 64 regionale Vermittlungsstellen
die Basisstationen (Funkmasten) vernetzt.[6]

Durch die massive Verzögerung beim Aufbau wurde 2016, pünktlich zur
Fertigstellung des Netzes, bereits die Modernisierung beschlossen, um
die Systemtechnik auf den neusten Stand zu bringen.[7] Da sich die
Ausstattung von lokalen Feuerwehren und Rettungsdiensten mit neuen
Endgeräten allerdings in einigen Bundesländern noch immer hinzieht,
wird dort der Analogfunk aktuell weiter betrieben. Klagen kommen in
diesem Zusammenhang auch von Feuerwehren, die bereits
Digitalfunkgeräte erhalten haben. Durch die aktuelle
Netzmodernisierung, die auch der Bundeswehr zugutekommen wird, geht
das Feuerwehrmagazin davon aus, dass allein in Sachsen-Anhalt 8.000
Digitalfunkgeräte und weitere Technik ersetzt werden müssen, weil sie
neue Softwareprotokolle nichtmehr unterstützen.[8]


Bei Fertigstellung klopft die Bundeswehr

Nachdem das Digitalfunknetz nach einer über zehn Jahre andauernden
Aufbauphase die gröbsten Kinderkrankheiten weitestgehend überwunden
hat, tritt jetzt die Bundeswehr auf den Plan, um sich ins gemachte
Netz zu setzen. Für die Integration der Bundeswehr in das bestehende
BOS-Digitalfunknetz werden vermutlich 100 bis 150 neue Funkmasten,
v.a. rund um entlegene Bundeswehrliegenschaften oder auf besonders
großen Flächen wie Truppenübungsplätzen benötigt. Zudem könnten
Nachrüstungen an bestehenden Masten nötig werden, wenn dort mit einer
Überlastung des Netzes zu rechnen ist. Weitere "frequenzbedingte
Umrüstungen an allen Basisstationen" sollen im Zuge der aktuell
laufenden Modernisierung vorgenommen werden. Insgesamt wird für diese
Maßnahmen mit Kosten von 15,4 Millionen Euro gerechnet. Die zusätzlich
anfallenden laufenden Kosten von rund 8,3 Millionen Euro jährlich
werden vom Bund übernommen.[9] Damit liegen die Kosten für die
Netzanpassung deutlich unter den Milliardenbeträgen, die für den
Netzaufbau aus zivilen Finanzmitteln aufgewendet werden mussten.

Mit der Entscheidung der Bundeswehr, ihre taktische Kommunikation
zukünftig via TETRA-Netz abwickeln zu wollen, verzichtet sie darauf,
ein eigenes stationäres Netz in Deutschland aufzubauen, um die
entsprechenden Kosten zu sparen. Daraus folgt allerdings auch, dass
die Bundeswehr für ihre zukünftige Funkkommunikation das bisher in den
Einsatzgebieten genutzte Digitalfunknetz und die entsprechende Technik
perspektivisch aufgeben wird. Bisher lief der Bundeswehrdigitalfunk in
Einsätzen wie in Afghanistan und dem Kosovo über das von EADS
ausschließlich für Behörden und Militärs entwickelte geschlossene
TETRAPOL-Netz, das mit dem offenen TETRA-Netz nicht kompatibel ist.

Auch mit den geplanten technischen und organisatorischen Anpassungen
ist das TETRA-Netz in Deutschland allerdings noch nicht für die
Bundeswehr bereit. So werden die aktuell für den BOS-Digitalfunk
reservierten Frequenzen für die Einbindung aller vorgesehenen
Soldat*innen nicht ausreichen. Um die Bundeswehr also nicht bereits im
Grundbetrieb mit den BOS um Funkkanäle konkurrieren zu lassen ist
geplant, den staatlichen Digitalfunk auch auf die Frequenzen
451-455,74 MHz und 461-465,74 MHz auszuweiten.[10] Bei der anstehenden
Vergabe der Bundesnetzagentur zu Januar 2021 tauchen allerdings
potente Widersacher auf. Unter den 49 abgegebenen Bedarfsmitteilungen
befinden sich auch privatwirtschaftliche Betreiber kritischer
Infrastruktur, wie der Offshore-Windpark "Global Tech I" in der
Nordsee, der u.a. Messwerte von Sensoren zur Steuerung der Anlagen via
TETRA-Netz in seine Zentrale überträgt.[11] Sollte die Frequenzvergabe
nicht zu Gunsten des BDBOS ausfallen bleibt die Frage im Raum, welche
zivilen Organisationen Funkkanäle räumen müssen, um für die Bundeswehr
Platz zu machen.

Im Gegensatz zu lokalen Feuerwehren, die z.t. mit Netz aber ohne
digitale Funkgeräte dastehen, können die Soldat*innen davon ausgehen,
die nötige Technik auch tatsächlich zu erhalten. Dafür sorgen
millionenschwere Rüstungsprojekte im Bereich der Digitalisierung der
Landstreitkräfte, die aktuell anlaufen.


Von der Heimatfront bis zur Ostfront

Die Entscheidung für die Integration der Bundeswehr in das
BOS-Digitalfunknetz fiel nicht zufällig Anfang 2019. So wurde im
Dezember 2018 mit einer feierlichen Zeremonie in der Offiziersschule
des Heeres in Dresden der offizielle Startschuss für das zentrale
Rüstungsprojekt "Digitalisierung Landbasierter Operationen"(D-LBO)
gegeben.[12]

Im Rahmen der Strategie D-LBO ist die Ausrüstung der Streitkräfte mit
Digitalfunk von zentraler Bedeutung. In den Teilprojekten "mobile
taktische Kommunikation" (MoTaKo) und mobile taktische
Informationsverarbeitung(MoTIV) sollen rund 25.000 Fahrzeuge und
50.000 Soldat*innen mit digitaler Funktechnik für die Kommunikation
auf dem Gefechtsfeld ausgestattet werden.[13]

Neben der Modernisierung der Kommunikation innerhalb der Bundeswehr
ist es zudem ausgesprochenes Ziel der Digitalisierung der
Landstreitkräfte, auch die Interoperabilität mit Partnerarmeen aus EU
und NATO zu verbessern.

Dafür kommt es der Bundeswehr sicher gelegen, dass 28 europäische
Staaten bereits ein nationales TETRA-Netz betreiben, oder mit dem
Aufbau begonnen haben.[14] Sollte sich Polen und die Türkei ebenfalls
dafür entscheiden ein staatliches TETRA-Netz zu errichten wären mit
Ausnahme Lettlands (US-Standard "Projekt 25") alle Staaten an der
Ostgrenze der NATO mit Digitalfunknetzen im selben Standard
ausgestattet. Lediglich die fünf europäischen Partner Frankreich,
Spanien, Tschechien, die Slowakei und die Schweiz, die das nicht
kompatible TETRAPOL-Netz von Airbus nutzen, sowie Lettland, fallen aus
dem Verbund heraus. Der größte praktische Nutzen für die Bundeswehr
dürfte in diesem Kontext dem staatlichen TETRA-Netz in Litauen
zukommen, wo im Rahmen der NATO Enhanced Forward Presence aktuell rund
600 deutsche Soldat*innen stationiert sind.


VerNETZte Sicherheit

Neben der Vernetzung mit europäischen Bündnispartnern definiert der
für die Digitalisierung des Bundeswehrfunks zuständige General im Amt
für Heeresentwicklung Mario Brux, in einem Artikel im Fachmagazin
"Europäische Sicherheit und Technik" im Sommer 2018, die
Interoperabilität mit dem Digitalfunk ziviler Sicherheitsbehörden als
nötige Voraussetzung für das zukünftige System.[15]

Unter dem Stichwort "Vernetzte Sicherheit" ist die Bundeswehr seit
Mitte der 2000er Jahre im Bereich des Katastrophenschutzes, bereits
zum selbstverständlichen Akteur geworden, wie bei der
"Schneekatastrophe" Anfang des Jahres in Bayern erneut zu sehen
war.[16] Darüber hinaus wird seit 2016 verstärkt darauf gedrängt, der
Armee in der Terrorabwehr im Inland repressive Kompetenzen zukommen zu
lassen.

Eine weitere Dimension der Vernetzung von zivilen Sicherheitsorganen
und dem Militär ergibt sich aus dem Weißbuch von 2016, das die
Bereiche Heimatschutz sowie, Landes- und Bündnisverteidigung und damit
die Planung für den potenziellen Kriegsfall, wieder ins Zentrum der
Aufmerksamkeit rückt. War der Zivilschutz in den 90er Jahren nahezu
vollends dem zivil ausgerichteten Katastrophenschutz gewichen, werden
mittlerweile Pläne aus dem Kalten Krieg wieder aus der Schublade
geholt, die für den Kriegsfall eine enge Verknüpfung von Militär,
Polizei und Zivilschutz vorsehen, um gemeinsam die Heimatfront zu
organisieren und zu sichern. Nimmt man die Reden von hybriden
Konflikten, die weit vor der Stufe der offenen Kriegserklärung
beginnen, ernst, könnte ein solcher Fall deutlich früher bevorstehen,
als die meisten erwarten.

Mit der Einbindung der Kampftruppe der Bundeswehr in den
BOS-Digitalfunk kommen die Prediger*innen der Vernetzten Sicherheit
auf infrastruktureller Ebene voll auf ihre Kosten.Neben Feuerwehren,
Rettungsdiensten und Katastrophen- bzw. Zivilschutz teilen sich damit
auch sämtliche Polizeien, Inlandsgeheimdienste und die Armee ein
gemeinsames Kommunikationsnetz. Richtet man den Blick hingegen auf
Konsequenzen aus dem deutschen Faschismus wie die Trennung von
Polizei, Geheimdiensten und Streitkräften als institutionelle
Grundlage einer demokratischen Gesellschaftsordnung, kann das neue
BOS-Digitalfunknetz, mit Einbindung der Bundeswehr, nur als
Infrastruktur gewordene Absage gesehen werden, Lehren aus der
Geschichte zu ziehen.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Kampf dreier Linien

Grenzen öffnen, Sozialstaat verteidigen, Klassenkämpfe verbinden

Von Ingo Schmidt



"Das Geld erklärt dem ganzen Menschengeschlecht den Krieg"

 (Pierre de Boisguillebert, 1704)  




Es ist noch nicht so lange her, da zweifelten viele auf der
Linken an ihrer Existenzberechtigung. Anderswo riefen Wirtschaftskrise
und Aufschwung der neuen Rechten die Linke zum Kampf.


In Deutschland gab es einen XXL-Aufschwung, die AfD war eine
skurrile Professorenpartei und vereinzelte Neonazis ein Fall für
Sozialarbeiter. Doch dann trieben die Flüchtlinge einen Keil in
Merkels Wohlfühldeutschland. Innerhalb weniger Monate war das Land in
Flüchtlingsfreunde und -feinde gespalten. Die AfD verstand es, sich
als Auffangbecken aller Flüchtlingsfeinde neu zu erfinden. Der Erfolg
ihrer Sammlungsbewegung bewirkte einen massiven Rechtsruck bei den
Konservativen und tiefe Verunsicherung bei den Sozialdemokraten. Die
Grünen konnten sich als parteipolitischer Arm der Willkommenskultur
profilieren.

In der Linken brach ein Kampf dreier Linien aus: Den einen gilt die
Forderung nach offenen Grenzen als Gegenpol zur Abschottungspolitik
der AfD, andere sehen eine Alternative in der Verteidigung des
Sozialstaats gegen den Zugriff des globalen Kapitals. Eine dritte
Linie trachtet danach, soziale Auseinandersetzungen in verschiedenen
Sektoren zu einer neuen Klassenpolitik zu bündeln.

Dieser Kampf wird im Ton oft sehr verbittert und in der Sache wohl
auch mit Blick auf künftige Kandidaturen und Posten geführt. Als
Alternative zu Marktradikalen und neuen Rechten wird DIE LINKE derzeit
nicht wahrgenommen.


Grenzen öffnen

Die Forderung nach offenen Grenzen wird zumeist als eine Art
Wiedergutmachung präsentiert. Da sich der Norden auf Kosten des Südens
bereichere, sei es nur recht und billig, dass diejenigen, die dem
Elend im Süden entkommen, Zuflucht im reichen Norden finden.

Die Ausplünderung des Südens durch den Norden war schon zu Zeiten der
Neuen Linken in den 70er Jahren Gegenstand politischer Linienkämpfe.
Doch damals ging es im Süden darum, der gerade errungenen
Unabhängigkeit von den alten Kolonialmächten eine wirtschaftliche
Grundlage zu verschaffen, die eine neokoloniale Vereinnahmung durch
den Norden verhindern sollte. Im Süden erzeugte Überschüsse, die sich
bislang in koloniale Profite verwandelt hatten, sollten künftig der
Industrialisierung des Südens dienen. Auf diese Weise sollte ihre
Abhängigkeit von Industrieimporten überwunden werden, deren Bezahlung
immer umfangreichere Rohstoff- und Agrarexporte erforderte.

Der innerlinke Streit im Norden ging um die Frage, wie sich das
Austrocknen der kolonialen Profite auswirken würde. Manche hatten die
Arbeiterklasse als hoffnungslos verbürgerlicht abgeschrieben und sahen
sich als Vorposten der antiimperialistischen Bewegungen des Südens. Ob
diese Verbürgerlichung das Ende der kolonialen Ausbeutung überleben
und eine Linke, die die lohnabhängige Bevölkerungsmehrheit in ihren
Heimatländern ignoriert oder gar zum Feind erklärt, eine
durchsetzungsfähige Kraft werden könne, interessierte diese Strömung
nicht.

Andere sahen mit der kolonialen Ausbeutung auch das
arbeiteraristokratische Leben zu Ende gehen. Nach dem Wegfall der
kolonialen Profite würden sich die Kapitalisten an der heimischen
Arbeiterklasse schadlos halten, die Klassengegensätze würden wieder
zutage treten und die Linke könnte endlich das revolutionäre Erbe der
20er und 30er Jahre antreten. Allerdings gab es auch skeptische Linke,
die einen Aufschwung der Rechten als Folge wirtschaftlicher
Verelendung erwarteten.

Heute gilt es vielen Befürwortern offener Grenzen als ausgemacht, dass
Arbeiter rechts stehen. Der Grund dafür liege jedoch nicht in ihrer
Verelendung, sondern in ihrem Bemühen, ihren Anteil an der
neokolonialen Ausbeutung zu verteidigen. Die empirische Feststellung,
dass einstmals links wählende Arbeiter zur Rechten übergelaufen sind
und rechtes Gedankengut auch unter Gewerkschaftsmitgliedern Zustimmung
findet, gilt als Beleg für die These "Arbeiter sind rechts". Der bloße
Versuch, unter Arbeitern für die linke Sache zu werben, auch unter
solchen, die schon mal AfD gewählt oder einen rassistischen Witz
erzählt haben, gilt dieser Strömung als verdächtig.

Anders als zu Zeiten der Neuen Linken sind die Verdammten dieser Erde
allerdings nicht mehr dazu auserkoren, eine bessere Welt zu schaffen.
Sie sind nur noch Opfer. Wer es bis an die Grenzen des Nordens
schafft, hat Recht auf Einlass. Wer sich gar nicht erst auf den Weg
macht, ist zu lebenslanger Überausbeutung oder einem Bettlerdasein in
den Slums des Südens verdammt. Der Neokolonialismus wird als
bedauernswerte, aber leider nicht zu ändernde Tatsache hingenommen.
Die linke Willkommenskultur durchzieht ein resignativer Grundton.


Sozialstaat verteidigen

Den teilt sie mit den Verteidigern des Sozialstaats. Auch denen fehlt
die Vision einer neuen Welt, für die es zu kämpfen lohnt. Wenn sich
die Befürworter offener Grenzen wenig für die Verteilungsverhältnisse
in den Ländern des Nordens interessieren, interessieren sich
Sozialstaatsverteidiger wenig für globale Ungleichheiten. Ihnen gilt
der Aufschwung der Rechten als Folge der Umverteilung innerhalb der
Länder des Nordens. Diese wurde möglich, weil linke Parteien die
Verteidigung des Sozialstaats zugunsten der Unterstützung der
neoliberalen Globalisierung aufgegeben haben. Unkontrollierte
Zuwanderung würde die Konkurrenz um Arbeitsplätze, Wohnungen und
Sozialleistungen unter den Globalisierungsverlierern verschärfen und
den Aufschwung der Rechten weiter anheizen. Statt
öffentlichkeitswirksam offene Grenzen zu fordern sollte die Linke
lieber eine Bewegung für den Sozialstaat aufbauen.

Die Gegenüberstellung von Globalisierungsverlierern und -gewinnern,
die dieser Argumentation zugrunde liegt, erinnert in vieler Hinsicht
an die 80er Jahre, als auf der Linken über die zunehmende Ungleichheit
zwischen Modernisierungsverlierern und -gewinnern debattiert wurde.
Damals ging es um Rationalisierung, heute um Standortverlagerungen. In
beiden Fällen wurden den vielen Verlierern, zumeist Arbeiter in der
Schwer- und Fertigungsindustrie, die wenigen Gewinner, oft als
Wissensarbeiter tituliert, gegenübergestellt. Die Verlierer haben
etwas mit den Flüchtlingen im Bild der Grenzöffner gemeinsam: Auch sie
sind Opfer, nicht Vorkämpfer einer besseren Zukunft.

Das Bild, das die Sozialstaatsverteidiger von den
Globalisierungsgewinnern zeichnen, ist dagegen allzu stark von der
Selbstdarstellung einer kosmopolitischen Elite geprägt. Tatsächlich
sind aber keineswegs alle, die mit einem Computer arbeiten,
Globalisierungsgewinner. Viele, wenn nicht die Mehrheit unter ihnen,
haben schlecht bezahlte und unsichere Jobs. Dies gilt auch für die
vielen Produktions-, Lager- und Transportarbeiter mit ihren
computerüberwachten Jobs entlang globaler Wertschöpfungsketten.

Zudem übergeht die Gegenüberstellung von untergehenden
Schlotindustrien im Norden und der Entstehung einer kosmopolitischen
Elite wichtige Aspekte heutiger Arbeitswelten. Infolge des
Produktivitätswachstums sind im Norden zwar die Beschäftigtenzahlen
massiv gesunken, nicht aber das Volumen der industriellen Produktion.
In einigen Ländern des Südens sind neue Schlot- und
Hightech-Industrien entstanden. Zudem hat das Eindringen des Kapitals
in alle Lebensbereiche viele, allerdings stark im Norden
konzentrierte, neue Jobs in den Bereichen Erziehung und Pflege
geschaffen bzw. unbezahlte Hausarbeit in schlecht bezahlte Lohnarbeit
umgewandelt.


Klassenkämpfe verbinden

Einer dritten Strömung ist wohl bewusst, dass sich die Wirklichkeit
weder auf ein "Der Norden lebt auf Kosten des Südens", noch auf eine
Gegenüberstellung von Globalisierungsverlierern und -gewinnern
reduzieren lässt. Von der Vielgestaltigkeit der Arbeit ausgehend
versucht sie, Konflikte in verschiedenen Arbeits- und Lebensbereichen
miteinander zu verbinden und so eine über einzelne Bereiche
hinausgehende Gegenmacht aufzubauen.

Allerdings enden die Vorstellungen über eine verbindende
Klassenpolitik dann doch meist an den Landesgrenzen. Sie sollen für
Flüchtlinge zwar durchlässig sein. Der Frage, ob Klassenpolitik auch
jenseits oder über Grenzen hinweg vorstellbar ist, wird jedoch kaum
nachgegangen. Das neokoloniale Elend im Süden und der Sozialabbau im
Norden existieren in Parallelwelten, die bestenfalls über
Flüchtlingsströme miteinander verbunden sind.

Dass die kapitalistische Welt durch unterschiedlich mächtige bzw.
oftmals auch ohnmächtige Nationalstaaten strukturiert wird, bleibt
außerhalb des strategischen Horizonts. Deswegen bleiben auch
entscheidende Widersprüche, denen eine neue Klassenpolitik sich
gegenübersieht, unbeachtet.

Dies gilt insbesondere für den Widerspruch zwischen großen
Kapitalgruppen, die grenzüberschreitende Wertschöpfungsketten
organisieren, um Belegschaften in verschiedenen Ländern gegeneinander
auszuspielen, und öffentlichen Sektoren, deren Beschäftigte von der
Fähigkeit zur Steuereintreibung im jeweiligen Heimatland abhängig
sind. Zwischen diesen beiden Polen zerreiben sich kleine Kapitale, die
als Subunternehmer der Multis um ihre Profitmargen oft ebenso geprellt
werden wie Arbeiter um ihre Löhne, oder als lokal operierende
Unternehmen von der Massenkaufkraft in ihrer Region bzw. öffentlichen
Aufträgen abhängig sind.

Hieraus ergibt sich eine Gemengelage, die vielerlei (sich
überschneidende aber auch widersprechende) Selbsteinschätzungen als
Arbeiter, Inländer, Ausländer, Globalisierungsgewinner oder -verlierer
zulässt. Aus diesen Selbsteinschätzungen können rechtsgerichtete
Blöcke ebenso entstehen wie eine linke Klassenpolitik.

Was in den bislang diskutierten Ansätzen in Richtung einer solchen
Klassenpolitik fehlt, ist "das Verbindende". Zwar gibt es einiges an
soziologischer Bestandsaufnahme. Aus der Kenntnis über Arbeits- und
Lebensbedingungen in verschiedenen Segmenten des "Gesamtarbeiters"
entsteht jedoch weder automatisch ein gemeinsames Klassenbewusstsein,
noch kann dieses von wissenschaftlich aufgeklärten Aktivisten in die
Klasse hineingetragen werden. Es kann nur aus dem Dialog zwischen
Beschäftigten der verschiedenen Bereiche und Aktivisten entstehen
- aus einer, altmodisch ausgedrückt, proletarischen
Gegenöffentlichkeit. Diese würde es auch erlauben, sich auf die
notwendigen Organisationsformen zur Durchsetzung der als gemeinsam
erachteten Interessen zu verständigen - auf lokaler,
nationalstaatlicher, aber vor allem auch auf internationaler Ebene.
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MUSIK/2851: Deutschlandfunk Kultur - Martin Luther, der Tod und die Musik, 19.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

In pace in idpisum

Martin Luther, der Tod und die Musik

Von Stefan Menzel

Alte Musik

Dienstag, 19. März 2019, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Mit seinem "Widerruf vom Fegefeuer" brach Luther radikal mit dem
traditionellen Jenseitsbild seiner Zeit. Er verwarf die Idee, dass die
Seele nach dem Tod bis zum jüngsten Tag im reinigenden Feuer des
Purgatoriums Sühne leisten müsse. Doch Luthers kühne Theologie hatte
auch eine Schattenseite, denn an die Stelle des Fegefeuers trat nun
eine neue Ungewissheit: Was erwartete den Menschen nach dem Tod? Diese
Frage trieb den Reformator selbst um, denn aufgrund zahlreicher
gesundheitlicher Leiden hatte er das eigene Lebensende oft vor Augen.
Eine besondere Rolle in Luthers Umgang mit der Naherfahrung des Todes
spielte die Musik. Sie gab ihm dort Antworten und Zuversicht, wo seine
Theologie versagte.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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TALK/1638: Deutschlandfunk - Kieferorthopädie. Zahnspangen, Brackets und Metallschienen, 19.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Kieferorthopädie: Zahnspangen, Brackets und Metallschienen

Studiogast: Prof. Ariane Hohoff, Direktorin der Poliklinik für
Kieferorthopädie, Universitätsklinikum Münster

Am Mikrofon: Carsten Schroeder

Hörertel.: 0 08 00-44 64' 44 64

sprechstunde@deutschlandfunk.de

Sprechstunde

Dienstag, 19. März 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Fehlstellungen des Kiefers korrigieren, schiefe Zähne richten, darum
geht es bei der Kieferorthopädie. Das kann optische Gründe haben, aber
auch durchgeführt werden, um gesundheitliche Probleme zu vermeiden.
Dabei kommen herausnehmbare oder festsitzende Spangen oder Schienen
zum Einsatz - mitunter flankiert von chirurgischen Eingriffen.
Umstritten ist, ab welchem Alter und in welchem Umfang
kieferorthopädische Eingriffe im Lauf des Lebens stattfinden sollten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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THEMENREIHE/347: Die WDR-Highlights der lit.COLOGNE 2019, 19.-30.3.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 17. März 2019

Lesen und lesen lassen

Die WDR-Highlights der lit.COLOGNE 2019



Zum 19. Mal bringt das internationale Literaturfest lit.COLOGNE
Lesebegeisterte, Autor*innen, Schauspieler*innen und Verleger*innen
vom 19. bis 30. März 2019 in Köln zusammen. Der WDR ist Medienpartner
und Gastgeber zahlreicher Veranstaltungen im WDR Funkhaus. So wird
dort u. a. am 19. März der Deutsche Hörbuchpreis verliehen und am 22.
März gibt es 24 Stunden lang Live-Lesungen beim großen WDR 5
Literaturmarathon. Darüber hinaus berichtet der WDR in Radio,
Fernsehen und Internet über viele Events der lit.COLOGNE.

Die Hörbuchpreis-Preisträger 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/03/_pdf/Booklet_Preistraeger.pdf

Das Literaturmarathon-Programm 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/03/_pdf/Programmflyer.pdf


Gala zur Verleihung des Deutschen Hörbuchpreises eröffnet
die lit.COLOGNE

Im Rahmen der festlichen Verleihung des Deutschen Hörbuchpreises am
19. März eröffnet Annette Frier die diesjährige lit.COLOGNE. Die Gäste
im WDR Funkhaus erwarten an diesem Abend spannende Gespräche und
kurzweilige Lesungen aus den prämierten Werken. Moderator Klaus-Ju
("Knacki") Deuser führt erstmalig durch die Veranstaltung. Im Laufe
des Abends werden Preisträgerinnen und Preisträger in sieben
Kategorien ausgezeichnet, darunter Eva Meckbach als Beste Interpretin,
Gert Heidenreich als Bester Interpret und Christoph Maria Herbst für
die Beste Unterhaltung. Sandra Hüller gewinnt den Preis "Hörbuch des
Jahres" des Hessischen Rundfunks. Eine Neuerung in diesem Jahr: Beim
Deutschen Hörbuchpreis 2019 wird erstmals auch der "Beste Podcast"
geehrt. Außerdem wird der vom Westdeutschen Rundfunk ausgelobte "WDR
Publikumspreis - Mein Hörbuch 2018" verliehen: Zwischen Mitte Dezember
und Mitte Februar hat der WDR online das Lieblingshörbuch des
vergangenen Jahres gesucht. Wer in der Gunst des Publikums ganz oben
steht und damit den Preis erhält, bleibt bis zum 19. März ein gut
gehütetes Geheimnis ... Auch musikalisch kann der Deutsche
Hörbuchpreis glänzen: Tom Gaebel und Band sorgen für einen Hauch von
Broadway im WDR Funkhaus.

Sendehinweis: Der "Deutsche Hörbuchpreis 2019" wird am 19.3. ab 20.04
Uhr live auf WDR 5 sowie auf Bayern 2, Deutschlandradio / Kanal
"Dokumente und Debatten", hr2-kultur, MDR Kultur, NDR Kultur, SR 2 und
SWR2 und als Audio- und Videostream auf wdr5.de übertragen.


100 Bücher fürs Leben: Der WDR 5 Literaturmarathon 2019

Es gibt Bücher, die begleiten einen ein Leben lang. Egal, wann und wie
oft man sie in die Hand nimmt: Sie berühren immer aufs Neue, lesen
sich jedes Mal anders und fühlen sich an wie gute Freunde. Bücherfans
aus dem ganzen Land haben WDR 5 ihre "Freunde fürs Leben" verraten.
Für den WDR 5 Literaturmarathon wurden Ausschnitte aus 100
Lieblingsbüchern quer durch die Literaturgeschichte kombiniert. Diese
werden gelesen von bekannten Stimmen wie Frank Goosen, Volker Pispers,
Jan Philipp Reemtsma und Fritz Pleitgen sowie Mitgliedern des WDR
Sprecherensembles. Den Anfang macht NRW-Ministerpräsident Armin
Laschet. Auch Kölns Oberbürgermeisterin Henriette Reker ist als
Vorleserin dabei. Die Poetry-Slammer Sandra Da Vina, Jean-Philippe
Kindler und Marian Heuser haben Texte zum Thema geschrieben.

Moderiert wird der 24-stündige WDR 5 Literaturmarathon dieses Jahr
u.a. von Anna Planken, Katty Salié, Thomas Hackenberg, Marco Schreyl
und Quichotte. Bands wie Erdmöbel, Schlagsaite, Maya Fadeeva oder Paul
Weber runden die Leselangstrecke musikalisch ab.

Die Veranstaltung beginnt am 22. März um 22 Uhr im WDR Funkhaus am
Wallfrafplatz, der Eintritt ist frei.

Sendehinweis: WDR 5 sendet den Literaturmarathon am 22.3. ab 22.04 Uhr
durchgehend live, nur unterbrochen von den Nachrichten und Sendungen
des aktuellen Tagesgeschehens. Das WDR Fernsehen überträgt nachts von
2 bis 7 Uhr. Auf wdr5.de gibt es 24 Stunden Audio- und Videostream,
der auch in ausgewählten Bibliotheken übertragen wird.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17. März 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln
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DER FILM/434: Augsburg - "Die Stille schreit", 28. März 2019


Universität Augsburg - 15.03.2019

Die Stille schreit



Am 28. März 2019 an der Universität Augsburg: Eine beeindruckende
filmische Dokumentation der Ausgrenzung und Vernichtung jüdischer
Mitbürger durch das Nazi-Regime am Beispiel der Augsburger Familien
Oberdorfer und Friedmann

Nach seiner förmlich überrannten Augsburger Uraufführung am 28. Januar
2019 und nach inzwischen zahlreichen, meist ebenfalls ausgebuchten
weiteren Vorstellungen in Augsburg und andernorts, wird der Dokumentarfilm
"Die Stille schreit" am 28. März 2019 an der Universität Augsburg gezeigt.
In 74 Minuten zeichnet der Film das Schicksal der jüdischen Augsburger
Familien Friedmann und Oberdorfer nach. Er dokumentiert, wie beide
Familien - die eine Betrieb eine Schirmmanufaktur in der Maximilianstraße,
die andere eine Wäschefabrikation am heutigen Martin-Luther-Platz - in
nationalsozialistischer Scheinlegalität aus ihrer wirtschaftlichen
Existenz, aus ihrer Heimatstadt und aus dem Leben gedrängt wurden.

"Die Stille schreit" ist eine gemeinsame Produktion des Augsburger
Filmemachers Josef Pröll und der Enkelin der Oberdorfers und der
Friedmanns, Miriam Friedmann. Unterstützt von Dr. Friedhelm Katzenmeier
haben sie vier Jahre lang die Augsburger Lebens- und Leidenswege beider
Ehepaare in der Zwischenkriegszeit und unter der Naziherrschaft bis zu
deren Sterben im Konzentrationslager bzw. im Freitod akribisch
recherchiert und eindrucksvoll filmisch dokumentiert.

Gnadenlos systematische Entrechtung

"Das Ergebnis ist ein ebenso sachlicher wie berührender Film, der in
vielen Details die systematische Enteignung deutscher Juden ... zeigt",
schreibt Birgid Müller-Bardorff in der Augsburger Allgemeinen. Und Ellen
Presser meint in der Jüdischen Allgemeinen: "Wie 'gnadenlos systematisch'
die schrittweise Entrechtung und der Raubzug am redlich erarbeiteten
Besitz zweier angesehener jüdischer Familien in Augsburg verlief, lässt
den Betrachter noch im Nachhinein fassungslos zurück."

Die Vorführung des Films an der Universität Augsburg haben der
Rechtshistoriker Prof. Dr. Christoph Becker und die Studierenden der
Juristischen Fakultät initiiert. Der Film steht im Kontext einer
Veranstaltungsreihe der Juristischen Gesellschaft Augsburg e. V., die sich
bereits mit der Verfolgung jüdischer Rechtsanwälte auseinandergesetzt hat
und weiter auch die Besorgnis der Europäischen Kommission um den
allgegenwärtigen Antisemitismus in den Blick nehmen wird."

Ehrenbürger der Universität Augsburg

Wenn es denn eines ganz speziellen Grundes bedürfte, den Film "Die Stille
schreit" auch an der Universität Augsburg zu zeigen, gäbe es auch ihn: Der
Vater von Miriam Friedmann, Prof. Dr. Dr. h. c. Friedrich Georg Friedmann,
der gemeinsam mit seiner Frau Elisabeth, geborene Oberdorfer, 1933 über
Italien, England in die USA emigriert, 1960 aus den USA nach Deutschland -
erst an die LMU München, dann, in Wiederannäherung an seine Heimatstadt
Augsburg, nach Friedberg - zurückkehrte, zählte neben neben Josef Felder
und Hans-Heinrich Herwarth Freiherr von Bittenfeld zu den ersten drei
Persönlichkeiten, denen die Universität Augsburg 1989 ihre
Ehrenbürgerwürde verliehen hat (siehe 
http://www.uni-augsburg.de/allgemeines/ehre/index.html#buerger).


"Die Stille schreit"

Vorführung des Dokumentarfilms von Josef Pröll unter Mitwirkung von Miriam
Friedmann (2019, 74 Minuten)

Donnerstag, 28. März 2019, 18.00 Uhr

Juristische Fakultät, Universitätsstraße 24 (Gebäude H), HS 1001

Der Eintritt ist frei, Spenden sind willkommen.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.diestilleschreit.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg, 15.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DER FILM/433: Braunschweig - Dokumentarfilm "Ex Libris - Die Public Library von New York", 28.03.19


Stadt Braunschweig

Dokumentarfilm "Ex Libris - Die Public Library von New York"



Braunschweig. In der Reihe "DOKfilm im Roten Saal" zeigt das
städtische Kulturinstitut am Donnerstag, 28. März, um 19.30 Uhr den
Film "Ex Libris - Die Public Library von New York" als Braunschweiger
Erstaufführung im Roten Saal, Schlossplatz 1.

Eine telefonische Kartenbestellung im Kulturinstitut unter 0531/470-
4848 oder online unter www.braunschweig.de/dok wird empfohlen.

Dokumentarfilm-Legende Frederick Wiseman ist mit seiner Kamera tief in
den Kosmos der New York Public Library eingedrungen und zeigt die
berühmte Bibliothek in seinem knapp dreieinhalbstündigen Film als Ort
der Bildung, des Wissens und des sozialen Miteinanders. Mit über 51
Millionen Medien ist die New York Public Library eine der größten
Bibliotheken der Welt. Doch das 1911 eröffnete Haus ist mehr als ein
altehrwürdiges Archiv des Wissens, Sammelns und Bewahrens von
Informationen. Es ist ein vielschichtiger und lebendiger Ort des
Lernens.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 15.03.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94
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Internet: www.braunschweig.de
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LABEL/5066: Glitterhouse Mail-Order-Mail 15.03.19 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (15.03.2019)



Peppercake-Pakete

Auch wenn einer unserer Lieblings-Künstler auf dem Peppercake-Label
nicht prioritär dem Blues-Spiel frönt, so ist die neue
2-on-2-Reissue-Reihe des Labels uns eine einzige Freude, vereinen die
Doppel- (und Dreifach)-Pakete doch für kleines (und noch kleineres)
Geld zum Teil nicht mehr lieferbare Alben im preiswerten Doppelpack,
großartige Gelegenheit, um Lücken zu schließen und gleich noch die
Nachkommenschaft mit bemerkenswerten (Blues-)Werken einzudecken.
Bevor es so richtig blueswärts geht - zunächst unser persönlicher
Peppercake-Prinz:

Al DeLoner - Blues Finest

2-CD - EUR 11,95

Volume 1 der Peppercake-Reissue-Reihe der ausgesuchten Al
DeLoner-Werke bietet die ersten beiden Alben-Alleingänge des
musikalischen Midnight Choir-Meisters, das weitestgehend ohne fremdes
Zutun realisierte 2005er The Message Is Joy und der in Gruppenstärke
(mit prominenten Gästen) eingespielte Zweitling Flora In The Darkroom
(von 2006). Ausführlichste textliche Würdigungen finden sich im
Glitter-Netz.

Al Deloner - Blues Finest Vol. 2

3-CD - EUR 11,95

Dank der Aufnahme der limitierten Doppel-CD-Ausgabe des 2008er Albums
Mountains On The Moon ins Peppercake-Paket beinhaltet die zweite
Deloner-Folge der Blues Finest-Reissue-Reihe gleich 3 CDs: Den 2007er
Alleingang Volume 3 ("Jetzt, reduziert auf das absolut
Notwendige/Wesentliche, in seiner reinsten Form, bringt Al Deloner
seine skandinavische Americana-Vision auf den intensiven Punkt.
(cpa)"), das 2008er Mountains-Werk und die damals (wie heute)
angehängte 8-Song-Bonus-CD ("Die hohe Young-Kunst der akustischen
Ballade, Abteilung DeLoner. (cpa)"). Ausführlichere verbale
Ausschweifungen unter mailorder.glitterhouse.com.


Die Blues & Beyond-Abteilung:

Paul Camilleri - Blues Finest 11,95

2-CD. Versammelt die Alben Another Sad Goodbye und One Step
Closer.

John Campbelljohn - Blues Finest 11,95

2-CD. Vereint die Werke The World Is Crazy & Under The Blue
Covers.

John Campbelljohn - Blues Finest Vol. 2 11,95

2-CD. Vol. 2 bietet ein Studio- (Hood Slide + Sinker) und eine
Live-Album (Celtic Blues Live In Hamburg).

John Campbelljohn - Blues Finest Vol. 3 11,95

2-CD. Zwei weitere Alben des Meisters der bottlegeneckten
Slide-Gitarre: Good To Go und Nerves Of Steel als 2-on-2-Reissue.

Dr. Will - Blues Finest 11,95

2-CD. Die Originalalben Dirt und Speak Of The Devil im trauten
Doppelpack.

Get The Cat - Blues Finest 11,95

2-CD. 2-on-2-Zusammenfassung zweier Alben des Kölner
Blues-Duos: She Knows Them All und I Sing You The Blues.

Mighty Orq - Blues Finest 11,95

2-CD. 1 Live- (Live: Lost In Germany) und 1 Studio-CD (To The
Bone) des texanischen Blues-Rock-Trios.

Rudy Rotta - Blues Finest 11,95

2-CD. Auf einen Griff: Rudy Rotta & Friends - Diabolic Live und
Karen Carroll & Rudy Rotta - Blues Greatest Hits.

Rudy Rotta - Blues Finest Vol. 2 11,95

2-CD. 2 weitere werte Werke des Bluesgitarristen: Blue Inside
und Some Of My Favourite Songs.

Rudy Rotta - Blues Finest Vol. 3 11,95

3-CD. Das 2005er Album Winds Of Louisiana und die
Doppel-CD-Werkschau anläßlich seines 40. Bühnenjubiläums (Me, My
Music & My Life), die neben ausgewählten Klassikern, ansprechenden
Cover-Versionen und ein paar italienischen Weisen auch
Kollaborationen mit Robben Ford, Peter Green, Brian Auger und John
Mayall & The Bluesbreakers bietet.


Rockpalast-Repertoire:

Auch das rührige Reissue-Label Repertoire kümmert sich hierzulande um
das Erbe der legendären Rockpalastauftritte, denen so mancher
markante Marksteine seiner musikalischen Entwicklung verdankt. Und
weil grad Frühjahr ist (irgendeinen Grund gibt's immer), dürfen wir
Euch sämtliche Rockpalast-Veröffentlichungen aus dem Hause Repertoire
bis zum Ende April zu Sonderpreisen andienen.

We proudly present:

Jimmy Barnes - Live At Rockpalast 1994 2-CD+DVD - 18,95

Adrian Belew - Live At Rockpalast 2008 CD+DVD - 15,95

Blues Band - Live At Rockpalast 1980 2-LP/CD+DVD - 18,95/15,95

Paul Brady - Live At Rockpalast 1983 CD+DVD - 15,95

Michael Chapman - Live At Rockpalast (1975 &1978) CD+DVD - 15,95

Roger Chapman & The Short List - Live At Grugahalle Essen 1981 2-CD+DVD - 18,95

Roger Chapman & The Short List - Live At Rockpalast (Markthalle Hamburg) 2-CD+DVD - 18,95

Chas & Dave - Live At Rockpalast 1983 CD+DVD - 15,95

Lee Clayton - Live At Rockpalast 1980 CD+DVD - 15,95

Climax Blues Band - Live At Rockpalast 1976 CD+DVD - 15,95

Dalbello - Live At Rockpalast 1985 CD+DVD - 15,95

Willy DeVille - Live At Rockpalast 1995 & 2008 CD+2-DVD - 18,95

Dr. Feelgood - Live At Rockpalast 1980 CD+DVD - 15,95

Dave Edmunds - Live At Rockpalast: Loreley 1983 CD+DVD - 15,95

The Fixx - Live At Rockpalast 1985 CD+DVD - 15,95

Steve Hillage - Live At Rockpalast 1977 CD+DVD - 15,95

Mickey Jupp - Live At Rockpalast 1979 CD+DVD - 15,95

Alvin Lee & Ten Years Later - Live At Rockpalast 1978 2-LP/CD+DVD- 18,95/15,95

Man - Live At Rockpalast 1975 CD+DVD - 15,95

Moon Martin - Live At Rockpalast 1981 2-CD+DVD - 18,95

Henry McCullough - Live At Rockpalast 1976 CD+DVD - 15,95

Mink DeVille - Live At Rockpalast (1978 & 1981) 2-CD+DVD - 18,95

Pretty Things - Live At Rockpalast 2-LP/CD+2-DVD - 18,95/18,95

Sniff'n'The Tears - Live At Rockpalast 1982 CD+DVD - 15,95

Streetwalkers - Live At Rockpalast (1975+1977) 2-CD+DVD - 18,95

Tyla Gang - Live At Rockpalast 1978 CD+DVD - 15,95

John Watts/Fischer Z - Live At Rockpalast 1982 CD+DVD - 15,95

Wayne County & The Electric Chairs - Live At Rockpalast 1978 CD+DVD - 15,95

Snowy White - Live At Rockpalast In Leverkusen 2-CD+DVD - 18,95


Der März-Mailorder-Katalog im Netz

Online besuchbar: Unsere monatliche Mailorder-Gazette, nahezu alles
März-wärts musikalisch Wissenswerte auf ca. 1 Blick.


Auserwählte Pretiosen zum wohlverdienten Wochenende

A Mote Of Dust - II

LP/CD - EUR 29,95/13,95

Bevor die gewaltige Wortkeule (mit spitzen Namensnägeln gespickt)
ausgepackt wird, sollte man eigentlich jeden willigen Musikliebhaber
offenen Ohres einfach nötigen, die ersten Takte dieses
Zehn-Song-Zauberwerks zu hören, dann erübrigte sich alles weitere
voluminöse Faseln, reichten doch schon wenige Augenblicke dieses
filigranen Klanggespinstes aus, um den Verehrer natürlich akustischer
Schönheiten nachhaltig in Bann zu ziehen. Wir, die wir das Glück
hatten, einst aus unserer Punk- & Rock-Wut mit der Wucht des Zarten
geweckt zu werden, als uns Dakota Suite, Turin Brakes und andere
Intensivtöner unsere Ohren für die wahren Tiefen des Hörens und
Fühlens öffneten, haben gelernt, die intime Intensität in den
leisesten Momenten, auch in der sakralen Stille zu entdecken, und mit
nur scheinbar wenigen Mitteln trägt uns Craig Beaton genau in diese
seligen Tage der kargen Köstlichkeit zurück. Aber selbst in den
Phasen, in denen der Sanftsänger, der uns bereits mit Ganger, mit
Aereogramme und mit The Unwinding Hours unendlich schöne
Gefühlstiefen schenkte, seine berührend bewegende Stimme nur mit
leisen Piano-Perlen oder leisen Akustik-Gitarren-Akkorden untermalt,
schwelgt er im zerbrechlich-verletzlichen Schönklang. Bereichert um
wohlgewählt weiche Keyboard-Klangbilder und gezielt gesetzte
rhythmische Akzente entwickelt sich aus dem auf dem Papier so
minimalistisch wirkenden Konzept ein derart bereicherndes,
berauschendes Emotions-Erleben, eine solche Song-Sogwirkung, die
selbst einem Chris Hooson ein Lächeln der Glückseligkeit entlocken
sollte. So sanft, dass man die verwundbaren Weisen selbst mit den
Sinnen kaum berühren mag, entfaltet sich ein zaubrisch zartes,
feingewirkt vulnerables, schmerzhaft schönes Lied-Werk zwischen
Delikatesse und Drama, schottischem Singer-Songwriter-Folk und
melodie-gesegneter Seelentiefe, leiser Geste und ganz großem Gefühl.
(cpa)


Andy Frasco & The U.N. - Change Of Pace

LP/CD - EUR 26,95/15,95

Live ist Andy Frasco eine Granate, wie ich sie in meiner doch recht
langen Konzertgängerkarriere noch nie erlebt habe. Der Typ ist
einfach umwerfend und hat garantiert jede Location nach maximal zwei
Minuten komplett im Griff. Selten so motivierte und euphorisierte
Musiker auf der Bühne gesehen, mit Frasco als Energie- und
Sympathiezentrum im Rampenlicht. Schweiß, Pogo, Mitgröhlen,
Stagediving - aber wie lässt sich eigentlich die Musik beschreiben,
fragt man sich ausgelaugt nach einem Andy Frasco-Konzert. Erstmals
habe ich jetzt Gelegenheit, mir einen seiner Tonträger anzuhören. Das
dritte Album des Kaliforniers ruht auf den Säulen Soul, Gospel und
Rock'n'Roll. Und Pop, denn es geht hier nicht um Genre-Treue, sondern
um Spaß und Eingängigkeit. Man kann immer sofort mitsingen, und die
Arrangements der vielköpfigen Band sind angemessen üppig und süffig.
Frasco selbst spielt Orgel und E-Piano (recht soulig), die Gitarre
ist altmodischer R&B mit rockigen Spitzen, dazu kommen satte Bläser,
ebenfalls klassisch soulgeschult. Da fast immer mehrstimmig
mitgesungen wird, manifestiert sich immer wieder ein mächtiger
Gospel-Vibe, was natürlich ebenfalls für ein beachtliches
Euphorie-Level sorgt. Es gint aber auch mal ein bisschen
brasilianischen Samba-Groove oder Ska-Beat - wie gesagt: Frasco
musiziert sicher nicht für Genre-Dogmatiker. Die ruhigen Songs sind
eher unerheblich, ansonsten bietet auch dieses Album einen Eindruck
von Frascos umwerfender, barfüßiger Live-Performance. Gelungenes
Album, aber geht bitte unbedingt zu seinen Konzerten, der Typ ist auf
der Bühne phänomenal. Wäre unbedingt auch OBS-geeignet, lieber
Rembert. (Joe Whirlypop)


Brian Jonestown Massacre - Brian Jonestown Massacre

LP/CD - EUR 18,95/12,95

19er. Homogen wie lange nicht, zudem irgendwie "einfacher" gestrickt,
geradlinig durchweg. Gern paaren sich akust. und elektr. Gitarren,
öfters unterstützt eine Orgel, oft herrscht ein gewisses
Spät-60er- und Garage-Feeling (ohne daß es wie damals klingt),
teilweise dachte ich zugleich an die Retro-Szene der späteren 80er.
Vieles ist dezent (selten wirklich massiv) psychedelisch unterlegt,
in einem Song (mit mehr Schärfe) würde ich's eher Acid Rock nennen,
ein anderer gemahnt ein klein wenig an Velvet Underground, 2 gute
Balladen atmen etwas Songwriter-(Rock-)Charakter (die eine lakonisch
und leicht elegisch gleichzeitig, die andere erinnert mich entfernt
an handfesteren Greg Sage). Mit (gemäßigtem, in einem Fall
erheblichem) und ohne Druck gespielt, kurz richtig rumpelnd, ab und
zu kurzzeitig hypnotische Qualitäten. Und ein paar Mal vermeine ich
Ed Kuepper-Parallelen zu hören (immer angenehm!). Transparentes
180g-Vinyl in dickem Deluxe-Cover. (dvd)


Kate Bush - The Other Sides

4-CD - EUR 26,95

Als in 2017 das Gesamtwerk dieser zeitlos einzigartigen
Pop-Prinzessin gleich in zwei finanziell mittel anspruchsvollen
Box-Formaten wieder veröffentlicht wurde (von den vier Vinylpaketen
ganz zu schweigen), war das einzige Objekt der Bush-Begierde eine 4
Tonträger umfassende Raritäten-Sammlung, die aber im Umfang von Box 2
schlummerte und den Viel-Eigner vor das ewig gleiche Dilemma stellte -
 kaufen oder nicht kaufen? Die jetzt vorliegende 2019er Herauslösung
der 4er-CD aus dem Kisten-Konvolut aber ist die erfreuliche Erfüllung
des unausgesprochenen Sammlerwunsches, endlich auch diese Lücke der
heimischen Bush-Bibliothek auch noch schließen zu können, ohne gleich
eine Hypothek aufs Haus aufzunehmen. Auch wenn der eingeschworene
Kate-Kollekteur Dank zahlreicher Vinyl-Singles und der This Woman's
Work-Box bereits über die ein oder andere Seltenheit verfügen wird,
so bietet die 34-Track-Samnmlung doch noch das ein oder andere rare
oder gar exklusive Schmankerl, vor allem aber tragen Fülle,
Geschlossenheit und nicht zuletzt die gebundene Buch-Aufmachung zu
Attraktivität und bleibendem Wert dieser Sammlung bei, war einem doch
bislang das rare Bush-Werk nicht in diesem Umfang auf einem Griff
zugänglich. Neben den 12"-Mixen aus der Hounds Of Love-Phase, manch
unverzichtbarem B-Seiten-Track, den französischen Versionen Ne
t'enfuis pas und Un baiser d'enfant, dem gälischen Ausflug Mna Na
Gerieann, den zwei Weihnachtsweisen Home For Christmas und December
Will Be Magic und einer kompletten CD, die allein den Cover-Versionen
gewidmet ist (u.a. Rocket Man, Sexual Healing, The Man I Love, Candle
In The Wind, Lord Of The Reedy River) finden sich hier auch noch
seltene Soundtrack-Beiträge wie Brazil (aus dem gleichnamigen Film),
Be Kind To My Mistakes (aus Castaway) und Lyra (The Golden Compass)
und mit Humming auch ein bislang unveröffentlichter Track. Eine
lohnende Song-Kollektion, nicht nur für den Kate-Kenner. (cpa)


Chatham County Line - Sharing The Covers

LP (+DLC)/CD - EUR 23,95/14,95

Die klassische Tradition des Bluegrass respektieren und dennoch die
harmoniereiche, auch spieltechnisch meisterliche Kunst verlustfrei
ins Hier und Jetzt tragen, das gelingt dem Quartett aus North
Carolina seit mittlerweile 8 ansprechenden Alben. Auch diese 2019er
Yep Roc-Veröffentlichung macht da keine Ausnahme, vielleicht kommen
sie ihrem Ideal der auf akustisch-natürliche Weise verbundenen Welten
noch eine Idee näher, stellen sie hier doch 13 Songs lang ihr ganzes
spielerisches und stimmliches Können in den Dienst des Liedes, wobei
die Wahl der Fremdfeder-Weisen eine bemerkenswert gelungene ist. Die
ganze Ausdrucksbreite ihrer Stimmen in ein-, zwei-, drei- und
vierlagigen Gesangssätzen ausnutzend, die mit Gitarre, Kontrabass,
Mandoline, Fiddle und Klavier gekonnt gefüllten Arrangements bewusst
karg und klar haltend, übertragen die vier 13 erlesene Songs aus
verschiedenen Quellen (u.a. von Tom Petty, Alton Delmore, John
Lennon, Beck, James Hunter, den Louvin Brothers und den Rolling
Stones) in ihre ebenso traditionssichere wie eigene Bluegrass-Welt,
dass es eine einzige, reine Freude ist. Wurzelwahre Feierstunde für
bleibende Songs. (cpa)


Robert Forster - Inferno

LP/Ltd. col. LP/CD - EUR 16,95/17,95/14,95

Robert Forster ist die Ruhe und Gelassenheit selbst, wenn es um das
Reifen, Wachsen und Werden seiner Songs geht. Schon in seligen
Go-Betweens-Tagen war die Güte des Songmaterials die ausschlaggebende
Kraft des Band- und Bühnengeschehens, kaum eine andere derart
herzhaft unterbewertete Gruppe vereinte auf ihren Alben eine solch
beeindruckende Zahl an bleibenden Songs und blieb dennoch zeit ihrer
Existenz ein ewiger Geheimtip. Dass dieser genie-gespeiste
Gruppengeist auch ihn immer noch beseelt, belegen nicht nur die
ewigen Ruhephasen zwischen Forster's Solowerken (ca. fünf Jahre im
Schnitt), sondern vor allem die Alben selbst, und auch der Nachfolger
zum erfreulich erfolgreichen Songs To Play (2015) strotzt nur so vor
gelassen-gelungenen gitarrengeprägten Ohrwürmern, die ihre Energie
ebenso aus dem nonchalant-larmoyanten Gesang, dem schlicht-schönen,
dezent schrammel-charmanten Gitarrenspiel wie der berührenden
Fabulierkunst des Singer-Songwriters ziehen. Seine einprägsam
eigensinnige Art, den Melodien auch neben der Spur Leben zu
verleihen, wird mit berückend handgemacht-hemdsärmeliger Spielkunst
umrahmt, naturbelassene Gitarren, wohlgesetztes Tasten-, Schlag- und
Streichwerk bilden die beherzte Basis für des Meisters Geschichten,
die ungemein berührende Musik in ein zeitloses Bad aus Gitarren-Pop,
Pub-Rock, Singer-Songwriter-Folk verwandelnd, dem Spuren und Spritzer
von Wave und Punk zusätzlich belebende Kraft spenden. Aufgenommen im
heißen Berliner Sommer von 2018, sind es auch die ausgewählten
musikalischen Mittäter, die im Forster-Alleingang den
Go-Betweens-Bandgeist spüren lassen, Produzent Van Vugt (Beth Orton,
PJ Harvey, Forsters' 1990er Danger In The Past-Solo-Debüt), die
Vielinstrumentalisten Scott Bromley und Karin Bäumler (bereits bei
Songs To Play erfolgreich aktiv), Schlagzeuger Earl Havin
(Tindersticks) und Keyboarder Michael Mühlhaus (Blumfeld, Kante)
tragen das ihre dazu bei, dass die 2019er Forster-Fleiß- & Facharbeit
ein Meisterstück von bleibender Güte geworden ist. (cpa)

Die limitierte LP kommt in farbigem Vinyl und ist definitiv nicht
überall zu bekommen ...


Howe Gelb - Gathered

LP/CD - EUR 17,95/12,95

Im weiten Wüsten-Schaffen von Grand Seigneur Gelb ist es fast müßig,
sich um profane Dinge wie Zahlen, Daten und Fakten zu sorgen, und so
soll uns die Label-Versicherung, dass es sich beim 2019er Album
Gathered um das 24. Solo-Studioalbum des Giant Sand-Grafen handelt,
als grundgebendes Faktum dienen. Aber selbst die Sortierung der Giant
Sand-, Giant Giant Sand- oder Band Of Blacky Ranchette-Alben in
Band- und Solo-Schaffen fällt nicht immer leicht, und mancher
Alleingang ist so hochkarätig gastbesetzt, dass man kaum noch von
Einzelarbeit sprechen möchte. Wichtig aber ist, dass wir nach zwei
vorwiegend Jazz-gefärbten Standards-Veröffentlichungen mit Gathered
wieder ein genuines Gelb-Album vor uns haben, bei dem er sich
freilich nicht um die Wünsche und Befindlichkeiten seiner treuen
Gefolgschaft kümmert, aber uns dennoch ganz nebenbei eine grandios
gelassene Essenz seiner Kunst kredenzt. Nachhaltig geprägt von seinen
jüngsten Jazz-Ausflügen, aber ebenso tief im Wüstensand verwurzelt,
gleichzeitig von vielerlei Gästen in verschiedenste Richtungen
gezogen und dennoch immer wieder seinen unverkennbaren Dickkopf
durchsetzend, mitunter im eigensinnigen Alleingang, mal im
kongenialen Duett, mal vokal-befreit rein instrumental, mal in
Backporch-Band-Begleitung, mal zu gestopfter Trompete und gebestem
Schlagwerk feiert der Sänger mit der sonor-knarzigen Stimme seine
Sicht der hohen Kunst der Ballade, mal knöcheltief im von ihm selbst
über Jahrzehnte mitgeschaffenen und -geprägten Americana-Wüstensand
watend, mal pianoperlend dem Geist des Tangos in einer
verraucht-verruchten kubanischen Bar nachtrauernd. Zwischen den
beiden prägenden Polen Alternative Country und dezentem Swing
schwelgt Gelb, Gitarre wie Klavier gleichermaßen gekonnt mit
gefühlvollem Leben füllend, in der herbstlichen Farbvielfalt seiner
ebenso stil-reichen wie -sicheren Wüstenwelt, dabei gleichermaßen
Howe-Eigenheiten wie gekonnt angeeignete Fremdstücke (Moon River,
Leonard Cohen's A Thousand Kisses Deep) zu gelassen-gereiftem Glanz
tragend. Auf seiner Aufnahmereise quer durch die Welt von
wohlbekannten Größen wie M. Ward, Anna Karina, Gabriel Naim Amor,
Pieta Brown, Kira Skov, The Lost Brothers oder Tochter Talula mal
vokal, mal instrumental bereichert, liefert uns Gathered ein
grandioses Gelb-Werk, wie wir in dieser reichen Fülle lange Zeit
keines mehr erleben durften. Reif-kantige Moment-Bestandsaufnahme
einer gelassenen Größe. (cpa)


Joni 75: A Birthday Celebration - Various Artists

CD - EUR 15,95

Eine großartig gelungene, bestbesetzte, knapp 80-minütige, ebenso
gefühl- wie respektvolle Verneigung vor der grenzwandernden Grande
Dame des klassischen Singer-Songwritings, die diesen Begriff wie kaum
eine andere mitprägte und mit Leben füllte. Weggefährten und
Verehrer, große Stimmen und beseelte Songwriter bevölkerten
gleichermaßen die Bühne des Music Center, Los Angeles, im November
2019, um mit ihren beseelten Versionen ausgewählter
Mitchell-Klassiker der lebenden Legende Tribut zu zollen, wobei auch -
 nicht zuletzt Dank der großartigen Begleitmannschaft - immer wieder
die Jazz-Liebe der Joni durchschimmert. Einzelne Songs hervorzuheben
verbietet sich fast, zumal das Album gerade durch die Vielfalt der
Vokalisten die einigende Kraft der Mitchell-Songs noch reizvoller
srahlen lässt, und auch wenn das Geburtstagskind selbst nicht
teilnahm, so ist ihr Geist durchgängig zu spüren (und beim A Case Of
You-Duett von Kris Kristofferson und Brandi Carlile vermag man sie
fast hautnah zu hören). Desweiteren sangen so verschiedene
Vokal-Virtuosen und großartige Geburtstagsgäste wie Diana Krall, Los
Lobos, Chaka Khan, Rufus Wainwright, Glen Hansard, James Taylor,
Seal, Graham Nash, Norah Jones, La Marisoul und Emmylou Harris solch
bleibendes Liedwerk wie Dreamland, Amelia, Coyote, River, Both Sides
Now, Our House, Down To You, Blue, Court And Spark, The Magdalene
Laundries, Woodstock und Big Yellow Taxi. Ein dankwürdiges Denkmal,
beeindruckend, fürwahr. (cpa)


Bernadette La Hengst - Wir Sind Die Vielen

LP/CD - EUR 16,95/14,95

Nicht nur, dass das musikalische wie textliche Schaffen der
unheiligen Bernadette uns seit seligen Braut-Tagen stets ein Grund zu
breitester Lächel-Freude ist, mit jedem neuen Album gelingt es ihr,
nicht nur unser mittlerweile nahezu blindes Zutrauen zu bestätigen,
sondern uns immer wieder aufs Neue zu überraschen. Kaum jemand sonst
bedient sich hierzulande einer derart reichhaltigen,
grenzsprengenden, lust- und liebevollen Pop-Sprache, liebt die
Vielfalt der Worte und Töne gleichermaßen, um mit seinen Songs in so
vielen Sprachen, Stilen und Stimmungen nachhaltigst zu beeindrucken.
In 13 vielschichtig leidenschaftlichen Liedern nutzt sie ihre gewohnt
griffige E-Gitarre als Reiseführer durch eine aus allen Ecken und
Enden vor Phantasie platzenden Welt, eint die durch schillernd
farbiges Instrumentarium, zahlreiche Sprachen und musikalische Gäste
vieler Frauen Länder erzeugte Vielschichtigkeit des prallen
Pop-Begriffs durch ihre einnehmend angenehme Stimme, die den
natürlich nachhaltigen Melodien beseeltes Leben schenkt. Zwischen
entspanntem Gitarren-Rock, flirrender Elektronik, federnder Einladung
zum Tanz und schleppender Blues-Schwere, Hip Hop-Grooves und
gefühlvollem Chanson, wurzelnaher Folklore, vielstimmigen
Gospelchören und gekonnt verzahnten Weltmusikelementen erdet und
krönt Bernadette ihre faszinierenden Wohlklangwelten mit wunderbunten
Wortbildern zwischen Weltfrieden und der berührenden Wärme
menschlicher Nähe. Untermalt, begleitet und umgarnt von erschreckend
eingängigen Welt-Pop-Phantasien entfaltet sich zwischen I'm an
Island, Wir sind die vielen und Das Leben muss scheitern, sonst ist
es kein Leben ein ausuferndes akustisches Abbild der schillernden
Fülle unseres Alltags zwischen Lust, Lachen, Leiden und Liebe. Ein
generöses Geschenk an die grenzenfreie Vielfalt des Pop. (cpa)

Weiterhin bestellbar, je 1-CD:

Bernadette La Hengst - Save The World With This Melody LP/CD - 16,95/14,95

Bernadette La Hengst - Integrier Mich, Baby - 11,95

Bernadette La Hengst - Machinette - 8,95

Bernadette La Hengst - La Beat - 8,95

Bernadette La Hengst - Der Beste Augenblick In Deinem Leben - 8,95


Stephen Malkmus - Groove Denied

LP (+MP3)/CD - EUR 23,95/14,95

19er. Zunächst ohne jeden Bezug zu Pavement & Co: Er selbst redet von
Human League, Cabaret Voltaire und Pete Shelleys "Homosapien" (klasse
Song, immer noch), zudem Cure, allgemein von New Wave/Synth-Musik ca.
'82. Das trifft's. Wobei sowohl Dance-orientiertes wie
Experimentelles/Abenteuerliches auftaucht, wunderbar schillernde
glänzende Sounds neben dunklen bis schroffen/alarmistischen stehen,
geradlinige Grooves neben gebrochenen (tendenziell langsamere),
Synths in allen Klangfarben, 1x auch faszinierende düstere Hypnose.
Einige reizvolle Motive! Später allerdings stehen dann doch wieder
Gitarren (z.T. verzerrte/manipulierte) im Vordergrund, wird die
Brücke geschlagen zu zeitgenössischem Indie Pop (sogar in einem Fall
inkl. einer Prise apartester 60s-Psychedelia!), schließlich ist (sehr
guter) melodisch feiner 90er Indie Rock und seine (poppige)
Vergangenheit nicht weit weg (wiederum z.T. auch 60s-Spritzer,
Psyche-Elemente). Eine gelungene Wanderung durch die Zeit! (dvd)


Meat Puppets - Dusty Notes

LP/CD - EUR 24,95/14,95

2019er und erstes Album der Band um die Kirkwood-Brüder, dass die
Ur-Besetzung nach knapp 25 Jahren wieder gemeinsam im Studio
versammelt. Nachdem man sich zu den Einführungsfeierlichkeiten der
Arizona Music & Entertainment Hall Of Fame 2017 wieder auf der Bühne
zusammengerafft hatte, war auch die Saat für die neuerliche
Studio-Collaboration gelegt. Weitere Dusty Notes-Beiträger: Ron
Stabinsky (Keyboard) und Elmo Kirkwood (Curt-Sohn und Gitarrist).

Weiterhin lieferbar:

Meat Puppets - Lollipop LP/CD - 14,95/11,95

Meat Puppets - Rat Farm LP/CD - 15,95/11,95

Meat Puppets - Sewn Together CD - 8,95


Ove - Abruzzo

LP/CD - EUR 16,95/14,95

Mit seiner nicht nur titelwärts sonnendurchfluteten 2019er
Song-Kollektion gelingt es Ove Thomsen und seinen instrumental ebenso
höchst versierten Mitstreitern, die goldene Mitte zwischen spürbarer
Musikliebe und der Kunst des gelassen-geschliffenen Wortes zu treffen
und durchgängig zu pflegen. Was die Band hier auf allerlei Saiten-,
Tasten- und Schlagwerk an Stilreichtum zusammenzaubert, nannte man
früher ein Feuerwerk - derart reich, bunt und strahlend wird hier die
ganze Genre-Kiste geplündert, um quer durch Westcoast, Yacht Rock,
Folk, Soul, Funk, Wave und Weltmusik einen neuen deutschen
Pop-Begriff zu kreieren. Freilich wird der hiesige Hörer durch manch
verblüffenden Vergleich, manch wahre Wortspielerei an alle angenehmen
Wegbegleiter erinnert, schweben Sven und Tilman, Fink und Superpunk
großzügig grüßend am inneren Ohr vorbei, aber hier wird derart
herzhaft, gefühlvoll und gekonnt die komplette Pop-Palette genutzt,
dass man in der perfekten Mitte von hemdsärmelig handgemachtem Charme
und edelster Prefab Sprout-Eleganz sich die Entscheidung zwischen
gehobener Wortkunst-Bewunderung und unwiderstehlichem Tanz-Impuls
schenkt und sich einfach dem doppelten Genießen hingibt. Ungemein
klangfarbenfroher, luxuriös ausgestatteter, lustvoll ausgespielter,
auf vielen Ebenen mitreißender Pop, eine Liedersammlung wie ein lind
leuchtendes Lächeln, das erst bei zweitem Hinschauen die Zähne zeigt.
(cpa)


Joseph Parsons - Digging For Rays

CD - EUR 14,95

Mit unverwechselbar weichem Timbre kredenzt uns der amerikanische
Singer-Song-Roots-Rocker mit der Wahlheimat Parchim ein durch und
durch melodiöses, in ausgesuchter, fester-bester Bandbegleitung
entstandenes, voll, satt und sauber produziertes
Americana-/Roots-Rock-Album, das in seiner erfahrungsvollen
Gelassenheit schon fast als Meister-Muster für ein gelungenes, ebenso
warmherziges wie wuchtiges Wurzel-Werk gelten sollte. Ebenso elegant
wie emotionsvoll vereint die samt-sonore Stimme gleißenden
Gitarren-Rock, hymnischen Heartland, kernigen Roots-Rock, akustische
Folk-Balladen und sogar Snow Patrol-nahe Pop-Affinitäten zu einem
einzigen, von weichen Vokal-Wolken gekrönten Wohlklang-Kosmos,
verbindet angenehme Erinnerungen an Gordon Lightfoot, John Hiatt und
Terry Lee Hale in einer abgehangen reifen Song-Kollektion, deren Reiz
durch die nahezu traumwandlerisch sichere Live-im-Studio-Einspielung
durch das seit mehr als zehn Jahren gemeinsam agierende Quartett um
Parsons Stimme und Gitarrenspiel noch erhöht wird. Gekonnt die
Ballance zwischen hoher Bardenkunst und reifem Rocker wahrend, reiht
er eine bleibende Song-Perle an die andere, und wenn er uns zum
Albumausklang als Bonusdreingabe die mitreißendste Hymne des Werkes,
Wide Awake, noch einmal als Hellwach in heimischer Sprache darbietet,
dann rückt er uns noch ein Stück näher. So darf, so kann, so muss ein
Roots-Rock-Album klingen. (cpa)


Maja S.K. Ratkje - Sult

LP/CD - EUR 21,95/12,95

19er der Norwegerin, ein ungewöhnliches über weite Strecken
originäres Werk. Im Zentrum: Pump Organ/Harmonium, Marke Eigenbau mit
diversen Modifikationen, und (außer bei 3 Stücken) ihre Stimme -
deren Spektrum reicht von lieblich und bezaubernd, leicht ätherisch
und sanft, strahlend und theatralisch bis zu avantgardistisch, mal
auch stark rhythmisiert. Ergänzt von seltsamen
verfremdeten/manipulierten/naturbelassen klingenden Sounds (Saiten,
Bögen, Metall- und Glas-Gegenstände, Pfeifen...; meist dezent,
manchmal massiver). In einem Kontext aus u.a. slow-motion-Melodien,
(Melo) Dramatik, erhabenen getragenen rhythmuslosen Klangflächen,
sakralen Momenten, alarmistischen, aus folkigen Einflüssen,
Avantgarde-Ausschweifungen, Kontemplation in Schräglage, getragenen
bzw. dunkel-feierlichen Meditationen (mit z.T. bedrohlichen
Untertönen), verschachtelter Minimal Music (in spannender Kombination
mit experimentellen Vocals), 1x auch sowas wie Prog-Avantgarde in
vertrackten Rhythmen (ausnahmsweise Drums). Außerordentlich! (dvd)


Sasami - Sasami

LP/Ltd. LP/CD - EUR 21,95/23,95/13,95

Das fängt sehr angenehm an: Sonntagmorgenmusik mit leicht
verschlafen-psychedelischer Note. Mit sehr cooler, ausgeruhter
Mädchenstimme, plinkernden Gitarren plus etwas Fuzz, sowie kleinem
Keyboard-Background. Ein bisschen schlierig, schon im zweiten Song
aber deutlich treibender mit munter jangelnden Gitarren und viel
Spätachtziger-Vibe. Als Referenzen fallen mir Stereolab und Pram ein.
Der Gesang ist sehr einnehmend, ein wenig tonlos und kühl, definitiv
soulfrei und dennoch mit Ausdruck und auch einiger Dynamik. Die
80er-Verweise sind immer erkennbar, ohne deshalb gleich der
berechenbare Markenkern von Sasami zu sein. Das Debütalbum von
Songwriterin und Multi-Instrumentalistin Sasami Ashworth erscheint
beim Indie-Großmeister Domino, die Dame aus Los Angeles kommt aus der
Band der sehr guten Cherry Glazerr, wo sie die Tasten bedient. Hier
dominieren aber eindeutig die Gitarren und insgesamt die
kontemplativeren Momente. Auf einem Song ist Devendra Banhart als
Gast zu hören. (Joe Whirlypop)


Todd Snider - Cash Cabin Sessions 3

LP/CD - EUR 23,95/14,95

19er. Was im Titel klingt wie aus einer Serie mit Live-Sessions voll
alter/bekannter Songs wurde zwar vermutlich live im Studio
aufgenommen (das private von Johnny Cash, oft mit dessen
Instrumenten, v.a. einer Martin-Gitarre!), enthält aber neues
originales Material, fast solo (3x Harmony Vocals von Jason Isbell,
Amanda Shires, 1x zusätzliche Mandoline...) eingespielt. Und er
klingt wunderbar spontan und locker, aufs Angenehmste ziemlich old
fashioned, voller Wärme und Natürlichkeit bzw. eher ländlich, echt
und von Herzen (mit teils politischem Background). Angesiedelt
zwischen Folk alter Schule (1x gar mit sowas wie old-time-Pop-Touch
versehen, mal in Richtung "Proto-Americana), klassischem Talking
Blues bzw. Anleihen bei selbigem in völlig losen freihändigen (und
deshalb immens lebendigen) sehr emotionalen Blues der 20er gebettet,
in sich ruhendem Classic Songwriter-Country im alten Stil der
50er/60er resp. 50s-Storytelling-Country, 70s-Outlaw Country stripped
down (eine Spur Townes), zum Schluß 40er-Blues-Anklänge. Die akust.
Gitarre ist vorzüglich, der Gesang dito (und sehr variabel!), öfters
baut er eine Harmonica ein, sporadisch Banjo. Ein gewisser Witz in
den Texten rundet ab. Exzellentes Werk, Empfehlung! (dvd)


Yann Tiersen - All

2-LP/CD - EUR 26,95/15,95

So nah mir der Bretone einst stand (sein L'Absenté-Album zählt bis
heute zu meinen zehn Insel-Platten), so nachhaltig hatten sich unsere
Pfade in der Zwischenzeit voneinander fortbewegt, seine letzten Werke
drangen gar nicht mehr bis an mein Ohr. Welch Glückes Geschick, dass
ein schicksalsgleicher Zufall diese 2019er Elf-Epen-Elegie zu mir
trug, konnte ich den heimatverbunden-weltmusikalischen
Vielinstrumentalisten, Klangbildmaler, Song-Schaffenden doch hier neu
entdecken, schätzen und verehren lernen. Bereichert um allerlei zart
zugefügte Field Recordings von Vogelgezwitscher über Kuhglockengeläut
bis hin zu Aufnahmen vom Berliner Tempelhof-Gelände lässt Tiersen
nahezu im instrumentalen Alleingang Klangkostbarkeiten zwischen
raumgreifend schwebendem Klangteppich bis hin zu klassischem Liedgut
entstehen, dabei seine ganze Kunst am Klavier, Synthesizer und
anderem Tastenwerk, an allerhand Saiteninstrumenten, tönendem
Schlagwerk und natürlich der Violine ausspielend, aber fast gänzlich
auf die uns allen noch im Ohr tanzende 6/8-Beschwingtheit der
wunderbaren Amelie-Welt verzichtend, sondern sich in spürbar
naturverbundenen elegischen Weiten ergehend, sich ganz der ehrlichen
Emotion hingebend. Wie aber schon bei L'Absenté weiß er auch hier in
dem ebenso kunst- wie gefühlvollen Gesamtbild zwischen französischer
Folklore, barockem Largo, getragenem Chanson und
Incantations-inspirierten Klang-Schöpfungen eines frühen Oldfield
angeheiratete und geistesverwandte Gast-Sänger vokale Glanzlichter
setzen, die mal Engelschor-gleich, mal wurzelverbunden eigensinnig,
mal melodieselig, mal tief unter die Haut deklamierend den
Klang-Kostbarkeiten seligmachende Song-Gestalt verleihen, wobei nicht
nur Emilie Tiersen (die Lisa Germano-gleich ihre versonnenen Worte in
den traumgleichen Nebel schickt), sondern auch wohlgewählte
Gastvokalisten wie Anna von Hausswolff oder Gaelle Kerrien
ausschließlich die bretonische Sprache zu Wort kommen lassen, nur
Olavur Jakupsson bedient sich der Faröer Zunge. Nicht zuletzt durch
die faszinierend fremdartige Wirkung des keltischen Idioms entsteht
hier ein fesselnder Klang-Kosmos, der den Hörer dauerhaft fesselt und
gefangen nimmt. Die wunderbare Leichtigkeit der Melancholie in
bleibende Elegien gegossen, der akustische Atem eines friedvollen
Sonnenuntergangs an der bretonischen Küste. (cpa)


Nick Waterhouse - Nick Waterhouse

LP (+MP3)/CD - EUR 27,95/14,95

Viertes Album des coolen Kaliforniers in knapp zehn Jahren - das
titellose Werk hält locker den gewohnten Qualitätsstandard, viel
geändert hat sich - zum Glück - auch nicht. Sein Sound ist gekonnt
roh, garagiger R&B und Soul, angereichert mit einer kleinen Prise
Surf, eben Westcoast-Style. Inzwischen gefallen mir auch seine
(wenigen) ruhigen Songs. Liegt wohl am dezenten Exotica-Vibe, der
hier fast jeden Song durchweht. Die Beats, ob langsam oder schnell,
haben oft kleine Latino-Rhythmen im Groove: Rumba und ChaCha, lässig
und höchst tanzbar. Das Salz in der Suppe sind aber natürlich die
Filler für den Vintage-Dancefloor: "Song For Winners" verleiht
historischem R&B a la Them den Rumba-Hüftschwung, "I Feel An Urge
Coming On" kommt im leichtfüssig-flotten Northern Soul-Beat mit
coolen Chormietzen und Boogie-Piano. Die Instrumental-Nummer "El Viv"
haucht dem ollen "Tequlia" neues Leben ein. Und dann ist da noch mein
Lieblingssong "Wreck The Rod" - pure Sam Cooke-Magie, Early Soul, der
beim Tanzen gute Laune macht. Orgel, wie zuletzt, höre ich diesmal
nicht, dafür aber viel Piano und natürlich Nicks edle Gitarre und
auch wieder sattes Gebläse, teils mit mächtigem Bariton-Sax.
Letztlich geht das Album diesmal deutlicher in Richtung des von mir
ebenfalls höchstgeschätzten Briten James Hunter, so oder so ein
Bruder im Geiste. Ko-Produzent war im Studio Electro-Vox Recording
Paul Butler (Michael Kiwanuka), zur Band gehörten Freunde wie u.a.
Bart Davenport, Schlagzeuger Andres Renteria (Flying Lotus, Father
John Misty), Flötist Ricky Washington (der Vater von Kamasi) und am
Saxofon Paula Henderson (Gogol Bordello) und Mando Dorame (JD
McPherson). (Joe Whirlypop)


Weezer - Weezer (The Teal Album)

CD - EUR 17,95

Das ugf. 5. selbstbetitelte Album von Weezer verdankt seine physische
Existenz eher dem Zufall bzw. dem überraschenden Erfolg, den die Band
2018 in Netzkreisen mit ihrem Africa-Cover erlebte. Und so folgten
dem Toto-Tribute noch 9 weitere Fremdwerkbearbeitungen, die zunächst
als rein digitales Phänomen ihre viralen Kreise zogen. Zum Glück für
den physischen Plattensammler aber hat man den finalen Beweis, dass
Weezer definitiv ins vorige Jahrhundert gehören, jetzt auch als CD
greifbar vorliegen und kann sich so an zum Teil großartig gelungenen
Fassungen von 80er & 90er Perlen u.a. Everybody Wants To Rule The
World, No Scrubs, Billie Jean, Mr. Blue Sky, Take On Me, Sweet Dreams
(Are Made Of These) oder dem vorgenannten Africa ergötzen (aber auch
bei noch älteren Kamellen-Kronjuwelen wie Stand By Me, Paranoid oder
Happy Together macht die Band vor allem auch vokal eine prächtige
Figur). (cpa)


Paul Weller - Other Aspects: Live At The Royal Festival
Hall

3-LP+DVD/2-CD+DVD - EUR 48,95/21,95

Komplettmitschnitt eines außergewöhnlichen Konzertabends, derer zwei
Weller im Oktober 2018 gemeinsam mit einem Orchester im Rücken in der
Londoner Royal Festival Hall zelebrierte. Im Mittelpunkt des
25-reichen Abends stand mit elf Tracks das aktuelle Werk True
Meanings, aber auch andere Solo-Klassiker (You Do Something To Me,
Long Long Road, Wild Wood), Style Council-Songs (Have You Ever Had It
Blue, A Man Of Great Promise) oder Stücke von The Jam wie Private
Hell oder Boy About Town erhielten ihre orchestrierte Veredelung. Die
beiden Formaten beigefügte DVD bietet neben dem Konzertfilm noch eine
Behind-The-Scenes-Dokumentation.


Neil Young - Dead Man: A Film By Jim Jarmusch (rem.)

2-LP/CD - EUR 26,95/14,95

Frisch remasterter 2019er Reissue dieser mittlerweile raren Perlen im
ausufernden Young-Oeuvre: Der vom Meister vorwiegend auf der Gitarre
(und ein wenig auf der Orgel) eingespielte, nahezu rein instrumentale
Soundtrack zum Psyche-Western von Jim Jarmusch, den dieser 1995 mit
Johnny Depp in der Hauptrolle realisierte. Letzterer trägt auch ein
William Blake-Gedicht vor, ansonsten enthält sich die höchst
atmosphärische Desert-Reise weiterer Worte.


Townes Van Zandt - Sky Blue

LP/ltd. LP/CD - EUR 24,95/24,95/14,95

Pünktlich zu Townes' 75. Geburtstag schenkt uns das Fat Possum-Label
ein knappes Dutzend bislang unveröffentlichter
Solo-Akustik-Studio-Aufnahmen, darunter sogar zwei Songs, die hier
ihre Premiere feiern. Klanglich entstaubt, aber ansonsten
naturbelassen, erleben wir den Meister der gebrochenen Töne in nahezu
unbearbeiteter, purer Form - allein zu mal rhythmisch pointierten,
mal dezent aufgelösten akustischen Gitarrenakkorden, die das
knarzig-karge Country-/Blues-Klangbild in seiner gefühlstiefen Gänze
füllen, prägen und tragen, während die Stimme des Texaners in langen,
sehnenden Tönen unter die Haut kriecht. Auch wenn Melancholie und
Moll-Akkorde seine Balladen-Welt bestimmen, so gibt es hier
sonnenlichtschimmernde Country-Folk-Ausnahmen, die das Lächeln des
reisenden Troubadours herzwärmend spüren lassen. Aufgenommen vor 46
Jahren, ungefähr zur Hochphase seiner produktivsten
Veröffentlichungszeit, dokumentieren die elf Songs, darunter All I
Need, Rex's Blues, The Hills Of Roane County, Pancho And Lefty, Snake
Song, Silver Ships Of Andilar, Dream Spider und The Last Thing On My
Mind, einen Meister der ergreifenden Gefühlstiefe, der ehrlichen,
alltagsnackten Seite des Country, in höchst intensiv-intimen
Aufnahmemomenten auf der Höhe seiner Kunst, der seine bleibenden
Weisen mit Herz und beseelter Stimme direkt in das Great American
Songbook singt. Townes in reinster, beeindruckender Form. (cpa)


Demnächst in diesem Theater...

22.03.

Lambchop - This (Is What I Wanted To Tell You) 

Matt Andersen - Halfway Home By Morning

Jack Bruce - Live At Rockpalast 1980, 1983 & 1990 2-DVD+5-CD

Robin Trower - Coming Closer To The Day

Andrew Bird - My Finest Work Yet

Luther Dickinson & Sisters Of The Strawberry Moon - Solstice

Madison Violet - Everything's Shifting

Die Regierung - Was

The Schramms - Omnidirectional

Amanda Rheaume - The Skin I'm In

Bill MacKay - Fountain Fire

Van Morrison - The Healing Game (20th Anniversary Edition)

La Dispute - Panorama

Ex Hex - It's Real

Strand Of Oaks - Eraserland

Jenny Lewis - On The Line

29.03.

Son Volt - Union

Steve Earle & The Dukes - GUY

The Mekons - Deserted

Gob Iron - Death Songs For The Living

Keith Richards - Talk Is Cheap (ca. fünf 30th Anniversary Editionen)

Beth Gibbons & The Polish National Radio Symphony Orchestra - Henryk Górecki: Symphony 3

Unkle - The Road: Part 2/Lost Highway

White Denim - Side Effects

Edwyn Collins - Badbea

05.04.

Lady Lamb - Even In The Tremor

Ifriqiyya Electrique - Laylet El Booree

Don Felder - American Rock'n'Roll

Lee Fields & The Expressions - It Rains Love

Michael Nesmith - Songs (12-CD)

12.04.

Glen Hansard - This Wild Willing

John Paul White - The Hurting Kind

Damien Jurado - In The Shape Of A Storm

Big John Bates - Skinners Cage

Eli "Paperboy" Reed - 99 Cent Dreams

Stuart A. Staples - Music for Claire Denis' High Life

19.04.

Snowy White - The Situation

Russ Tolman - Goodbye El Dorado

Ryan Adams - Big Colors (wahrscheinlich doch eher nicht ...)

26.04.

Hugo Race Fatalists - Taken By The Dream

Josh Ritter - Fever Breaks

Iain Matthews - Orphans & Outcasts 4-CD

Aldous Harding - Designer

03.05.

The Dream Syndicate - These Times

Joy Williams - Front Porch

Bad Religion - Age Of Unreason

Markus Rill & The Troublemakers - Songland

10.05.

She Keeps Bees - Kinship

17.05.

The National - I Am Easy To Find

Rich Hopkins & Luminarios - Back To The Garden

Kettcar - Der süße Duft der Widersprüchlichkeit (Wir vs. Ich)

31.05.

Sinkane - Dépaysé

07.06.

Eleni Mandell - Wake Up Again


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

DIE NERVEN

dienerven

09.06.2019 DE - Beverungen, Orange Blossom Special Festival

HUGO RACE FATALISTS

hugoracefatalists.com

03.05.2019 IT - CATANZARO - Museo del Rock

04.05.2019 IT - CINQUEFRONDI - Il Frantoio delle Idee

09.05.2019 IT - BERGAMO - Druso

10.05.2019 IT - FIRENZE - Circolo Arci Progresso

11.05.2019 IT - RAVENNA - Boca Barranca

12.05.2019 IT - PESCARA - Scumm

17.05.2019 IT - SAVONA - Raindogs House

18.05.2019 IT - ROME - Wishlist

24.05.2019 CZ - PRAGUE - Jazzdock

25.05.2019 CZ - BRNO - Kabinet Múz

29.05.2019 IT - RIMINI - Hobos (Hugo Race solo show)

30.05.2019 IT - TORINO - Blah Blah

31.05.2019 IT - CANTÙ - e35

01.06.2019 IT - LUGAGNANO, VERONA - Club Il Giardino

13.09.2019 CZ - PÍSEK - Cool v Plote festival (Hugo Race solo show)

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

30.03.2019 CH - Eisenwerk - Frauenfeld

04.04.2019 CH - Konzerthaus Schüür - Luzern

05.04.2019 CH - Kühltür - Bern

09.04.2019 CH - Cervo / Zermatt Unplugged Festival

10.04.2019 CH - Taste Village / Zermatt Unplugged Festival

11.04.2019 CH - Taste Village / Zermatt Unplugged Festival

13.04.2019 CH - TapTab Musikraum - Schaffhausen

27.04.2019 CH - Kulturfabrik Kofmehl - Solothurn

08.06.2019 DE - Schloß Holte-Stukenbrock, Whatever Happens Festival

09.06.2019 DE - Beverungen, Orange Blossom Special Festival

15.06.2019 DE - Ellingen - Gutsfestival

21.06.2019 DE - Neuhausen ob Eck- Southside Festival

21.06.2019 DE - Scheeßel - Hurricane Festival

17.07.2019 CH - Gurten Festival - Bern

02.08.2019 DE - Böblingen - Böblinger Songtage

03.08.2019 DE - Luhmühlen - A Summer's Tale

02. - 03.08.2019 DE - Burg Friedland - Jenseits von Millionen Festival

09.08.2019 DE - Bergfunk Open Air - Königs Wusterhausen

29. - 01.09.2019 DE - Homberg - Musikschutzgebiet Festival

07. - 08.09.2019 DE - Berlin - Lollapalooza Festival'

10.10.2019 AT - Dornbirn Spielboden Dornbirn

11.10.2019 AT - Ebensee, KINO EBENSEE

12.10.2019 AT - Saalfelden, Kunsthaus Nexus

14.10.2019 DE - Heidelberg, halle2

15.10.2019 DE - Kassel, Kulturzentrum Schlachthof Kassel

17.10.2019 DE - Rostock, Helgas Stadtpalast

20.10.2019 DE - Stuttgart, clubCANN

21.10.2019 DE - Köln, YUCA

23.10.2019 DE - Dresden, GrooveStation Dresden

24.10.2019 DE - Erfurt, Museumskeller und HsD Erfurt

25.10.2019 DE - Mainz, Kulturclub Schon Schön

26.10.2019 DE - Ulm, ROXY.ulm

XIXA

xixamusic.com

13.06.2019 CH - Schaffhausen - Tap Tab

15.06.2019 DE - Schorndorf - Manufaktur

16.06.2019 CH - Baden - Werkk

21.06.2019 DE - Hannover - Theaterformen


Alle guten Wünsche für Euch & die Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. März 2019 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9009: Aus aller Welt - 18.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Pariser Polizeipräsident Michel Delpuech muß gehen

Die französische Regierung hat den Pariser Polizeipräsidenten Michel
Delpuech abberufen. Premierminister Edouard Philippe sprach von
gravierenden Fehlleistungen der Polizei bei den Gelbwesten-Protesten
am vergangenen Wochenende. Am Mittwoch soll ein neuer Polizeichef
ernannt werden. Philippe kündigte zudem mögliche
Demonstrationsverbote unter anderem auf den Champs-Elysées, auf denen
es am Wochenende erneut zu Plünderungen kam, sowie in den Städten
Bordeaux und Toulouse im Südwesten Frankreichs an, die als Hochburgen
der Protestbewegung gelten.

18. März 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9009: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Polizei fahndet nach bewaffnetem Tankstellenräuber

In der fränkischen Gemeinde Ansbach überfiel in der Nacht auf Montag
ein bewaffneter Mann eine Tankstelle. Nach Angaben der Behörden
bedrohte er den Kassierer mit einer Schußwaffe und forderte ihn zur
Herausgabe der Einnahmen auf. Anschließend flüchtete er mit einer
kleinen Summe in Richtung Innenstadt. Die Polizei leitete eine
Fahndung nach dem unbekannten Mann ein.

18. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9006: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Experten beraten über Militarisierung des Weltalls

In Genf beraten seit Montag Regierungsvertreter aus 25 Ländern,
darunter China, Rußland und die USA, hinter verschlossenen Türen
darüber, wie sich ein Wettrüsten im Weltraum verhindern läßt. Auf der
zehntägigen Konferenz sollen die Grundlagen für ein internationales
Abkommen erarbeitet werden. US-Präsident Donald Trump hatte im
Februar mit der Unterzeichnung einer Direktive zur Gründung von
US-Weltraumstreitkräften die Tür für ein Wettrüsten im All
aufgestoßen. Er begründete den Aufbau der neuen Teilstreitkraft Space
Force mit dem Schutz der Nationalen Sicherheit der USA.

18. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9008: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Grundrente: Koalition streitet weiter über Bedürftigkeitsprüfung

Die Rentenpläne der CSU stoßen bei der SPD auf Widerstand. Der von
CSU-Chef Markus Söder vorgeschlagene Rentenschutzschirm für das Alter
auf Grundlage einer vorgelagerten Bedürftigkeitsprüfung ist für
SPD-Fraktionsvizechef Karl Lauterbach nicht akzeptabel. Darüber werde
die SPD nicht verhandeln, sagte Lauterbach dem Tagesspiegel. Die CSU
mache Rentner damit zu Bittstellern.

18. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9007: Tragisches und Kurioses - 18.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Französische Küste von Ölkatastrophe bedroht

Der französischen Westküste droht eine Ölpest. Das aus dem in der
Biskaya gesunkenen Frachtschiff "Grande America" ausgetretene
Schweröl wird laut Experten in den nächsten Tagen die französischen
Strände erreichen. Trotz Unwetters und rauher See versuchen
Spezialschiffe der französischen Marine und der europäischen Agentur
für Meeressicherheit weiterhin die im Meer treibenden Ölteppiche
einzudämmen. Der italienische Frachter war vor sechs Tagen nach einem
Brand 180 Seemeilen vor der französischen Küste gesunken.

18. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8092: Aus Forschung und Technik - 18.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



NASA-Astronauten trainieren für ihren Crew-Dragon-Flug

Im Juli soll die von dem privaten US-Raumfahrtunternehmen entwickelte
Transportkapsel Crew Dragon zwei NASA-Astronauten zur Internationalen
Raumstation ISS bringen. Einem Bericht der Nachrichtenagentur Tass
zufolge sind die Astronauten Michael Hopkins, Victor Glover und
Ersatzmann Kjell Lindgren am Montag im Kosmonautenausbildungszentrum
(ZPK) Juri Gagarin im Sternenstädtchen bei Moskau angekommen, um
einen fünfwöchigen Trainingskurs zu absolvieren. Dabei werden die
Raumfahrer in die Systeme des russischen ISS-Segements und in die
Prozeduren eingewiesen, die im Falle eines Notfalls zu ergreifen
sind, teilte das Raumfahrttrainingszentrum mit.

Den ersten noch unbemannten Flug zur ISS hatte Crew Dragon in der
ersten Märzwoche erfolgreich absolviert. Fünf Tage nach ihrer
Ankunft trennte sich die Transportkapsel am 8. März von der
Orbitalstation und wasserte fünf Stunden später im Atlantischen
Ozean, nahe der Küste von Florida. Der Demonstrationsflug gilt als
wichtiger Schritt für die Rückkehr der USA zu bemannten
Weltraummissionen.

18. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8105: Aus aller Welt - 18.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Maduro versucht Venezuela zusammenzuhalten

Venezuelas Präsident Nicolás Maduro hat seine mehr als 30
Kabinettsmitglieder aufgefordert, von ihrem Posten zurückzutreten.
Das meldete Maduros Stellvertreterin Delcy Rodríguez über Twitter.
Demnach will Maduro durch die Auflösung des Kabinetts das Land vor
jeglicher Bedrohung schützen.

Am 7. März war fast das gesamte Stromnetz Venezuelas für mehrere Tage
ausgefallen. Die Regierung machte dafür einen aus dem Ausland
vorgetragenen Hacker-Angriff verantwortlich. Nach der
Wiederherstellung der Stromversorgung verursachte die Explosion in
einem Kraftwerk weitere Ausfälle. In der Nacht auf Donnerstag folgten
Explosionen in einigen Umspannwerken. Aus mehreren Landesteilen
wurden Brände von Transformatoren und Verteilerzentren gemeldet. In
einer Radio- und Fernsehansprache berichtete Maduro, die Angriffe auf
die Stromversorgung seien am Freitagmorgen im Westen Venezuelas
fortgesetzt worden. Deshalb habe man am Wochenende ein
zivil-militärisches Manöver gestartet, um die Kontrolle über die
Stromversorgung zu gewährleisten. Der Präsident erklärte, angesichts
der Extremsituation müsse die zivil-militärische Organisation in
allen Nachbarschaften, Gemeinden, Staaten, Städten und Gemeinden des
Landes erhöht werden.

Am Samstag fand in der Hauptstadt ein Massenprotest gegen die
mutmaßliche Sabotage des Stromnetzes statt. Der Präsident der
verfassunggebenden Versammlung, Diosdado Cabello, nahm an der
Kundgebung teil. Er betonte, man müsse wachsam gegenüber der
venezolanischen Rechten und dem Imperialismus bleiben. Diesen bliebe
nur noch die Gewalt.

Zur Zeit versucht der Oppositionsführer Juan Guaidó die Massen für
einen Marsch auf Caracas zu mobilisieren, um Maduro zu stürzen.
Guaidó hat sich von seinen Anhängern am 23. Januar zum
Interimspräsidenten ausrufen lassen. Er wird von den USA und deren
Verbündeten mindestens politisch unterstützt.

18. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8064: Medizin und Gesundheitswesen - 18.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Rückenschmerzen auch bei Kindern weit verbreitet

Bekanntlich sind Rückenschmerzen eine Volkskrankheit. Allerdings sind
sie nicht, wie viele glauben, nur ein Problem Erwachsener, sondern
laut Deutschem Ärzteblatt auch bei Kindern und Jugendlichen weit
verbreitet. Das hat die Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und
Unfallchirurgie (DGOU) anläßlich des Tages der Rückengesundheit
unterstrichen. Eine Kinderstudie KiGGS des Robert-Koch-Instituts
hatte ergeben, daß mehr als drei Viertel der Elf- bis 17jährigen
angaben, in den vergangenen drei Monaten Schmerzen gehabt zu haben.
Fast die Hälfte davon klagte dabei über Rückenschmerzen. Der Grund:
Körperliche Aktivität spielt im täglichen Leben von Kindern und
Jugendlichen eine immer geringere Rolle. Dem müsse laut DGOU
unbedingt entgegengewirkt werden.

18. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8093: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Kopftuchverbot für Richterinnen und Anwältinnen in Bayern bestätigt

Der Bayerische Verfassungsgerichtshof hat die Klage einer islamischen
Religionsgemeinschaft abgewiesen und das Kopftuchverbot für
Richterinnen und Staatsanwältinnen bestätigt. Die Klägerin hatte
argumentiert, das Verbot von Kopftüchern verstoße zum einen gegen die
Glaubens- und Gewissensfreiheit und zum anderen gegen den
Gleichheitsgrundsatz, weil Kreuze in bayerischen Amtsstuben seit
vergangenem Jahr Pflicht seien. Demgegenüber befand der
Landesverfassungsgerichthof, die Ausstattung von Verhandlungsräumen
sei ersichtlich etwas anderes als das Tragen von religiösen oder
weltanschaulich konnotierten Kleidungsstücken oder Symbolen durch die
Amtsträger. Weil die Verhandlungsräume von der Verwaltung
ausgestattet würden, bestünde kein Anlaß zu Zweifeln an der
Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter. Der Staat müsse die
Neutralität der Justiz gewährleisten, und das Kopftuchverbot für
Richterinnen und Staatsanwältinnen im Freistaat sei nicht
diskriminierend. Auch männliche Amtsträger und Angehörige anderer
Religionsgruppen oder Weltanschauungen seien mit ähnlichen Verboten
konfrontiert.

18. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8016: Sprache, Kunst und Medium - 18.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Die Nationalbibliothek in Leipzig kann sonntags genutzt werden

Am Rande des heute in Leipzig eröffneten 7. Bibliothekskongresses
wurden auch die künftigen Öffnungszeiten der Deutschen
Nationalbibliothek für Studierende und andere Nutzer bestätigt.

Damit kommt das Haus den Bedürfnissen vieler Studierender und
Doktoranden entgegen, sie sich einem Ort für konzentriertes und
ruhiges Lernen wünschen.

Demnach steht der moderne Lesesaal des Buch- und Schriftenmuseums
sonntags jeweils von 10 bis 18 Uhr zur Verfügung. Allerdings soll es
einige Einschränkungen bei der Ausleihe geben, wie MDR Sachsen 
berichtet.

So können nur die digital verfügbaren Bestände, die Handbibliothek mit
Schwerpunkt Buch- und Mediengeschichte sowie allgemeine
Nachschlagewerke genutzt werden.

18. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8083: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Bericht für den Menschenrechtsrat zum Militäreinsatz am Gazastreifen

Eine Untersuchungskommission des Uno-Menschenrechtsrats hat Israel
aufgefordert, neue Regeln für das an der Grenze zum Gazastreifen
eingesetzte Militär zu erlassen. Dem Gremium zufolge sind die
tödlichen Schüsse dort auf palästinensische Demonstranten in den
meisten Fällen illegal gewesen. Seit fast einem Jahre protestieren
Bewohner des Gazastreifen an der Grenzanlage wöchentlich gegen die
Blockade ihres Lebensraumes. Bis Ende Dezember wurden dabei 189
Palästinenser getötet. Mehr als 6000 wurden angeschossen. Bei 122
Menschen mußten Gliedmaßen amputiert werden, berichtete die
Untersuchungskommission. Der Kommissionsvorsitzende Santiago Canton
hat dem Menschenrechtsrat am Montag in Genf seinen vollständigen
Bericht vorgelegt. Eine Kurzfassung lag bereits am 28. Februar vor.
Darin ist von möglichen israelischen Kriegsverbrechen oder Verbrechen
gegen die Menschlichkeit die Rede, wenn auf Zivilisten geschossen
wird, die weder an Kampfhandlungen teilnehmen noch eine unmittelbare
Gefahr darstellen. Israel ist im Uno-Menschenrechtsrat nicht
vertreten und hat mit dessen Kommission auch nicht kooperiert. Aber
die israelische Regierung schickte zur Vorstellung des
Untersuchungsberichts eine Delegation nach Genf, die deutlich machte,
daß jeglicher Einsatz tödlicher Gewalt am Gazastreifen von einem
Kommandanten vor Ort genehmigt wird. Das geschieht demnach nur in
Fällen, wo die Zielperson eine große Gefahr darstellt.

18. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8097: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundesregierung legt Eckwerte der Haushaltsplanung vor

Die Bundesregierung hat am Montag die Eckwerte für den Bundesetat
2020 und die Finanzplanung bis 2023 vorgestellt. Demnach ist trotz
schwächeren Wirtschaftswachstums, rückläufiger Zuwächse bei den
Steuereinnahmen und geplanter Steuererleichterungen in den kommenden
Jahren keine Neuverschuldung vorgesehen. Der Bundesetat wird 2020 auf
362,6 Milliarden Euro steigen. Das sind 1,7 Prozent mehr als 2019.
Unter anderem die Ressorts Verteidigung und Entwicklung erhalten kein
so großes Budget, wie es Ministerin von der Leyen und Minister Müller
erwartet hatten. Der Wehretat wird z. B. den aktuellen Zahlen zufolge
bis 2023 auf 1,25 Prozent des Bruttoinlandprodukts sinken. Dafür wird
mehr in digitale Infrastruktur, Verkehr sowie Forschung und
Entwicklung investiert. Außerdem werden Familien mit kleinen und
mittleren Einkommen bessergestellt. Die Haushaltsplanung für 2020
bildet noch nicht die Ausgaben für die geplante Grundrente ab. Das
Bundeskabinett wird die Eckwerte des Haushalts am Mittwoch
beschließen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8066: Tragisches und Kurioses - 18.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Metalldiebstähle auf Friedhöfen nehmen zu

Mit dem Anstieg der Preise für Buntmetalle werden immer häufiger
Diebstähle von Friedhöfen angezeigt. Da das Landeskriminalamt in
Nordrhein-Westfalen darüber eine Statistik führt, zeigt sich, daß
einzelne Diebe, aber auch Banden systematisch Friedhöfe nach
Grabschmuck aus Kupfer und Bronze durchkämmen. Es hat sich gezeigt,
daß das Bundesland NRW flächendeckend betroffen ist.

Wie WDR1 berichtete, seien bei steigenden Metallpreisen nicht nur
große Gegenstände wie Statuen für Diebe interessant. Die Masse bringe
Gewinn. Es wurden nur vereinzelt Täter festgenommen. Die gestohlene
Ware wird offenbar meist ins Ausland verkauft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8094: Arbeit, Soziales und Familie - 18.03.2019 (SB)




VOM TAGE



50 Millionen Kinder akut unterernährt

Mehr als 150 Millionen Kinder weltweit sind chronisch unterernährt.
Für 50 Millionen ist die Unterernährung akut. Das geht aus der
Antwort der Bundesregierung auf eine kleine Anfrage der Grünen zur
Umsetzung der Uno-Kinderrechtskonvention hervor, von der zunächst die
Saarbrücker Nachrichten am Montag berichteten. Neben unzureichender
Ernährung stellen die mit Waffen ausgetragenen Konflikte eine große
Gefahr für die Kinder dar. Unter anderem werden sie als menschliche
Schutzschilde oder als Soldaten eingesetzt. Mehr als zwei von drei
Jungen und Mädchen weltweit begegnen verschiedensten Formen von
Gewalt. Jedes zehnte Mädchen wird Opfer sexualisierter Gewalt. Die
Bundesregierung stützt sich bei ihren Angaben auf Zahlen des
Kinderhilfswerks Unicef, des Welternährungsprogramms und der
Weltgesundheitsorganisation.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8075: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 18.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Abholzung des Amazonas-Regenwald nimmt zu

Nicht wenige Umweltschützer hatten gewarnt, daß Brasiliens neuem
Präsidenten Jair Bolsonaro der Kampf gegen den Klimawandel und der
Schutz des Regenwaldes kaum am Herzen liegt. Ganz im Gegenteil: Wie
dpa meldete, stieg die Abholzung in Brasiliens Amazonasgebiet im
Januar - dem ersten Monat von Bolsonaros Amtszeit - nach Angaben des
Forschungsinstituts Imazon im Vergleich zum Vorjahresmonat um 54
Prozent. Das meiste Holz wurde auf Privatgelände geschlagen. Doch
fanden sieben Prozent der Abholzungen auf Ländereien der indigenen
Gemeinschaften statt und fünf Prozent in ausgewiesenen
Naturschutzgebieten. Offenkundig stellt der Amazonas-Regenwald für
Bolsonaro vor allem ein bisher ungenutztes wirtschaftliches Potential
dar. Das wollen er und die ihn unterstützende Agrarwirtschaft nutzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8082: Märkte und Finanzen - 18.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Hochgeschwindigkeitstrasse zwischen Hannover und Bielefeld geplant

Die Deutsche Bahn visiert für die Strecke Berlin-Köln eine Fahrzeit
von vier Stunden an. Dafür soll zwischen Hannover und Bielefeld eine
neue Hochgeschwindigkeitstrasse gebaut werden, auf der
Geschwindigkeiten von 300 Stundenkilometern möglich sind. Ein ICE
benötigt zur Zeit 40 Minuten länger. Das berichtete der
Bahnbeauftragte der Bundesregierung, Ferlemann, der Deutschen
Presse-Agentur. In der aktuellen Haushaltsplanung des Bundes sind für
jedes Jahr eine Milliarde Euro zusätzlich für den Erhalt und den
Ausbau der Schienenwege vorgesehen, wie die Zeitung Die Welt meldete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8098: Aus Forschung und Technik - 18.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Google meldet Falt-Smartphone-Patent an

Für die einen ist es nur eine Spielerei, für die anderen die Zukunft
der Mobilfunkbranche. Nachdem Samsung und Huawei ihre
Falt-Smartphones vorgestellt haben, scheint die ganze Branche danach
zu streben, selbst ein solches Gerät zu entwickeln. So soll unter
anderem Motorola an einer neuen Version seines klassischen Razr
arbeiten. Und Technologiegigant Google scheint auf den Zug
aufspringen zu wollen. Denn Medienberichten zufolge soll Google ein
Patent für ein zusammenklappbares Display angemeldet haben. Wie die
Internetplattform curved.de meldete, soll Google im Patentantrag zwar
kein einziges Mal von Smartphones gesprochen haben, doch Experten
gehen davon aus, daß nur solche Gerät gemeint sein können. Auf jeden
Fall hat der Glashersteller Corning, von dem das weit verbreitete
Gorilla Glass stammt, bereits Displayglas entwickelt, das gefaltet
werden kann.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





INSTRUMENTE/451: Berner Mars-Kamera CaSSIS liefert spektakuläre Bilder (idw)


Universität Bern - 14.03.2019

Berner Mars-Kamera CaSSIS liefert spektakuläre Bilder



Vor drei Jahren, am 14. März 2016, war es soweit: die Berner Mars-Kamera
CaSSIS startete mit der Raumsonde ExoMars Trace Gas Orbiter (TGO) ihre
Reise zum Mars. Das an der Universität Bern entwickelte Kamerasystem
beobachtet seit April 2018 den Mars und liefert hochaufgelöste, farbige
Bilder der Marsoberfläche. Am 2. März 2019 hat CaSSIS nun zudem sein
erstes Bild von InSight geliefert, dem Lander der NASA auf dem Mars.




[image: Bild: © ESA/Roscosmos/CaSSIS]

Das Bild zeigt die InSight-Landezone. Das Originalbild hatte einen
Massstab von ca. 4,5 m pro Pixel und wurde zu Anzeigezwecken auf 2,25
m/Pixel vergrössert.

Bild: © ESA/Roscosmos/CaSSIS



ExoMars ist ein Weltraummission der Europäischen Weltraumorganisation ESA
in Zusammenarbeit mit der russischen Raumfahrtagentur Roskosmos. ExoMars
steht für Exobiologie auf dem Mars: erstmals seit den 1970er-Jahren wird
wieder aktiv nach Leben auf dem Mars geforscht. Sogenannte Spurengase
einschliesslich Methan und deren Quellen werden vom ExoMars Trace Gas
Orbiter (TGO) untersucht, während das ExoMars-Programm als Ganzes - der
TGO in Kombination mit dem Rover Rosalind Franklin, der nächstes Jahr
starten wird - untersuchen wird, wie sich das Wasser und die geochemische
Umgebung auf dem Mars im Laufe der Zeit verändert haben.

Das Colour and Stereo Surface Imaging System (CaSSIS) an Bord des TGO
wurde von einem internationalen Team unter der Leitung von Prof. Nicolas
Thomas vom Center for Space and Habitability (CSH) der Universität Bern
entwickelt. TGO trat die Reise zum Mars heute vor drei Jahren an, am 14.
März 2016, und erreichte den Mars am 19. Oktober desselben Jahres. Dabei
demonstrierte und nutzte die Sonde ihre hohen Fähigkeiten betreffend
Atmosphärenbremsung, um die wissenschaftliche Umlaufbahn zu erreichen. Die
Hauptmission begann schliesslich im April 2018.

Hallo InSight!

Unter den Bildern von CaSSIS, die heute auch von der ESA veröffentlicht
wurden, befindet sich unter anderem ein Bild des Landers InSight der
amerikanischen Weltraumorganisation NASA. Es gab bereits Aufnahmen von
InSight, die vom Mars Reconnaissance Orbiter der NASA gemacht wurden. Es
ist jedoch das erste Mal, dass ein europäisches Instrument den Lander
identifiziert hat. InSight war am 26. November 2018 auf dem Mars
angekommen mit dem Ziel, das Innere des roten Planeten zu untersuchen.

Das farbempfindliche Bild wurde am 2. März 2019 von CaSSIS aufgenommen und
bildet eine Fläche von 2.25 x 2.25 km ab. Zu diesem Zeitpunkt hämmerte
InSight eine Sonde in den Marsboden, um die Hitze im Inneren des Planeten
zu messen. Auf der Aufnahme von CaSSIS ist InSight als etwas hellerer
Fleck im Zentrum einer dunklen Fläche zu sehen, die entstanden ist, als
der Lander seine Bremsraketen zündete kurz vor seiner Landung in der
Elysium Planitia Region und Staub aufwirbelte. Ebenfalls zu sehen sind das
kurz vor der Landung abgeworfene Hitzeschild am Rande eines Kraters und
der Schutzschild von InSight.

«Der Orbiter wird verwendet, um Daten von InSight zur Erde zu übertragen»,
sagt Nicolas Thomas, der Hauptverantwortliche für CaSSIS. «Wegen dieser
Funktion konnten wir die Kamera bisher nicht auf den Landeplatz von
InSight richten, um Unsicherheiten in der Kommunikation zu vermeiden. Wir
mussten also warten, bis der Landeplatz direkt unter dem TGO vorbeikam, um
dieses Bild aufzunehmen.» CaSSIS soll das InSight-Team durch die
Beobachtung der Marsoberfläche in der Umgebung zusätzlich unterstützen.




[image: Bild: © ESA/Roscosmos/CaSSIS]

Abschnitt des terassenartigen Abhangs am Columbus-Krater auf der
Südhalbkugel des Mars. Die hellen Gesteinsschichten enthalten
hydratisierte Mineralien wie z.B. Sulfatsalze.

Bild: © ESA/Roscosmos/CaSSIS



Das Bild von InSight zeigt auch, dass CaSSIS in der Lage sein wird, den
zukünftigen ExoMars-Rover Rosalind Franklin zu fotografieren, der im März
2021 auf dem Mars ankommen soll. Der TGO wird auch für diesen Rover als
Datenübertragungsstation dienen.

Wissenschaft im Schaufenster

Ebenfalls heute erscheint eine Auswahl von Bildern, die von den
beeindruckenden wissenschaftlichen Fähigkeiten von CaSSIS zeugen. Die
hochauflösenden Bilder zeigen Ansichten von eigenartigen
Oberflächenmerkmalen, illustrieren die Vielfalt der Mineralien auf dem
Mars und liefern sogar 3D-Stereoansichten und digitale Geländemodelle. Die
Bilder wurden von Teams der Universität Bern, der University of Arizona
und des INAF-Padova produziert.

Die Bilder beinhalten Detailansichten von polaren Schichtablagerungen und
zeigen die Dynamik von Dünen und von sogenannten Staubteufeln
(Luftwirbeln). Die Stereobilder von CaSSIS erwecken die Szenerie auf dem
Mars zum Leben, indem sie zusätzlich Einblick in die Höhenunterschiede
geben. Diese Informationen sind wichtig für die Entschlüsselung der
Geschichte der Ablagerungen und Schichten auf dem Mars.

Einige Bilder wurden eingefärbt, um die Oberflächenstruktur deutlich zu
machen. Kombiniert mit Daten aus anderen Instrumenten, ermöglichen die
Bilder den Forschenden, Rückschlüsse zu ziehen auf die verschiedenen
chemischen Zusammensetzungen und beispielsweise Regionen zu
identifizieren, die durch Wasser beeinflusst wurden. Diese Bilder können
auch unterstützend eingesetzt werden für die Leitung von Missionen zur
Erkundung der Marsoberfläche.

«Das Bild von der Landestelle von InSight ist nur eines von vielen
wirklich hochwertigen Bildern, die CaSSIS geliefert hat. Die heute
veröffentlichten Bilder gehören zu den besten der letzten Zeit. Und ich
bin auch begeistert von den digitalen Geländemodellen», sagt Nicolas
Thomas. Håkan Svedhem, Project Scientist für den TGO bei der ESA fügt an:
«Die Bilder sind ein Beweis für das wissenschaftliche Potential des
Kamerasystems. Wir werden während der Mission in der Lage sein, dank der
Bilder sowohl dynamische Oberflächenprozesse zu untersuchen -
einschliesslich solcher, die helfen könnten, den Bestand an Spurgasen zu
begrenzen, den die Spektrometer der TGO analysieren - und zukünftige
Landeplätze zu charakterisieren.»

Förderung durch das SBFI / Abteilung Raumfahrt

CaSSIS ist ein Projekt der Universität Bern und ist finanziert von der
Abteilung Raumfahrt des SBFI durch das PRODEX-Programm der Europäischen
Weltraumorganisation ESA. Die Entwicklung der Instrumentenhardware wurde
auch von der italienischen Weltraumbehörde (ASI), dem INAF/Astronomischen
Observatorium Padua und dem Space Research Center (CBK) in Warschau
unterstützt.

Bei allen Instrumenten, die in der Schweiz und unter der Leitung der
Universität Bern entwickelt wurden, stammen wesentliche Beiträge und/oder
Teillieferungen aus der Schweizer Industrie. Das PRODEX-Programm, in
dessen Rahmen wissenschaftliche Instrumente oder Teilsysteme
bereitgestellt werden, verlangt eine industrielle Beteiligung von
mindestens 50% am Gesamtprojekt. Diese Bedingung ermöglicht einen Wissens-
und Technologietransfer aus der Industrie und in die Industrie und
verschafft dem Werkplatz Schweiz einen strukturellen Wettbewerbsvorteil -
nicht zuletzt auch dank Spill-over-Effekten auf andere Sektoren der
beteiligten Unternehmen.

Beteiligungen der Schweiz an Programmen der ESA erlauben es Schweizer
Akteuren aus Wissenschaft und Wirtschaft, sich ideal in entsprechenden
Aktivitäten der ESA zu positionieren.

Berner Weltraumforschung: Seit 50 Jahren an der Weltspitze mit
dabei

Die Berner Weltraumforschung in Zahlen ergibt eine stattliche Bilanz:
25mal flogen Instrumente mit Raketen in die obere Atmosphäre und
Ionosphäre (1967-1993), 9mal auf Ballonflügen in die Stratosphäre
(1991-2008), 33 Instrumente flogen auf Raumsonden mit, und ein Satellit
wurde gebaut (CHEOPS, Start 2. Hälfte 2019).

Die erfolgreiche Arbeit der Abteilung Weltraumforschung und Planetologie
(WP) des Physikalischen Instituts der Universität Bern wurde durch die
Gründung eines universitären Kompetenzzentrums, dem Center for Space and
Habitability (CSH), gestärkt. Der Schweizer Nationalsfonds sprach der
Universität Bern zudem den Nationalen Forschungsschwerpunkt (NFS) PlanetS
zu, den sie gemeinsam mit der Universität Genf leitet.


Weitere Informationen unter:

https://www.unibe.ch/aktuell/medien/media_relations/medienmitteilungen/2019/medienmitteilungen_2019/berner_mars_kamera_cassis_liefert_spektakulaere_bilder/index_ger.html
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MELDUNG/566: Forscher untersuchen die ältesten Dinosaurier-Eier (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 15.03.2019

Forscher untersuchen die ältesten Dinosaurier-Eier



Die ältesten Dinosaurier-Eier hat nun ein internationales Forscherteam
unter der Leitung von Robert Reisz von der University of Toronto
Mississauga und unter Beteiligung von Martin Sander von der Universität
Bonn untersucht. Sie sind rund 195 Millionen Jahre alt und stammen aus
Argentinien, China und Südafrika. Die Eier und Eierschalen stammen
allesamt von langhalsigen Sauropoden, die sich von Pflanzen ernährten und
rund vier bis acht Meter groß waren. Die Saurier waren damals erstaunlich
häufig und weit über die Erde verbreitet. Die Ergebnisse sind nun im
Journal "Scientific Reports" veröffentlicht.

Die Vorläufer von Reptilien und Säugetieren kommen im Fossilbericht
erstmals vor 316 Millionen Jahren vor. "Wir wissen nichts über ihre Eier
oder Eierschalen - bis vor 195 Millionen Jahren", sagt Robert Reisz von
der University of Toronto Mississauga (Kanada). "Es ist ein großes Rätsel,
warum plötzlich zu diesem Zeitpunkt Eier auftauchen und nicht früher." Die
Wissenschaftler werten die Evolution der Eier als einen sehr wichtigen
Schritt in der Reproduktion der Dinosaurier.

Allerdings unterschieden sie sich deutlich von den Eiern heutiger Vögel.
Die ersten Dinosauriereier - etwa so groß wie Gänseeier - waren zwar
kugelförmig, ihre Schalen waren jedoch sehr zerbrechlich und dünn wie
Papier. "Wir wissen, dass diese frühen Eier spröde waren", berichtet
Korrespondenzautor Koen Stein von der Freien Universität Brüssel
(Belgien). "Während der Fossilisation bekamen sie Risse und brachen, aber
die Bruchstücke behielten ihre originale Krümmung."

Warum harte Schalen?

Das Forscherteam, darunter Koen Stein, Edina Prondvai und Jean-Marc Baele
untersuchten die Dicke der Eierschalen, das den Schalen innen anhaftende
Häutchen sowie den Mineralgehalt und die Porenverteilung der Schalen. Die
Wissenschaftler suchten nach Hinweisen, warum diese frühen Eier harte
Schalen entwickelt hatten, während Reptilien und Säugetiere ihre
Nachkommen ohne Schalen zur Welt brachten. Was war in der Evolution
passiert, das die Ausbildung harter Eierschalen begünstigte?

Die Studienergebnisse zeigen, dass hartschalige Eier relativ früh in der
Evolution der Dinosaurier vorkamen und unabhängig davon in verschiedenen
Gruppen die Dicke der Eierschalen zunahm. Ein möglicher Grund für diese
Entwicklung könnte in den Augen der Wissenschaftler sein, dass Schalen den
Embryo vor Fressfeinden schützten, ebenso vor anderen Tieren, die
lediglich in den Nestern wühlten. Der Paläontologe Martin Sander von der
Universität Bonn zieht noch eine weitere Möglichkeit in Betracht: "Die
Mineralisierung der Eierschalen könnte auch dadurch begünstigt worden
sein, weil zu dieser Zeit der Sauerstoffgehalt der Atmosphäre begann,
deutlich anzusteigen." Von heutigen Reptilien ist bekannt, dass zu wenig
Sauerstoff die Schalenbildung behindert.

Die Ergebnisse der Studie werfen weitere Fragen auf. "Warum handelt es
sich bei diesen Dinosauriern um die ersten, die durch Schalen geschützte
Nachkommen im Fossilbericht hinterlassen haben?", fragt Robert Reisz.
Darüber hinaus würden die Forscher gerne verstehen, warum die Dinosaurier
nicht genauso wie andere Tiergruppen lebend gebärten. Schließlich stellen
gerade die Säugetiere unter Beweis, dass dies eine Strategie ist, die zu
vielen Nachkommen führt.


Originalpublikation:

Koen Stein, Edina Prondvai, Timothy Huang, Jean-Marc Baele, P. Martin
Sander & Robert Reisz:

Structure and evolutionary implications of the earliest (Sinemurian,
Early Jurassic) dinosaur eggs and eggshells,

Scientific Reports,

DOI: 10.1038/s41598-019-40604-8
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ZOOLOGIE/1620: Menschenaffen reagieren auf Kamerafallen (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 14.03.2019

Menschenaffen reagieren auf Kamerafallen



Ein internationales Forschungsteam vom Max-Planck-Institut für
evolutionäre Anthropologie in Leipzig hat Videoaufzeichnungen aus
Kamerafallen analysiert, die sie in den Lebensräumen der Menschenaffen in
ganz Afrika aufgestellt hatten, um herauszufinden, wie die Tiere auf diese
unbekannten Objekte reagieren würden. Die Reaktionen unterscheiden sich je
nach Menschenaffenart und sogar zwischen Individuen derselben Art, hatten
jedoch alle eins gemeinsam: Die Menschenaffen bemerken die Kameras.




[image: Bild: © K. Langergraber, M. Robbins, S. Lucchesi]

Schimpansen (links), Gorillas (Mitte) und Bonobos (rechts) bemerken
neue Objekte in ihren natürlichen Lebensräumen, reagieren jedoch
unterschiedlich darauf.

Bild: © K. Langergraber, M. Robbins, S. Lucchesi



"Unser Ziel war es, die Reaktionen von Schimpansen, Bonobos und Gorillas
auf unbekannte Objekte in ihrem natürlichen Lebensraum zu beobachten, da
in der vergleichenden Psychologie häufig Experimente mit neuen Objekten
gemacht werden, und wir herausfinden wollten, ob die drei
Menschenaffenarten unterschiedlich darauf reagieren", sagt Ammie Kalan,
Primatologin am Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie.
"Besonders überrascht waren wir über die unterschiedlichen Reaktionen, die
wir bei Schimpansen und Bonobos beobachtet haben. Als nahe verwandte Arten
sind sie einander genetisch sehr ähnlich. Wir erwarteten also, dass sie
auch ähnlich auf die Kameras reagieren würden - aber das war nicht der
Fall."

"Die Schimpansen interessierten sich generell eher weniger für die
Kamerafallen - sie schienen ihre Anwesenheit kaum zu bemerken und fühlten
sich im Allgemeinen nicht von ihnen gestört", sagt Kalan. "Die Bonobos
hingegen fühlten sich von den Kamerafallen gestört; sie näherten sich
ihnen nur zögerlich oder hielten sich sogar absichtlich von ihnen fern."

Auch Tiere derselben Art reagierten unterschiedlich auf die Kameras.
Menschenaffen, die in Gebieten leben, wo Menschen präsent sind - wie zum
Beispiel in der Nähe von Forschungsstationen - können für unbekannte
Gegenstände desensibilisiert werden und finden diese dann nicht mehr so
interessant. Ein anderes Tier derselben Art, das weniger häufig mit
fremden oder neuen Gegenständen Kontakt hatte, findet diese dann
möglicherweise interessanter. Auch das Alter der Tiere spielte eine Rolle.
"Jüngere Menschenaffen erforschen die Kamerafallen intensiver, indem sie
sie über längere Zeiträume hinweg anstarren", sagt Kalan. "Wie
Menschenkinder nehmen auch junge Menschenaffen viele Informationen auf, um
mehr über ihre Umgebung zu erfahren. Ihre Neugier hilft ihnen dabei."

Die große Bandbreite der von den Menschenaffen gezeigten Reaktionen und
die komplexen Unterschiede sowohl zwischen den Arten als auch innerhalb
einer einzigen Art verdeutlichen, dass Forschende zukünftig vorab darüber
nachdenken müssen, wie Tiere auf unbekannte Aufzeichnungsgeräte in ihren
natürlichen Lebensräumen reagieren. "Wenn wir Beobachtungsdaten sammeln,
könnte es durchaus problematisch sein, dass sich das Verhalten der Tiere
angesichts der Aufzeichnungsgeräte je nach Art oder Individuum verändert",
sagt Kalan. "Um diesen Effekt einzudämmen, sollte es Vorbereitungsphasen
geben, in der sich die Wildtiere an die neuen Objekte gewöhnen können."

Trotz dieser möglichen Komplikation ist der Einsatz von Kamerafallen zur
Beobachtung von Wildtierpopulationen nach wie vor eine der nützlichsten
Möglichkeiten. "Unser Wissen ist in der Regel dadurch begrenzt, dass wir
nur wenige Tiergruppen oder -populationen genauer beobachtend untersuchen
können. Die Verwendung von Technologien wie Kamerafallen löst dieses
Problem effektiv", sagt Kalan. "Auch im Hinblick auf die Erforschung der
Verhaltensflexibilität der Tiere könnte es interessant sein, ihre
Reaktionen auf diese neuen Technologien zu untersuchen. Daher würde ich
mir wünschen, dass mehr Forschende im Rahmen des Biomonitoring auch das
Verhalten der Tiere neuen Objekten gegenüber näher betrachten."


Originalpublikation:

Ammie Kalan, et al.

Novelty Response of Wild African Apes to Camera Traps

Current Biology, 14. März 2019,

https://doi.org/10.1016/j.cub.2019.02.024
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SEISMIK/148: Erdbebensimulation - Verschlungene Brüche (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 15.03.2019

Erdbebensimulation - Verschlungene Brüche

Das Kaikoura-Erdbeben verursachte 2016 große Schäden in Neuseeland.
LMU-Forscher haben das ungewöhnlich komplexe Beben auf dem
Höchstleistungsrechner SuperMUC detailliert simuliert und seine
geophysikalischen Abläufe aufgeklärt.



Das Kaikoura-Erdbeben, das 2016 mit einer Stärke von 7.8 Neuseeland
erschütterte, gehört zu den am besten dokumentierten Beben weltweit - und
geologisch gesehen zu den komplexesten. Welche geophysikalischen
Mechanismen den ungewöhnlichen Eigenschaften des Bebens zugrunde liegen,
wurde bisher kontrovers diskutiert. Den LMU-Geophysikern Thomas Ulrich und
Dr. Alice-Agnes Gabriel ist es nun in Kooperation mit Kollegen der
Université Côte d'Azur und der Hong Kong Polytechnic University gelungen,
den Ablauf des Bebens so realistisch wie noch nie zu simulieren. Ihr
Modell, das auf dem Höchstleistungsrechner SuperMUC des
Leibniz-Rechenzentrums (LRZ) der Bayerischen Akademie der Wissenschaften lief,
kann helfen, auch die Erdbebengefährdung anderer Gebiete besser
einzuschätzen. Über ihre Ergebnisse berichten die Wissenschaftler im
Fachmagazin Nature Communications.

Das Kaikoura-Erdbeben ist nach Ansicht der Wissenschaftler das
komplizierteste Beben, das bisher beobachtet wurde, und hat zahlreiche
Fragen aufgeworfen. Ungewöhnlich ist unter anderem, dass zahlreiche
Verwerfungszonen von dem Beben betroffen waren. "Wenn man die
erdbebenbedingten Brüche nur an der Oberfläche betrachtet, gibt es
teilweise große Lücken von mehr als 15 km. In bisherigen seismischen
Gefährdungsanalysen wird angenommen, dass zwei Verwerfungszonen, die mehr
als sieben Kilometer voneinander entfernt sind, bei einem Beben nicht
gemeinsam brechen", sagt Gabriel. Ungewöhnlich ist auch, dass das Beben an
Land begann und dennoch zum höchsten Tsunami in diesem Gebiet seit 1947
führte, also auch auf den Meeresboden übergesprungen ist.

Mit ihren Simulationen konnten die Wissenschaftler die Ursache dieser
Phänomene nun erklären. "Entscheidend für diesen Erfolg war unser
realistisches Modell, das bruchphysikalische Gesetzmäßigkeiten
berücksichtigt und wirklichkeitsgetreu abbildet, wie Gesteine unter der
Erdoberfläche brechen und Erdbebenwellen erzeugen", sagt Gabriel. Wie das
Modell zeigte, lief bei dem Erdbeben eine komplexe Bruchkaskade ab. Die
Brüche breiteten sich über einen komplizierten Zickzackweg aus. Dadurch
wirkte die aus großer Entfernung gemessene Bruchgeschwindigkeit langsam,
obwohl sie in Wirklichkeit in den einzelnen Verwerfungszonen von normaler
Höhe war. Zu dem komplexen Bruchsystem kam es, weil die Verwerfungszonen
dem Beben nur wenig Reibungswiderstand entgegensetzten. "Dies liegt unter
anderem am Flüssigkeitsgehalt des Gesteins und daran, dass die
Bruchflächen im Untergrund immer ein bisschen in Bewegung sind, sodass
sich vorab schon Spannungen aufbauen", sagt Gabriel. "Zudem nimmt bei
hohen Bruchgeschwindigkeiten der Reibungswiderstand generell ab."

Nach Ansicht der Wissenschaftler könnte ihr Modell dazu beitragen, die
Erdbebengefährdung bestimmter Gebiete besser vorherzusagen. Für
Risikoanalysen werden die Verwerfungszonen der betroffenen Gebiete sehr
genau kartiert und deren Erdbebengefährdung eingeschätzt. "Auf Basis
dieser Analysen werden unter anderem Gebäudesicherheitsstandards
festgelegt. Unser realistisches und rechnerisch effizientes Modell könnte
bald ein wichtiger Bestandteil solcher Analysen werden", sagt Thomas
Ulrich, Erstautor der Studie und Doktorand an der LMU.


Originalpublikation:

Dynamic viability of the 2016 Mw 7.8 Kaikōura earthquake cascade on
weak crustal faults

T. Ulrich, A.-A. Gabriel, J.-P. Ampuero, W. Xu

Nature Communications

doi:10.1038/s41467-019-09125-w, 2019.
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FORSCHUNG/1580: Das Geheimnis des Vakuums erstmals nachweisen (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 15.03.2019

Das Geheimnis des Vakuums erstmals nachweisen

Neue Forschungsgruppe an der Universität Jena vereint Theorie und
Experiment, um erstmals bestimmte physikalische Prozesse im Quantenvakuum
nachzuweisen



Für die meisten Menschen ist das Vakuum ein leerer Raum. Die
Quantenphysik hingegen geht davon aus, dass selbst in diesem Zustand
niedrigster Energie noch Teilchen und Anti-Teilchen fluktuieren. Eine
Annahme, für die bisher kein eindeutiger Beleg erbracht werden konnte. Um
die Prozesse im vermeintlichen Nichts über 80 Jahre nach deren Vorhersage
durch Werner Heisenberg und Hans Euler erstmals experimentell nachweisen zu
können, hat jetzt eine neue Forschungsgruppe der Universität Jena ihre
Arbeit aufgenommen. Der Quantentheoretiker Prof. Dr. Holger Gies leitet die
Gruppe, deren Bezeichnung "Probing the Quantum Vacuum at the 
High-intensity Frontier" zugleich das Ziel der Forschungen formuliert. Am 
auf sechs Jahre angelegten Projekt sind neben der Universität Jena auch das
Helmholtz-Institut Jena (HIJ) und die Universitäten in Düsseldorf und
München (LMU) beteiligt. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft fördert die
erste, dreijährige Phase mit rund zwei Millionen Euro, womit v. a. neun
Doktorandenstellen, fünf davon in Jena, finanziert werden.


Licht macht Phänomene im "leeren Raum" sichtbar

Die Forschungsgruppe will mit starken Feldern an den Quanten wackeln,
versuchen die Experten das Forschungsziel einfach zu beschreiben. Sie
wollen Quantenvakuumprozesse, die den Grundzustand der Natur bilden, mit
Hochintensitätslasern nachweisen. "Das Besondere an unserem Team ist das
enge Zusammenspiel von fundamentaler Theorie und hoher
Experimentierkunst", erläutert Dr. Felix Karbstein, Theoretiker am HIJ,
der an genauen Vorhersagen für Messgrößen arbeitet, in denen die im Vakuum
extrem kurz entstehenden Teilchen und ihre Anti-Teilchen ihre Spuren
hinterlassen.

Die Jenaer Experimentalphysiker sowie die Kollegen an der LMU arbeiten
derweil an der Methodik, um den praktischen Nachweis zu erbringen. Dazu
entwickeln und kombinieren sie leistungsstarke Laser mit neuartigen,
präzisen Messverfahren, so dass die flüchtigen Prozesse im Vakuum gemessen
werden können.

Bislang existierten keine Lichtquellen, die für eine experimentelle
Überprüfung leistungsfähig genug waren. Die modernen Hochintensitätslaser,
die bei den Versuchen zum Einsatz kommen, nähern sich inzwischen der
notwendigen Laserleistung. Daher werden die Experimente nicht nur in Jena
und München, sondern auch am Europäischen Röntgenlaser bei DESY in Hamburg
durchgeführt.

Die Phänomene des Quantenvakuums, die Gies und sein Team beweisen wollen,
werden in der modernen Physik als fundamental und exotisch zugleich
angesehen. Zu ihnen zählen beispielsweise die multiphotonische Erzeugung
von Teilchenpaaren aus dem Vakuum oder Streuphänomene des Lichts, wie die
sogenannte Quantenreflexion. Diesen schwer zu fassenden Ereignissen ist
jedoch nicht nur die Jenaer Forschungsgruppe auf der Spur. "Wir befinden
uns in einem internationalen Wettbewerb", weiß Holger Gies. Der Physiker
ist allerdings "sehr hoffnungsvoll, weil ich sehr großes Vertrauen zu den
experimentellen Kollegen habe", dass die Forschungsgruppe aufgrund der
besonderen Nähe von Theorie und Praxis den Nachweis als erstes führen
kann.

Eigenschaften des Vakuums als Bausteine nutzen

Nachweis und Verständnis der Vakuumphänomene wären nicht nur für die
Quantenphysik selbst von Bedeutung. Moderne Hochleistungslaser und präzise
Messmethoden sind aus der Medizin, den Lebenswissenschaften und der
Materialforschung nicht mehr wegzudenken. So könnten die Ergebnisse in
Zukunft bei der Entwicklung von Geräten helfen, die die Eigenschaften des
Vakuums als Bausteine nutzen. "Bei der Erforschung des Quantenvakuums
kommen wir Grundlagenforscher einer konkreten Anwendung somit
vergleichsweise nahe", sagt Gies. Andererseits bestehe sogar die
Möglichkeit, Hinweise auf Kandidaten für die rätselhafte Dunkle Materie zu
finden, die für Strukturbildung im Universum verantwortlich ist, aber auch
im Quantenvakuum Spuren hinterlassen könnte - doch zuerst müssen die
erhofften Ergebnisse realisiert werden: Die Forschungsgruppe geht dem
Vakuum nun verstärkt auf den Grund.
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AUSSEN/2133: Nicaragua - Regierung verspielt Chance auf einen Friedensprozess


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. März 2019

Nicaragua: Regierung verspielt Chance auf einen

Friedensprozess



Zu der Niederschlagung der Proteste in Nicaragua erklärt Omid
Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Die Skrupellosigkeit der Regierung von Daniel Ortega gegen seine
eigene Bevölkerung ist höchst beunruhigend.

Nachdem sich Regierung und Opposition Anfang des Monats auf einen
Fahrplan innerhalb des Nationalen Dialogs einigen konnten, um das
Land zu befrieden, macht die erneute Repression der Opposition
deutlich, dass Ortega wenig Interesse an echter Reform und der
Anerkennung von politischen Rechten wie Meinungs- und
Versammlungsfreiheit hat. Um jeden Preis möchte er seine Macht
erhalten. Damit beendet er eigenhändig den mit Mühen begonnen Dialog
und die erste echte Möglichkeit auf einen Friedensprozess.

Schwer bewaffnete Polizei und paramilitärische Truppen auf
Motorrädern schlugen eine Demonstration in Managua nieder und
verhafteten dabei Demonstrierende, die in einer Protestaktion die
Freilassung aller politischen Gefangenen gefordert hatten. Zu den
Festgenommenen und wieder freigelassen gehört auch die Sandinistin
Mónica Baltodano, die zu den vielen mutigen Stimmen der
Zivilgesellschaft gehört, die sich für ein Ende des autoritären
Regimes von Daniel Ortega stark machen.

Vor fast einem Jahr begonnen die Proteste gegen die Regierung, der
u.a. Machtmissbrauch, Korruption, und Misswirtschaft vorgeworfen
werden. Seitdem wurden unzählige Nicaraguanerinnen und Nicaraguaner
inhaftiert, gefoltert und ermordet. Die Haftbedingungen der
Inhaftierten sind menschenunwürdig. Zehntausende sind in das
Nachbarland Costa Rica geflohen, das humanitär und politisch massiv
überfordert ist und mit dieser Herausforderung überwiegend alleine
gelassen wurde.

Die internationale Gemeinschaft darf nicht weiter wegschauen, sondern
muss dringend den Menschen ihre Unterstützung zukommen lassen und
gleichzeitig ihren Druck auf das Ortega Regime erhöhen.

Wir stehen klar auf der Seite derer, die um Freiheit und Demokratie
bemüht sind und fordern die Bundesregierung auf, sich in den
Vereinten Nationen und innerhalb der EU endlich dafür stark zu
machen, dass die Situation in Nicaragua oben auf der Agenda steht.

 * 
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AUSSEN/2132: Die Krim gehört zur Ukraine


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. März 2019

Die Krim gehört zur Ukraine



Zum Jahrestag der illegalen Annexion der ukrainischen Krim durch
Russland erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Die Krim gehört zur Ukraine. Daran gibt es auch fünf Jahre nach der
illegalen Annexion durch Russland keinen Zweifel. Dieser Bruch des
Völkerrechts ist und bleibt inakzeptabel. Es geht um nichts anderes,
als die Werte der Schlussakte von Helsinki, der Charta von Paris und
der Europäischen Union. Demokratie, Menschenrechte und die Achtung
internationaler Regelwerke sind Voraussetzung für Stabilität und
Frieden in Europa. Die Verteidigung der Grundpfeiler der europäischen
Friedensordnung ist auch der Grund, warum die erlassenen Sanktionen
erst mit der vollständigen Umsetzung der Minsker-Vereinbarungen und
der Rückgabe der Krim aufgehoben werden.

Darüber hinaus muss immer wieder aufgezeigt werden, dass sich
entgegen der russischen Propaganda die Situation der Menschen auf der
Krim dramatisch verschlechtert hat. Politische Verfolgung und massive
Einschränkung von Meinungs- und Versammlungsfreiheit sind heute an
der Tagesordnung. Hier muss die Bundesregierung viel deutlicher
Position beziehen. Außerdem braucht es seitens Berlins mehr als
Lippenbekenntnisse zur Freilassung von Oleh Sentsov und der vielen
anderen russischen Geiseln. Die Bundesregierung sollte hier tiefer in
den diplomatischen Instrumentenkasten schauen, um sich glaubwürdig
für die Freilassung der ukrainischen Gefangenen einzusetzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. März 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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RECHT/909: Die Opfer des SED-Unrechts verdienen Rehabilitierung


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 15. März 2019

Die Opfer des SED-Unrechts verdienen Rehabilitierung



Bundesjustizministerin Katarina Barley hat einen Gesetzentwurf zur
Entfristung der Rehabilitierungsgesetze für Opfer des SED-Unrechts
vorgelegt. Dazu können Sie die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta Connemann, mit folgenden Worten
zitieren:

"Gerechtigkeit - das sind wir den Opfern des SED-Unrechts auch in
Zukunft schuldig. Sie verdienen Rehabilitierung - gesellschaftlich
und rechtlich. Deshalb hat sich die CDU/CSU-Bundestagsfraktion für
eine Entfristung der Rehabilitierungs-Gesetze stark gemacht. Diese
bieten Opfern die rechtliche Grundlage für Entschädigungen. Ende 2019
laufen diese Gesetze aus. Eine Entschädigung wäre ohne Entfristung
nicht mehr möglich.

Das zuständige Bundesjustizministerium hat lange auf sich warten
lassen. Nun hat es auf unser Drängen endlich einen Entwurf vorgelegt.
Das wurde auch höchste Zeit. Die Opfer dürfen nicht ein zweites Mal
entrechtet werden. Gerade im Jubiläumsjahr 30 Jahre Mauerfall
brauchen wir das klare Bekenntnis des Bundestages - für die Opfer.
Sie hatten den Mut, sich gegen die kommunistische Diktatur zu wehren.
Dafür mussten sie große persönliche Opfer ertragen.

Für die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag dürfen Erinnerung,
Aufarbeitung und Wiedergutmachung auch nach dreißig Jahren nicht an
Bedeutung für unsere Gesellschaft verlieren. Kommende Generationen
müssen erfahren, wohin die SED-Diktatur geführt hat. Sie sollen
wissen, wie wichtig es ist, für Demokratie und Menschenrechte zu
kämpfen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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RECHT/908: Opfer des SED-Unrechts dürfen ihre Ansprüche nicht verlieren


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 15. März 2019

Opfer des SED-Unrechts dürfen ihre Ansprüche nicht verlieren



Bundesjustizministerin Katarina Barley hat einen Gesetzentwurf zur
Entfristung der Rehabilitierungsgesetze für Opfer des SED-Unrechts
vorgelegt. Dazu können Sie den stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei, mit folgenden Worten
zitieren:

"Dass der Gesetzesentwurf zur Entfristung der Rehabilitierungsgesetze
für Opfer des SED-Unrechts jetzt vorliegt, ist ein gutes Signal. Er
setzt ein schon seit vielen Jahren verfolgtes wichtiges Anliegen der
Union um, das wir auch im Koalitionsvertrag verankert haben. Denn wir
müssen sicherstellen, dass nicht zum Jahresende 2019 Opfer ihre
Ansprüche verlieren, weil derzeit diese Gesetze noch bis zum
31.12.2019 befristet gelten. Das ist gerade in diesem Jahr, in dem
wir den 30. Jahrestag der Wiedervereinigung feiern, besonders
wichtig. Der Entwurf befasst sich darüber hinaus auch mit dem
Unrecht, das in der DDR Heimkindern angetan wurde, und sieht hier
entsprechende Maßnahmen vor. Auch dies halte ich für ein richtiges
Signal. Die genaue Umsetzung müssen wir jetzt prüfen. Über weitere
Schritte sind wir derzeit mit unserem Koalitionspartner im Gespräch:
Denn wir als Unionsfraktion setzen uns dafür ein, dass nunmehr auch
die Fälle von Zwangsadoption von Kindern in der ehemaligen DDR
endlich aufgeklärt werden. Wir sind zuversichtlich, dass auch die SPD
dieses wichtige Anliegen unterstützt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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ARBEIT/1858: Equal Pay Day - Gender pay gap aberwitziger Anachronismus


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 18. März 2019

Equal Pay Day: Gender pay gap aberwitziger Anachronismus



Katja Kipping, die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, zum heutigen "Equal
Pay Day":

"Jahr für Jahr markiert der Equal Pay Day einen aberwitzigen Anachronismus:
Der heutige Tag markiert das Datum, bis zu dem Frauen vom 1. Januar an
länger arbeiten müssen als Männer, um auf das gleiche Jahres-Bruttoentgelt
zu kommen. In Deutschland beziehen Frauen im Schnitt 21 Prozent weniger
Gehalt als Männer. Damit ist Deutschland EU-weit auf einem der
schlechtesten Plätze: Nur in Tschechien und Estland ist der
Einkommensunterschied zwischen den Geschlechtern größer.

Das liegt zum Teil daran, dass in von Frauen dominierten Bereichen wie den
Bildungs-, Sozial- und Erziehungsberufen und im "Care" Bereich, also zum
Beispiel in der Pflege, noch immer viel zu niedrige Löhne gezahlt werden.
Frauen sind außerdem seltener in Führungspositionen zu finden und häufiger
in Teilzeit beschäftigt, da sie immer noch den Löwinnenanteil in der
Kinderbetreuung und Pflege Angehöriger übernehmen. Auch eine gerechtere
Verteilung der unbezahlten Erwerbsarbeit zwischen den Geschlechtern ist
deshalb wichtig für die Schließung des gender pay gap.

All diese Faktoren führen dazu, dass Frauen stärker von Armut betroffen
sind. Für die Regierung sind das immer noch nicht genügend Gründe endlich
zu handeln und durch ein Entgeltgleichheitsgesetz Gerechtigkeit
herzustellen.

DIE LINKE fordert höhere Löhne für Beschäftigte in Pflege, Gesundheit und
Bildung. Zudem ist es wichtig, Mädchen und junge Frauen zu motivieren, in
Berufe einzusteigen, die immer noch fälschlicherweise als "Männerberufe"
bezeichnet werden. Es muss mehr Initiativen wie den "Girls Day" oder "Komm
nach MINT" geben, die diese alten Rollenbilder aufbrechen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 18. März 2019

Bundesgeschäftsstelle
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AUSSEN/1842: Keine völkerrechtswidrige US-Besatzung in Syrien


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. März 2019

Keine völkerrechtswidrige US-Besatzung in Syrien



"Die jetzt veröffentlichten Pläne der US-Regierung für eine
dauerhafte Militärpräsenz im Norden Syriens dürfen von der
Bundesregierung nicht unterstützt werden. Stattdessen muss die
türkische Armee aus Syrien vollständig abziehen und die
Bundesregierung den türkischen Einmarsch in die Region Afrin als
völkerrechtswidrig verurteilen", sagt Heike Hänsel, stellvertretende
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Angesichts entsprechender Berichte aus Washington darf die
Bundeswehr die illegale Präsenz der USA in Syrien nicht weiter
unterstützen, etwa durch Luftaufklärung oder andere Arten der
Zusammenarbeit. Deutschland darf kein Akteur bei einem neuen
Besatzungsregime werden. Stattdessen sind jetzt Verhandlungen zum
Schutz der kurdischen Region im Norden Syriens unter aktiver
Beteiligung aller dort lebender Bevölkerungsgruppen notwendig, mit
dem Ziel einer größtmöglichen Autonomie, das muss auch von der
Bundesregierung politisch unterstützt werden.

Die Unterstützung islamistischer Regierungsgegner durch die USA und
verbündeten Staaten haben zum Leid der Menschen in Syrien
beigetragen. Es ist bezeichnend und mehr als zynisch, wenn
Deutschland, Frankreich, Großbritannien und die USA in einer
gemeinsamen Erklärung zum inzwischen achtjährigen Syrien-Konflikt die
Rolle islamistischer Terrorgruppen, von denen viele in der Provinz
Idlib Zuflucht gefunden haben, unlängst nicht einmal mit einem Wort
erwähnten. Syrien wird eine Chance auf Frieden haben, wenn alle
ausländischen Truppen und Kämpfer das Land verlassen haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. März 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/5030: Nach Christchurch - Islamfeindlichkeit in Deutschland ernst nehmen und ihr entgegentreten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. März 2019

Nach Christchurch: Islamfeindlichkeit in Deutschland ernst nehmen
und ihr entgegentreten



"Wer Islamfeindlichkeit verharmlost, hat nichts aus dem Massaker von
Christchurch gelernt", erklärt Christine Buchholz,
religionspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, angesichts der
Äußerungen von Bundesinnenminister Horst Seehofer, es gebe kein
islamfeindliches Klima in Deutschland. Buchholz weiter:

"Der antimuslimische Rassismus hat in Deutschland massiv zugenommen.
Angesichts dessen sind Seehofers Äußerungen zur Islamfeindlichkeit
verharmlosend. Es werden im Schnitt zwei islamfeindliche Straftaten
pro Tag gemeldet, viele betreffen Moscheegemeinden. Die Zahl der
Körperverletzungen gegen Muslime hat zugenommen. Experten gehen davon
aus, dass die Dunkelziffer um ein Vielfaches höher liegt.

Seit Jahren erleben wir islamfeindliche Straßenmobilisierungen. Mit
der AfD ist eine Partei in den Bundestag eingezogen, die täglich
gegen Muslime hetzt.

Auch in Deutschland ermorden Neonazis gezielt Menschen: 2009
ermordete ein Rechtsextremer Marwa El Sherbini im Dresdner
Landgericht, über Jahre hinweg konnte der NSU seine Mordtaten
ausführen und 2016 ermordete ein Anhänger des norwegischen
Rechtsterroristen Breivik neun migrantische Jugendliche in München.

Rechte Terrorzellen wie die Revolution Chemnitz, die Gruppe Freital
oder extrem rechte Netzwerke in Bundeswehr und Polizei sind eine
ernsthafte Bedrohung.

Von Entwarnung kann keine Rede sein. Antimuslimischer Rassismus muss
entschlossen bekämpft werden. Innenminister Seehofer hat mit seiner
Aussage, der Islam gehöre nicht zu Deutschland, Öl ins Feuer der AfD
und der Neonazis gegossen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. März 2019

Deutscher Bundestag
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BUNDESTAG/8149: Heute im Bundestag Nr. 284 - 18.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 284

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 18. März 2019, Redaktionsschluss: 13.06 Uhr

1. Informationen über Elektromobilitätsgesetz

2. Regierung beklagt Überkontrolle

3. Aktivitäten des Mautkontrolldienstes

4. Grüne fragen nach Zeitplan für den BER

5. Grüne fragen nach Zukunft der DEGES

6. FDP-Anfrage zu Gaffern



1. Informationen über Elektromobilitätsgesetz

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Um den Informationsfluss an die Kommunen zu sichern,
hatte die Bundesregierung nach eigenen Angaben die kommunalen Verbände
sowohl in die Erarbeitung des Elektromobilitätsgesetzes (EmoG) als
auch bei der Erarbeitung des Evaluierungsberichts eingebunden. Das
geht aus der Antwort der Regierung (19/8195) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/7889) hervor. Die kommunalen
Verbände seien zudem nach Verabschiedung des EmoG gezielt auf die
Möglichkeiten des EmoG hingewiesen und gebeten worden, die Kommunen
darüber zu informieren, heißt es in der Antwort weiter.

Auf die Frage der Grünen, wie es sich die Bundesregierung erklärt, das
laut dem Evaluierungsbericht 43 Prozent der für den Bericht befragten
Kommunen nicht wüssten, ob das EmoG vor Ort bereits umgesetzt wurde,
heißt es in der Antwort: "Der Bundesregierung liegen hierzu keine
eigenen Erkenntnisse vor." Zugleich kündigt die Regierung an, einen
Leitfaden zu erstellen und diesen den Kommunen zur Verfügung zu
stellen. Im Rahmen der sechsten Fachkonferenz "Elektromobilität vor
Ort" des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur
(BMVI) am 26. und 27. März 2019 in Stuttgart werde dem EmoG zudem ein
eigener Veranstaltungsblock gewidmet. Zusätzlich könnten sich Kommunen
auf den Internetseiten des "Startersets Elektromobilität" auch über
das EmoG informieren. "Das Informationsangebot zum EmoG wird aktuell
ausgebaut", schreibt die Bundesregierung.

 * 

2. Regierung beklagt Überkontrolle

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung listet in ihrer Antwort
(19/8168) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/7873) die
im Rahmen der sogenannten Verbändeanhörung zum Entwurf der
Bundesregierung für ein Neuntes Gesetz zur Änderung des
Straßenverkehrsgesetzes (19/6334) eingegangenen Stellungnahmen auf.
Die Auswahl der Beteiligung für die Verbändeanhörung entsprechend
Paragraf 47 Absatz 3 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der
Bundesministerien (GGO) sei auf Grundlage der angenommenen
Betroffenheit vom Inhalt des Referentenentwurfs erfolgt, heißt es in
der Vorlage. Die betroffenen Verbände seien beteiligt worden.

Der Referentenentwurf habe im Rahmen der Ressortabstimmung sowie der
Länder- und Verbändeanhörung Änderungen erfahren, teilt die Regierung
mit. Es sei üblich und Sinn und Zweck dieser Beteiligungen, "dass die
vorgetragenen Argumente im Rahmen einer Gesamtabwägung und unter
Berücksichtigung der politischen Zielsetzung in die weiteren
Überlegungen zum Vorhaben einfließen können".

In den Vorbemerkungen zu der Antwort äußert die Bundesregierung Kritik
an den Fragestellungen der Linksfraktion, die sich unter anderem
danach erkundigt hatte, welche konkreten Regelungen oder Änderungen
aufgrund von welchen Vorschlägen welcher Dritter in den Gesetzentwurf
aufgenommen sein worden. Parlamentarische Kontrolle von Regierung und
Verwaltung verwirkliche den Grundsatz der Gewaltenteilung, schreibt
die Bundesregierung. Die Gewaltenteilung stelle aber nicht nur den
Grund, sondern auch die Grenze der parlamentarischen Kontrolle dar.
Parlamentarische Kontrolle sei politische Kontrolle, "nicht
administrative Überkontrolle". Parlamentarische Kontrolle könne die
Regierungsfunktion auch stören und bedürfe daher der Begrenzung auf
ein funktionsverträgliches Maß, schreibt die Regierung unter Berufung
auf eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts.

Die Linksfraktion habe eine Vielzahl von identischen Kleinen Anfragen
zu verschiedenen Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt, deren
Auswahl soweit erkennbar als eher zufällig erscheine. Die Grenze zur
administrativen Überkontrolle sei angesichts des Umfangs der
Überprüfung der aktuellen Gesetzgebungstätigkeit und der Detailtiefe
von einzelnen Fragen aus Sicht der Bundesregierung erreicht. "Die
Bundesregierung geht davon aus, dass dem Informationsbedürfnis der
Fragesteller künftig durch die Veröffentlichung der Gesetzes- und
Verordnungsentwürfe sowie der Stellungnahmen aus der Verbändeanhörung
auf den Internetseiten der jeweiligen Ressorts Genüge getan ist",
heißt es in den Vorbemerkungen zu der Antwort.

 * 

3. Aktivitäten des Mautkontrolldienstes

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Durch den Mautkontrolldienst (MKD) des Bundesamtes
für Güterverkehr (BAG) wurden nach Angaben der Bundesregierung in den
Jahren 2013 bis 2017 50,79 Millionen Fahrzeuge kontrolliert, davon
42,93 Millionen durch eine mobile Kontrolle und 1,55 Millionen
Fahrzeuge durch eine stationäre Kontrolle. Das geht aus der Antwort
der Bundesregierung (19/8192) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/7877) hervor. Der Antwort zufolge stammten
28,23 Millionen Fahrzeuge aus Deutschland, 18,69 Millionen aus der EU
oder dem Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) und 533.469 aus übrigen
Ländern. 3,34 Millionen Fahrzeuge seien im Rahmen der statistischen
Aufbereitung keiner Gruppe zuzuordnen gewesen, heißt es weiter.

In der Antwort informiert die Bundesregierung auch über die
Personalsituation beim MDK. Zur derzeitigen Ausstattung von 704
(Plan-)Stellen würden für den Haushalt 2020 weitere 26 Stellen für
Mautkontrolleure wegen der Einführung von Gewichtsklassen bei der
Lkw-Maut angemeldet. Personalkosten hierfür sollen den Angaben zufolge
aus den zusätzlichen Mauteinnahmen bezahlt werden. "Damit würde die
Stellenausstattung der derzeitigen Aufgabenlage des BAG entsprechen
und wäre insbesondere vor dem Hintergrund technischer Entwicklungen
und hierdurch ermöglichter Optimierungen der Kontrollbedingungen als
aufgabenadäquat anzusehen", urteilt die Bundesregierung.

Was die Anzahl der automatischen Kontrollbrücken angeht, so hat sich
diese der Vorlage zufolge seit 2013 nicht verändert. Auch in den
Jahren 2019 und 2020 seien Veränderungen nicht vorgesehen. Die 300
Kontrollbrücken dienten ausschließlich der automatischen Kontrolle, um
festzustellen, ob die Maut korrekt entrichtet wurde. Die Erhebung der
Lkw-Maut erfolge ausschließlich durch das automatische
Erhebungsverfahren mittels einer On-Board-Unit (OBU) oder durch das
manuelle Verfahren. Die Kontrollbrücken würden regelmäßig gewartet,
womit jedoch keine Auswirkungen auf die Erhebung der Lkw-Maut
verbunden seien, schreibt die Regierung.

Die Ausweitung der Lkw-Maut auf alle Bundesstraßen zum 1. Juli 2018
sei technisch reibungslos verlaufen, heißt es weiter. Datenfehler im
bereitgestellten Fernstraßennetz oder Fehlfunktionen anlässlich der
Umstellung, die zu Mehr- oder Mindereinnahmen geführt hätten, seien
nicht vorgekommen.

 * 

4. Grüne fragen nach Zeitplan für den BER

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach Fortschritten beim Flughafen Berlin Brandenburg
(BER) erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/8190). Aufgrund der Medienberichterstattung lasse
sich momentan für Außenstehende weder genau abschätzen, ob das
Bauvorhaben sich noch innerhalb des angegebenen Zeitplans befindet,
noch welche Überlegungen es gegebenenfalls zu Erweiterungsmaßnahmen
und damit verbundenen weiteren Kostensteigerungen gibt, bemängeln die
Grünen.

Sie wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob alle drei
Anteilseigner der Flughafen Berlin Brandenburg GmbH (FBB),
Brandenburg, Berlin und der Bund, in gleicher Weise die Prognose
teilen, dass der Flughafen BER wie geplant im Oktober 2020 eröffnet
wird. Gefragt wird auch, ob aus Sicht der Bundesregierung die bei
Eröffnung des BER vorgesehenen Abfertigungskapazitäten am Standort
Schönefeld ausreichen, um wie geplant den vollständigen Umzug des
Flughafens Berlin-Tegel zu erreichen.

 * 

5. Grüne fragen nach Zukunft der DEGES

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Zukunft der Deutsche Einheit
Fernstraßen-Planungs- und Baugesellschaft mbH (DEGES) vor dem
Hintergrund der im September 2018 durch den Bund erfolgten Gründung
der "Infrastrukturgesellschaft für Autobahnen und andere
Bundesfernstraßen" (IGA) interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/8161). Die Abgeordneten wollen von
der Bundesregierung unter anderem wissen, ob sie plant, die DEGES in
die IGA zu integrieren. Gefragt wird auch, welche konkreten
Vorkehrungen die Bundesregierung ergriffen hat, damit durch den Aufbau
der IGA und eine mögliche Integration der DEGES in die IGA keine
Planungs- oder Bauverzögerungen bei den Investitionen in die
Infrastrukturen des Fernstraßenbundesnetzes entstehen.

 * 

6. FDP-Anfrage zu Gaffern

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Mit dem Problem der Behinderung von Einsatz- und
Rettungskräften durch Schaulustige, auch Gaffer genannt, beschäftigt
sich eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8245). Die Abgeordneten
fragen die Bundesregierung unter anderem, wie viele Vorfälle ihr aus
den Jahren 2008 bis 2018 bekannt sind, bei denen Gaffer Einsatzkräfte
behinderten und bei denen gegen die Bildung einer Rettungsgasse
verstoßen wurde. Sie wollen wissen, wie die Regierung diese Vorfälle
bewertet und ob die gesetzlichen Regelungen zum Schutz vor Gaffern
ausreichend sind. Abschließend fragen sie, welche eigenen Initiativen
die Regierung plant, um aktiv auf das Problem aufmerksam zu machen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8148: Heute im Bundestag Nr. 283 - 18.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 283

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 18. März 2019, Redaktionsschluss: 12.12 Uhr

1. Humanitäre Hilfe im Ausland im Fokus

2. Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung

3. Fachkräfteeinwanderungsgesetz vorgelegt

4. 7,4 Millionen ohne Steuererklärung

5. Kein sicheres Wissen über Danske Bank

6. Beschleunigte Mittelvergabe gefordert



1. Humanitäre Hilfe im Ausland im Fokus

Menschenrechte/Anhörung

Berlin: (hib/AHE) Der "Bericht der Bundesregierung über die deutsche
humanitäre Hilfe im Ausland 2014-2017" steht im Mittelpunkt einer
öffentlichen Anhörung des Menschenrechtsausschusses. Zu der
Veranstaltung am Mittwoch, 20. März um 15 Uhr im Sitzungssaal E.600 im
Paul-Löbe-Haus sind sieben Sachverständige geladen: Bodo von Borries
(Verband Entwicklungspolitik und Humanitäre Hilfe deutscher
Nichtregierungsorganisationen, VENRO), Cornelia Füllkrug-Weitzel
(Diakonie Katastrophenhilfe), Heiko Knoch UN World Food Programme
(WFP), Corinna Kreidler (Independent Consultant Humanitarian
Assistance), Wolfgang Prangl (Oxfam Deutschland), Ralf Südhoff (Centre
for Humanitarian Action) sowie Alfred de Zayas (Geneva School of
Diplomacy and International Relation).

Interessierte Zuhörer werden gebeten, sich vorab unter Angabe von
Name, Vorname und Geburtsdatum per E-Mail beim Sekretariat des
Ausschusses für Menschenrechte abzumelden
(menschenrechtsausschuss@bundestag.de). Zum Einlass ist ein gültiger
Personalausweis oder Reisepass mitzubringen.

 * 

2. Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf "über
Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung" (19/8286) vorgelegt. Er
zielt darauf ab, besondere Fallgruppen der Duldungen neu zu
strukturieren, um deren Anwendung zu vereinfachen. Betroffen sind der
Vorlage zufolge langfristige Duldungen aus persönlichen Gründen, die
für bestimmte Ausländer "einen rechtssicheren Aufenthalt ermöglichen
und eine Bleibeperspektive aufzeigen".

Dabei geht es um Ausländer, die eine qualifizierte Berufsausbildung
aufnehmen (Ausbildungsduldung) oder durch eine "nachhaltige
Beschäftigung ihren Lebensunterhalt selbst sichern und gut integriert
sind (Beschäftigungsduldung)", Zudem sollen mit dem Gesetzentwurf
Vorgaben des Koalitionsvertrages zur Ausweitung der Ausbildungsduldung
auf Helferausbildungen und zu ihrer bundesweit einheitlichen Anwendung
umgesetzt werden

Wie die Bundesregierung ausführt, wurde in den vergangenen Jahren in
Deutschland eine große Anzahl von Asylanträgen gestellt, die
mittlerweile in der Regel nach kurzer Verfahrensdauer beschieden
werden. Daran anknüpfend habe sich auch die Zahl der rechtskräftig
abgelehnten Asylbewerber erhöht, die ausreisepflichtig sind, "aber aus
tatsächlichen, rechtlichen, dringenden humanitären oder persönlichen
Gründen eine Duldung erhalten". Mit Stand vom November 2018 habe es
laut Ausländerzentralregister 178.966 Personen mit einem
Duldungsstatus gegeben. Mit zunehmender Duldungsdauer gehe nicht
selten auch eine zunehmende Integration einher.

 * 

3. Fachkräfteeinwanderungsgesetz vorgelegt

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes (19/8285) vorgelegt. Ziel des Entwurfs
ist es, die Fachkräftesicherung "durch eine gezielte und gesteuerte
Zuwanderung von Fachkräften aus Drittstaaten zu flankieren".

Der Vorlage zufolge sollen künftig alle Fachkräfte, die über einen
Arbeitsvertrag und eine anerkannte Qualifikation verfügen, in den
entsprechenden Berufen in Deutschland arbeiten können. Die
Beschränkung auf besonders vom Fachkräftemangel betroffene
"Engpassberufe" soll entfallen. Auch auf die Vorrangprüfung, ob nicht
auch Deutsche oder EU-Bürger für die Stelle in Frage kommen, soll bei
Fachkräften im Grundsatz verzichtet werden, allerdings verbunden mit
der Möglichkeit, bei Veränderungen des Arbeitsmarktes die
Vorrangprüfung kurzfristig wieder einzuführen.

Für Fachkräfte mit Berufsausbildung soll zudem die Möglichkeit zur
befristeten Einreise zur Arbeitsplatzsuche analog zur Regelung für
Fachkräfte mit akademischer Ausbildung geschaffen und für fünf Jahre
befristet erprobt werden. Zudem soll laut Entwurf der Aufenthalt zu
ergänzenden Qualifizierungsmaßnahmen für Drittstaatsangehörige mit im
Ausland abgeschlossener Berufsbildung erweitert und attraktiver
gestaltet werden.

Zur Begründung verweist die Bundesregierung darauf, dass sich der
Fachkräftemangel zu einem Risiko für die deutsche Wirtschaft
entwickelt habe. Die Zahl der offenen Stellen sei aktuell auf rund 1,2
Millionen angestiegen. Der Fachkräftemangel ist bereits bei vielen
Unternehmen, vor allem in der Gesundheits- und Pflegebranche, in den
sogenannten Mint-Berufen (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft
und Technik), aber auch im Handwerk spürbar. Dabei fehlten nicht nur
Hochschulabsolventen, sondern zunehmend auch Fachkräfte mit
qualifizierten Berufsausbildungen. Die demografische Entwicklung werde
dies noch verstärken.

 * 

4. 7,4 Millionen ohne Steuererklärung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Im Jahr 2014 haben rund 7,4 Millionen Personen mit
Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit Lohnsteuer gezahlt und keine
Steuererklärung abgegeben. Dies seien rund 22,2 Prozent erklärt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8106) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/7798). Aktuellere Daten liegen der Bundesregierung
nicht vor.

 * 

5. Kein sicheres Wissen über Danske Bank

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesregierung liegen noch keine gesicherten
Erkenntnisse zum Fall der unter Geldwäscheverdacht stehenden
estländischen Filiale der Danske Bank und einer möglichen Verwicklung
der Deutschen Bank in Finanztransaktionen der Danske Bank vor. Soweit
vorläufige Erkenntnisse über das Transaktionsvolumen vorliegen, sei
bislang nicht bekannt, in welcher Höhe die Transaktionen tatsächlich
kriminellen Ursprungs seien, erklärt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/7840) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/6935). Die vorläufigen Erkenntnisse zum Transaktionsvolumen
wurden den Abgeordneten zur Einsichtnahme in der Geheimschutzstelle
des Deutschen Bundestages zur Verfügung gestellt.

 * 

6. Beschleunigte Mittelvergabe gefordert

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Unterrichtung

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung hat nach einem verzögerten Start
zahlreiche forschungs- und innovationspolitische Pläne für die neue
Legislaturperiode vorgelegt, resümiert die unabhängige Gruppe
renommierter Wissenschaftler des EFI-Gutachtens (19/8400). Eines der
wichtigsten Programme ist die neue Hightech-Strategie 2025 (HTS). In
ihrem Gutachten, das die Experten einmal im Jahr zu Forschung,
Innovation und technologischer Leistungsfähigkeit präsentieren, loben
sie, dass sich die Bundesregierung erneut zu dem Ziel bekennt, bis
2025 Mittel in Höhe von 3,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts für
Forschung und Entwicklung (FuE) aufzuwenden. Gleichwohl unterstreichen
sie, dass die derzeit budgetierten Mittel nicht ausreichen, um dieses
Ziel zu erreichen. Die Expertenkommission mahnt eine rasche Umsetzung
der angekündigten Maßnahmen an und drängt auf die zügige, von ihr auch
schon früher empfohlene Einführung der steuerlichen FuE-Förderung mit
besonderer Berücksichtigung der kleinen und mittleren Unternehmen
(KMU).

Die Kommission befürwortet, dass das Bundeskabinett im August 2018
beschlossen hat, eine Agentur zur Förderung von Sprunginnovationen zu
gründen. Um die angestrebten Ziele zu erreichen, muss die Agentur nach
Ansicht der Wissenschaftler im Tagesgeschäft mit großer Unabhängigkeit
von politischer Steuerung agieren können. Das Budget sollte
mittelfristig erhöht werden. Derzeit berät die Gemeinsame
Wissenschaftskonferenz über Nachfolgevereinbarungen zum Pakt für
Forschung und Innovation (PFI) und zum Hochschulpakt. Die
Wissenschaftler raten, bei der Fortschreibung des PFI ein stärkeres
Augenmerk auf den Erkenntnis- und Technologietransfer zu legen. In der
Nachfolgevereinbarung zum Hochschulpakt sollten bei der Mittelvergabe
an die Hochschulen neben kapazitätsbezogenen auch qualitätsbezogene
Indikatoren berücksichtigt werden.

Mit ihrer Strategie Künstliche Intelligenz (KI) von drei Milliarden
Euro bis 2025 dokumentiere die Bundesregierung die hohe Bedeutung, die
sie der KI beimesse. Die derzeitige Fassung der KI-Strategie bleibe
allerdings zu vage und müsse konkretisiert werden. Die Gutachter
befürworten den Ausbau von europäischen Kooperationen, um im Verbund
der EU-Partnerländer mit den USA und China als den führenden Nationen
auf dem Gebiet der KI-Forschung mithalten zu können.

Bei den Förderstrukturen der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG),
der wichtigsten Forschungsförderorganisation Deutschlands, regt die
Kommission an zu prüfen, ob die hohe Gewichtung strukturbildender
Förderformate nicht zugunsten einer Stärkung der Förderung von
Einzelprojekten korrigiert werden soll. Ferner würdigt die Kommission
die große Bedeutung von Start-ups im Innovationssystem. In Deutschland
habe sich eine lebendige Start-up-Szene entwickelt. Start-ups in
Deutschland hätten - insbesondere in der Wachstumsphase - noch immer
Probleme, genügend Wagniskapital zu bekommen. Die Rahmenbedingungen
für private Investitionen in Start-ups müssten daher weiter verbessert
werden.

Die Kommission unterstreicht, dass die Forschungs- und
Innovationspolitik wichtige Beiträge zur Energiewende leisten kann.
Wichtige innovative Technologien für eine Dekarbonisierung des
deutschen Energiesystems seien heute schon marktreif oder werden es in
Kürze sein. Ihre Diffusion werde aber vor allem durch zu geringe
CO2-Preise und regulatorische Vorgaben gehemmt. Um diese Hemmnisse
abzubauen, sollten Abgaben und Umlagen auf Energie über alle
Wirtschaftssektoren hinweg an der Klimaschädlichkeit und dem
CO2-Gehalt von Energieträgern ausgerichtet werden.

Bei der Blockchain-Technologie, welche erlaube, Daten unveränderbar
und fälschungssicher digital zu speichern und zu übertragen, befinde
sich Deutschland in einer guten Position, um die Potenziale dieser
Technologien auszuschöpfen. Der Bedeutung der Digitalisierung der
deutschen Hochschulen werde zwar eine große Bedeutung beigemessen, die
sich aber noch nicht im erreichten Stand der Digitalisierung
widerspiegle. Die Expertenkommission sieht daher deutliche
Entwicklungspotenziale, vor allem in den Bereichen Lehre und
Verwaltung.

 * 
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BUNDESTAG/8147: Heute im Bundestag Nr. 282 - 18.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 282

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 18. März 2019, Redaktionsschluss: 11.05 Uhr

1. Vergabeverfahren für Bahnhofsgebäude

2. FDP fragt nach digitalen Stellwerken

3. Grüne fragen nach Bahnprojekt in Köln

4. AfD fragt nach Rangierbahnhof Halle

5. Linke fragt zu Standartisierter Bewertung

6. Notfallmanagement bei ICE-Brand erfragt



1. Vergabeverfahren für Bahnhofsgebäude

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung äußert sich in ihrer Antwort
(19/8165) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/7582) zum
Vergabeverfahren für das Empfangsgebäude des geplanten Fern- und
Regionalbahnhofs Hamburg-Diebsteich. Im Rahmen einer EU-weiten
Ausschreibung sei unter Berücksichtigung vergaberechtlicher
Anforderungen für die Mantelbebauung, zu der auch die Errichtung der
Empfangshalle gehöre, ein privater Investor ausgewählt worden,
schreibt die Regierung. "Dies ist vergaberechtlich zulässige Praxis
und hat zur Folge, dass die Projektdurchführung, da der private
Investor kein öffentlicher Auftraggeber ist, keinen vergaberechtlichen
Vorgaben unterliegt", heißt es in der Antwort auf die Frage, warum es
für die Vergabe keine öffentliche Ausschreibung gegeben habe.

 * 

2. FDP fragt nach digitalen Stellwerken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den Zustand der Stellwerke im Eisenbahnnetz
interessiert sich die FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/8202)
wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung unter anderem wissen,
wie viele Stellwerke bis 2030 als digitale Stellwerke (DSTW)
umgerüstet werden sollen und wann mit der flächendeckenden Ausrüstung
des Schienennetzes mit DSTW zu rechnen sei. Gefragt wird auch, ob
technische Lösungen zur kurzzeitigen Umrüstung bei Stellwerken geplant
sind, um noch vor der Ausrüstung mit DSTW eine Verbesserung zu
erzielen und die Sicherheit zu optimieren.

 * 

3. Grüne fragen nach Bahnprojekt in Köln

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für das in den Vordringlichen Bedarf des
Bedarfsplans Schiene aufgestiegene Projekt Bahnknoten Köln
interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen
Anfrage (19/8207) wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung
unter anderem wissen, auf welchen Annahmen die vom Bundesministerium
für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) genannten Kosten für den
Planfall "Knoten Köln" beruhen und wie sich diese Summe auf die
einzelnen Teilprojekte des Planfalls verteilt.

 * 

4. AfD fragt nach Rangierbahnhof Halle

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach möglichen Planungs- und Baumängeln des
Rangierbahnhofs Halle (Saale) erkundigt sich die AfD-Fraktion. In
einer Kleinen Anfrage (19/8141) wollen die Abgeordneten wissen, ob der
Bundesregierung konkrete Verstöße gegen die Lärmschutzvorschriften
bekannt sind. Gefragt wird auch, ob die in der Presse genannten
Angaben korrekt sind, dass der Rangierbahnhof Halle für eine Kapazität
von 2.400 Waggons täglich ausgelegt ist, jedoch auch nach Abschluss
des Probebetriebes die Zahl der abgefertigten Waggons nur rund 800 pro
Tag erreicht.

 * 

5. Linke fragt zu Standartisierter Bewertung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Aufgrund der aus Sicht der Linksfraktion falsch
ausgefallenen Errechnung des Nutzen-Kosten-Wertes beim Bahnprojekt
"Zweite Stammstrecke München" thematisieren die Abgeordneten in einer
Kleinen Anfrage (19/8203) die "Standardisierte Bewertung" als
"bundesweit standardisiertes volkswirtschaftliches Bewertungsverfahren
für Vorhaben des Schienennahverkehrs". Gefragt wird unter anderem, wie
die Bundesregierung sicherstellt, dass die Standardisierte Bewertung
als Instrument der Prüfung der Wirtschaftlichkeit gegen manipulierte
Bewertungen aufgrund politischer Entscheidungen gefeit ist. Wissen
wollen die Abgeordneten auch, wie mit geflossenen Zuschüssen verfahren
wird, wenn eine Standardisierte Bewertung nachträglich von der
Bundesregierung als ungültig eingestuft wird und aufgrund der
grundlegenden konzeptionellen Schieflage des Projektes "eine Heilung
sowohl auf der baulich-planerischen Seite als auch auf der Seite der
Bewertung nicht möglich ist".

 * 

6. Notfallmanagement bei ICE-Brand erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den ICE-Brand auf der Schnellfahrstrecke
Köln-Rhein/Main bei Dierdorf am 12. Oktober 2018 thematisiert die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8143). Die Abgeordneten
erkundigen sich unter anderem nach dem Zeitpunkt, zu dem das
Notfallmanagement alarmiert wurde und dem Zeitpunkt, zu dem der
Notfallmanager am Einsatzort eingetroffen ist. Wissen will die
AfD-Fraktion auch, wann letztmalig ein Transformatorenölwechsel im
betroffenen Transformator durchgeführt wurde.

 * 
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BUNDESTAG/8146: Heute im Bundestag Nr. 281 - 18.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 281

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 18. März 2019, Redaktionsschluss: 09.26 Uhr

1. Deutsche Banken ertragsschwach

2. 2,15 Milliarden Euro EU-Fördermittel

3. Probleme bei Geldwäschebekämpfung

4. Nutzung des Riester-Sparens



1. Deutsche Banken ertragsschwach

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die volkswirtschaftliche Entwicklung in Deutschland
wird maßgeblich auch von einem funktionsfähigen und stabilen
Bankensystem gestützt, dass die Versorgung der Realwirtschaft mit
Finanzierungsinstrumenten sicherstellen kann. Dies erklärt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8068) auf eine Kleine Anfrage der
Linksfraktion (19/7638), die nach Fusionsplänen von Deutscher Bank und
Commerzbank gefragt hatte. Die aktuell schwache Ertragslage sei jedoch
eine große Herausforderung für den deutschen Finanzsektor, so die
Bundesregierung. Daher müssten Banken ihre Geschäftsmodelle überprüfen
und bei Bedarf anpassen, um auch langfristig eine positive
wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland zu unterstützen.

Nach Angaben der Bundesregierung weist das deutsche Bankensystem im
europäischen und globalen Vergleich mit einer Eigenkapitalrentabilität
von 3,2 Prozent eine vergleichsweise geringe Profitabilität aus.
Allerdings würden deutsche Banken mit einer harten Kernkapitalquote
von über 15 Prozent auch über eine gute Kapitalausstattung verfügen.
Die Bundesregierung führt die im EU-Vergleich schwache Profitabilität
der deutschen Banken unter anderem auf den intensiven Wettbewerb und
auch auf das historisch niedrige Zinsniveau zurück.

 * 

2. 2,15 Milliarden Euro EU-Fördermittel

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Bundesministerien und oberste Bundesbehörden haben
in den vergangenen zehn Jahren insgesamt 2,15 Milliarden Euro an
Fördermitteln der Europäischen Union akquiriert. Dies geht aus einer
Antwort der Bundesregierung (19/8029) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/7596) hervor. Der größte Teil der Fördermittel
entfällt mit 1,6 Milliarden Euro auf das Bundesministerium für Verkehr
und digitale Infrastruktur.

 * 

3. Probleme bei Geldwäschebekämpfung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Probleme bei der Financial Intelligence Unit
(FIU) des Zolls geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/8130). Die Bundesregierung soll angeben, wie viele
Geldwäsche-Verdachtsmeldungen seit dem Start der neuen FIU am 26. Juni
2017 bis Ende Januar 2019 dort jeweils pro Monat eingegangen sind und
wie viele dieser Meldungen seitdem jeweils bis zum Monatsende an
Strafverfolgungsbehörden weitergeleitet, nicht weiterverfolgt worden
oder bei der FIU noch in Bearbeitung sind. Gefragt wird auch nach
Verdachtsmeldungen mit Bezug zu Terrorismusfinanzierung. In der
Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage heißt es, die im Rahmen der
Novellierung des Geldwäschegesetzes im Jahr 2017 durchgeführte
Verlagerung der Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen vom
Bundeskriminalamt zur Generaldirektion Zoll des Bundesministeriums der
Finanzen habe zu erheblichen Friktionen bei der Geldwäschebekämpfung
in Deutschland geführt.

 * 

4. Nutzung des Riester-Sparens

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Aktuelle Daten zur Entwicklung der Riester-Rente
will die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8138) erfahren. Die
Bundesregierung soll angeben, wie sich der Vertragsbestand der
riestergeförderten Versicherungsverträge, Banksparpläne,
Fondssparpläne sowie Wohn-Riester -Verträge seit 2008 entwickelt hat.
Gefragt wird auch nach der Zahl der Neuverträge in den jeweiligen
Jahren, der Gesamtzahl der Riester-förderberechtigte Personen und der
Zahl derjenigen Riester-Sparer, die ihren Zulagenanspruch entweder
vollständig oder zu einem bestimmten Prozentsatz ausgeschöpft haben.
In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage schreiben die Abgeordneten,
insgesamt gebe es 16,5 Millionen Riester-Verträge. Den vollen
Zulagenanspruch würden jedoch weniger als sieben Millionen Menschen
nutzen.

 * 
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SOZIALES/1514: Mehr Regulierung, Bürokratie und Strafandrohungen sind falsche Antwort auf Verdienstunterschiede


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 18. März 2019

BAUER: Mehr Regulierung, Bürokratie und Strafandrohungen sind
falsche Antwort auf Verdienstunterschiede



Zum Equal Pay Day erklärt die frauenpolitische Sprecherin der
FDP-Fraktion Nicole Bauer:

"Mehr staatliche Regulierung, mehr Bürokratie und absurde
Strafandrohungen für Unternehmen sind die falsche Antwort auf die
bestehenden Verdienstunterschiede zwischen Männern und Frauen. Daher
fordert die FDP-Fraktion einen anderen Ansatz. Wir müssen früh
anfangen und alte Rollenbilder aufbrechen, damit wir mehr Mädchen und
Frauen für meist besser bezahlte MINT-Berufe begeistern. Gleichzeitig
müssen soziale Berufe besser entlohnt werden, damit diese an
Attraktivität gewinnen. Durch mehr Flexibilität und beste
Kinderbetreuung kann eine vielfältigere Aufteilung von Sorge- und
Erwerbsarbeit und so die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
gelingen. Die Unternehmen sind bei einer fairen und
leistungsorientierten Bezahlung, unabhängig vom Geschlecht, und
Frauen-Talentförderprogrammen in der Pflicht. So verringern wir den
Verdienstunterschied zwischen den Geschlechtern im Erwerbsleben und
folglich auch bei der Rente. Zudem sollten wir Frauen ermutigen,
selbstbewusst aufzutreten und zu verhandeln. Dabei kann die Förderung
von Frauennetzwerken helfen."

 * 
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WIRTSCHAFT/3037: Wir wollen das Vorankommen der Menschen erleichtern


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 18. März 2019

LINDNER/THEURER/DÜRR-Statement: Wir wollen das Vorankommen der
Menschen erleichtern



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner und die
stellvertretenden FDP-Fraktionsvorsitzenden Michael Theurer und
Christian Dürr gaben zur Fraktionsklausur das folgende Statement ab:

LINDNER: "Wir haben heute mit Lars Feld gesprochen über aktuelle
Fragen der Wirtschaftspolitik und der wirtschaftlichen Entwicklung
unseres Landes. Im Zuge dessen hat die FDP-Bundestagsfraktion auch
eine Agenda für die Fleißigen beschlossen, mit der wir das
individuelle, wirtschaftliche Vorankommen der Menschen erleichtern
wollen und die Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes insgesamt stärken
möchten. Es wird hier im Bundestag viel debattiert über Soziales und
Klimaschutz, aber keiner stellt noch die Frage, wie Soziales und
Klimaschutz eigentlich bezahlt werden. Es wird verteilt, es wird
umverteilt, es wird Geld ausgegeben. Aber die Bedingungen für das
Erwirtschaften unseres Wohlstandes, die spielen in der Politik so gut
wie keine Rolle mehr und das wollen wir verändern. Klimaschutz und
Soziales muss auch von irgendjemandem bezahlt werden und deshalb ist
unser Anliegen, die wirtschaftliche Entwicklung zu stabilisieren,
auch wieder Impulse zu setzen für neues Wachstum und für die
wirtschaftliche Stärke unseres Landes. Und dafür haben wir eine Reihe
von Maßnahmen beschlossen. [...]"

THEURER: "Angesichts der gerade geschilderten Entwicklungen sehen wir
mit großer Sorge, dass die Wachstumserwartungen zurückgenommen worden
sind durch die Bundesregierung von 1,8 auf ein Prozent. Interne
Kreise sprechen ja sogar von 0,8 Prozent. [...] Deshalb muss jetzt
gegengesteuert werden. Das Dach muss repariert werden, solange die
Sonne noch scheint, nicht erst wenn es einen Sturm gibt. Und wir
wollen mit der Agenda für die Fleißigen mit konkreten Maßnahmen
gegensteuern. Ich darf mal drei Maßnahmen nennen. Zum einen
Wettbewerbsrecht stärken, also keine Aushöhlung des Kartellrechts,
wie von Minister Altmaier jetzt gefordert, sondern eine Stärkung des
europäischen Wettbewerbsrechts [...] Die von Altmaier geforderte
Verschärfung der Außenwirtschaftsordnung öffnet dem Missbrauch Tür
und Tor. Wir wollen stattdessen klare, nachvollziehbare Kriterien für
die Untersagung von ausländischen Investitionen und wir sehen in der
Industriestrategie die Kritik [...] bestätigt: Wenn nur Großkonzerne
hier erwähnt werden, denen eine Bestandsgarantie gegeben wird, dann
ist es eine Vernachlässigung des deutschen Mittelstandes, der Hidden
Champions, der Weltmarktführer, die eben in diesem Papier überhaupt
nicht genannt sind. [...] Wir wollen entlasten und dem Mittelstand
und der Wirtschaft Freiräume bieten, etwa durch digitale
Freiheitszonen, in denen wir innovativen Start-ups die Möglichkeit
geben, mit weniger staatlichen Auflagen ihr Unternehmen zu gründen.
Das heißt, wir wollen Experimentierklauseln, ein bürokratiefreies
Jahr, den Einsatz der Digitalwährung, um es ganz konkret zu machen.
Und wir wollen darüber hinaus eine Entlastung von Bürokratie, zum
Beispiel durch ein modernes Arbeitszeitgesetz. Wir wollen also die
EU-Arbeitszeitrichtlinie umsetzen und damit das deutsche
Arbeitszeitgesetz flexibilisieren. Letzter Punkt, den ich nennen
möchte, ist die enkelfitte Rente. Wir sehen mit großer Sorge die
Belastung künftiger Generationen durch die Rentenpakete der Großen
Koalition. [...] Wir wollen stattdessen einen flexiblen
Renteneintritt ermöglichen, schon ab 60. Wer früher geht, soll
weniger haben, wer später geht, soll mehr haben. Das ist das
schwedische Modell und genau dafür plädieren wir, also für eine
enkelfitte, generationengerechte Rente."

DÜRR: "[...] Die deutsche Wirtschaft, die deutsche Volkswirtschaft
hat es nicht verdient, dass sie von dieser Bundesregierung
steuerpolitisch komplett alleine gelassen wird. Deswegen haben wir in
der Agenda für die Fleißigen auch bewusst auf das Thema Steuerpolitik
und eine Kehrtwende abgehoben. Ich will dazu zwei Punkte konkret
nennen: Das erste ist das Thema Unternehmensbesteuerung. Deutschland
als wichtigste Wirtschaftsnation in Europa trägt mittlerweile die
rote Laterne bei der Unternehmensbesteuerung. In keinem anderen
westlichen Industrieland werden die privaten Unternehmen so stark
belastet mittlerweile wie in Deutschland. [...] Deswegen schlagen wir
vor, dass die Gesamtsteuerbelastung auf maximal 25 Prozent gedeckelt
wird und konkret wollen wir an den Körperschaftsteuersatz ran und ihn
von 15 auf 12,5 Prozent senken. Die FDP fordert seit vielen Jahren
auch Entbürokratisierung in dem Bereich, auch gerade weil wir in der
Unternehmensbesteuerung im internationalen Vergleich ein sehr
kompliziertes Land sind mit der Gewerbesteuer, dessen Abschaffung wir
nach wie vor fordern, und stattdessen vorschlagen, dass die Kommunen
eigene Hebesatzrechte auf Körperschaftssteuer und Einkommenssteuer
bekommen. Also, als erstes das Thema Unternehmensbesteuerung, das
zweite: Die Menschen in Deutschland sind von der Regierung von Angela
Merkel über alle Gebühr belastet. [...] Deswegen werden wir erneut
deutlich machen, dass das Versprechen der deutschen Politik, die
Sondersteuer, die wir haben zur Erfüllung der deutschen Einheit,
nämlich den Solidaritätszuschlag, dass der endlich mit dem Wegfall
der Hilfen für Ostdeutschland zum 01.01.2020 in die Geschichtsbücher
eingeht. [...] Letzte Zahl zum Schluss: Ich habe vorhin beschrieben,
die Steuerquote von 19,6 in 2005 auf 22,8 Prozent entgegen aller
Versprechen gestiegen. In dieser Zeit haben die Regierungen von
Angela Merkel insgesamt 788 Milliarden Euro den Menschen zusätzlich
abgeknöpft. Das ist die Zahl, die dahinter steht und das ist die
eigentliche Belastung, die in den letzten Jahren sozusagen im
Schatten gewesen ist, obgleich etwas anderes versprochen worden ist."

 * 
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BAYERN/4988: Aiwanger soll sich zu Atommüll-Zwischenlager Niederaichbach erklären (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 17. März 2019

SPD: Aiwanger soll sich zu Atommüll-Zwischenlager Niederaichbach
erklären 

Bundesrepublik ist laut Auskunft des Umweltministeriums dazu verpflichtet,
radioaktive Abfälle zurückzunehmen - Wirtschaftsminister stellt aber sich
öffentlich an die Seite der Gegner



Die Landshuter Abgeordnete Ruth Müller fordert Wirtschaftsminister Hubert
Aiwanger auf, darzulegen, wie er verhindern will, dass weiterer hoch
radioaktiver Atommüll im Zwischenlager Niederaichbach bei Landshut geparkt
wird. Aus zwei Landtagsanfragen an das Umweltministerium geht klar hervor,
dass sich Bund und Freistaat 2015 auf ein Zwischenlager in Niederaichbach
geeinigt haben. Dort sollen in Sellafield und La Hague aufbereitete
Castoren zwischengelagert werden. "Diese Vereinbarung gilt", teilte das von
den Freien Wählern geführte Umweltministerium am 14. März mit.

"Der Wirtschaftsminister erweckt vor Ort den Eindruck, als könne er die
Einlagerung weiterer Castoren und ein Endlager verhindern. Ich möchte gerne
wissen, wie er das konkret machen will. Aiwanger muss sich erklären!",
fordert Ruth Müller. Im Landkreis Landshut hat sich der Wirtschaftsminister
öffentlich an die Seite der etwa 50.000 Menschen gestellt, die sich
inzwischen gegen das "de-facto"-Endlager in Niederbayern ausgesprochen
haben. Sie befürchten, dass die Castoren, die eigentlich nur
zwischengelagert werden sollen, auf Dauer im Brennelementebehälterlager
(Bella) in Niederaichbach bleiben, weil sie undicht werden und daher später
nicht mehr transportiert werden können.

Auch Ruth Müller kämpft seit langem gegen die Einlagerung von radioaktivem
Abfall in Niederaichbach. Bereits in der letzten Legislaturperiode hat ihr
das Umweltministerium auf Anfrage mitgeteilt, dass der gewählte
niederbayerische Standort alle Anforderungen erfüllt. "Bella ist
möglicherweise nicht sicher und ich befürchte, dass wir auf dem strahlenden
Abfall sitzen bleiben. Ich sehe auch nicht, dass der Wirtschaftsminister
seinen Einfluss geltend macht. Ich möchte, dass die Debatte sachlich und
aufrichtig geführt wird", sagt Müller.


Anfrage Ruth Müller (PDF, 68 kB)

https://bayernspd-landtag.de/workspace/media/static/mueller-2-
5c8d27a641c30.pdf

Anfrage Christian Flisek (PDF, 67 kB)

https://bayernspd-landtag.de/workspace/media/static/flisek-1-
5c8d27e3dbf0f.pdf

 * 

Quelle:
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Bayerischer Landtag
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BAYERN/4987: 150 Frauen beim Sit-in für Halbe-Halbe im Bayerischen Landtag (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 17. März 2019

150 Frauen beim Sit-in für Halbe-Halbe im Bayerischen Landtag

Vertreterinnen aus Frauenverbänden, Politik und Gesellschaft unterstützen
SPD-Parité-Gesetzentwurf



Über 150 Frauen aus ganz Bayern haben sich am Samstag (16. März) im Landtag
zum Sit-in für mehr Gleichberechtigung in der Politik getroffen. Ihr Ziel:
50 Prozent Frauen in die Parlamente. Sie unterstützten mit ihrer
Demonstration den Parité-Gesetzentwurf der SPD im Landtag. Auf Einladung
der stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden und frauenpolitischen
Sprecherin Dr. Simone Strohmayr und Fraktionsvizin Margit Wild kamen Frauen
von zwei bis 90 Jahren aus zahlreichen Frauenverbänden, vom Stadtbund
Münchner Frauenverbände, den "Omas gegen Rechts", der Katholischen
Arbeiterbewegung, der Polizeigewerkschaft und dem Journalistinnenbund.
Vertreten waren auch ehemalige Politikerinnen wie die Münchner
Bürgermeisterin Gertraud Burkert oder die ehemalige Landtagsabgeordnete Dr.
Hildegard Kronawitter sowie etliche Stadt- und Gemeinderätinnen.

"Dieser Moment ist einzigartig", rief Strohmayr im Plenarsaal. Fast alle
Frauen, die im Halbrund Platz genommen hatten, trugen weiße Blusen - wie
die ersten Abgeordneten, die vor 100 Jahren in die Parlamente einzogen. Sie
seien der Beweis dafür, dass Frauen sich für Politik interessierten und
mutig das eigene Schicksal in die Hand nähmen. Das sei angesichts eines
wieder sinkenden Frauenanteils in den Parlamenten auch bitter nötig. Auch
im Bayerischen Landtag sei er von zuletzt 31 Prozent auf 26 Prozent
gesunken. "Da ist noch Luft nach oben", rief die Frauenpolitikerin. Ziel
müssten 50 Prozent weibliche Abgeordnete sein, schließlich stellten die
Frauen sogar 51 Prozent der Bevölkerung in Bayern! Politikerinnen machen
mehr Druck bei Frauenthemen, da ist sich Strohmayr sicher. Dann werde es
nicht mehr so sein, dass sich der Plenarsaal langsam leere, wenn es um
Frauenhäuser gehe, ist sich Strohmayr sicher.

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4698: WLAN an Schulen ist im 21. Jahrhundert nichts Revolutionäres (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 19. März 2019

WLAN an Schulen ist im 21. Jahrhundert nichts Revolutionäres



Schulsenator Rabe hat über die Anwendung der Mittel aus dem
Digitalpakt auf die Hamburger Schulen informiert. "Dass die Gelder
nun endlich an die Schulen kommen, ist gut, aber wahrlich nichts
Revolutionäres", erklärt Sabine Boeddinghaus, schulpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.
"Im 21. Jahrhundert dafür zu sorgen, dass auch unsere
Bildungseinrichtungen WLAN-fähig werden und Schüler_innen Tablets und
digitale Lehrmittel erhalten, ist eine Selbstverständlichkeit, und
dass es jetzt endlich, endlich passieren soll eigentlich nur
peinlich."

Wichtig sei nun, wie der Bildungszugang der jungen Menschen durch
digitale Medien verbessert werden und damit der Ungleichverteilung
von Bildungschancen entgegengewirkt werden kann, so Boeddinghaus:
"Studien zeigen, dass die Qualität von Unterricht durch
Digitalisierung nicht automatisch besser wird. Die Schulen brauchen
also neben Fortbildungen auch ausreichende Mittel zur Unterrichts-
und Schulentwicklung, um mögliche Vorteile der Digitalisierung auch
nutzbar machen zu können."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 12. März 2019
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HAMBURG/4697: Bagatelldelikte müssen endlich entkriminalisiert werden (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 19. März 2019

Bagatelldelikte müssen endlich entkriminalisiert werden!



SPD und Grüne planen, die Vollstreckungen von Ersatzfreiheitsstrafen
durch gemeinnützige Arbeit zu ersetzen. "Die Grundabsicht,
Ersatzfreiheitsstrafen auszuschließen, ist richtig. Die konkrete
Umsetzung ist es aber nicht", erklärt Martin Dolzer,
justizpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Bei dem Plan und auch bei seiner
Begründung übersehen SPD und Grüne völlig, dass sich vor allem
finanzschwache Menschen gezwungen sehen, wegen Geldstrafen
ersatzweise ins Gefängnis zu gehen. Sie befinden sich oft in einem
Dilemma zwischen einem ausgegrenzten Leben unter dem Existenzminimum
und dem Erreichen kultureller Teilhabe manchmal auch mit fragwürdigen
Mitteln. Bagatelldelikte wie zum Beispiel Schwarzfahren müssten
grundsätzlich entkriminalisiert werden!"

Zudem wäre neben dem sinnvollen Ausbau der aufsuchenden Sozialarbeit
wichtig, grundsätzlich soziale Ausgrenzung zu überwinden und im
Gerichtsverfahren problemlösende und konfliktheilende Komponenten
anstatt Strafen in den Mittelpunkt zu stellen.

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5090: Das Geschlecht darf nicht über die Karriere entscheiden (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
18.03.2019

Das Geschlecht darf nicht über die Karriere entscheiden



Zum sogenannten "Equal Pay Day" sagt die Vorsitzende der FDP-Fraktion
im Landtag Rheinland-Pfalz, Cornelia Willius-Senzer:

"Es ist völlig unstrittig, dass Frauen in Deutschland durchschnittlich
weniger verdienen als Männer. Den Freien Demokraten ist es ein
wichtiges Anliegen, diese Verdienstunterschiede zu beseitigen. Dafür
sind Quoten, weitere Dokumentationspflichten und neue staatliche
Regulierungen aber ungeeignet. Statt neue Gesetze und Vorschifte zu
erlassen, wollen wir die Lohnlücke durch gesellschaftlichen Wandel
schließen. Dies gelingt dann, wenn wir veraltete Rollenklischees in
der Berufswelt hinter uns lassen.

Es muss zur Selbstverständlichkeit werden, dass Frauen hervorragende
Architektinnen, Pilotinnen oder Ingenieurinnen werden können. Nicht
das Geschlecht darf über den Karriereweg entscheiden, sondern Fleiß
und Engagement.

Ein weiterer Grund für die Verdienstunterschiede ist die Tatsache,
dass es nach wie vor die Mütter junger Kinder sind, die in Elternzeit
gehen. Auch die häusliche Pflege von Angehörigen wird mehrheitlich von
Frauen übernommen. Es braucht mehr gesellschaftliche Akzeptanz der
Eltern- und Pflegezeiten von Männern. Dafür werben wir Freie
Demokraten nachdrücklich.

Auch der Arbeitsplatz von heute muss an die Herausforderungen von
morgen angepasst werden. Durch eine flexible und gut ausgebaute
Kinderbetreuung kann die Vereinbarkeit von Familie und Karriere noch
besser gewährleistet werden. Dies kommt den Kindern, den Müttern und
den Vätern gleichermaßen zugute."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. März 2019
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RHEINLAND-PFALZ/5089: Entgelttransparenzgesetz wirkt zu wenig (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
18.03.2019

Rauschkolb zum Equal Pay Day: Es ist noch sehr viel zu tun -
Entgelttransparenzgesetz wirkt zu wenig



Zum heutigen Equal Pay Day erklärt die frauenpolitische Sprecherin der
SPD-Landtagsfraktion, Jaqueline Rauschkolb: "Der Equal Pay Day führt
klar vor Augen, dass Frauen immer noch viel zu wenig im Vergleich zu
Männern verdienen. Der Equal Pay Day, in diesem Jahr am 18. März,
markiert den Zeitraum, den eine Frau über den Jahreswechsel hinaus
arbeiten muss, um den Jahresverdienst ihres männlichen Kollegen zu
erreichen. Diese Lohnlücke konnte in den vergangenen Jahren nur
marginal verringert werden. Das zeigt: Das vergangene Jahr in Kraft
getretene Entgelttransparenzgesetz wirkt noch zu wenig. Sehr
bedenklich ist auch, dass Berufe, in denen hauptsächlich Frauen tätig
sind wie soziale Berufe oder Berufe im Einzelhandel durchschnittlich
schlechter bezahlt werden als Berufe, in denen mehr Männer tätig sind.
Überdies müssen Politik und Gesellschaft grundsätzliche Fragen angehen
und ein Umdenken auf allen Ebenen anstoßen: Die Arbeits- und
Lebensleistungen von Frauen und Männern müssen grundsätzlich fair
bewertet werden! Es müssen bei gleicher Arbeit gleiche
Verdienstchancen für alle geschaffen werden. Der vor kurzem begangene
100. Jahrestag der Wahlberechtigung für Frauen muss Ansporn sein, uns
verstärkt für eine tatsächlich gerechtere Entlohnung einzusetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. März 2019
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ARBEIT/1203: Frauen verdienen mehr!


SPD-Presseerklärung vom 17. März 2019

ASF - Frauen verdienen mehr!

Die Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischen Frauen (ASF)
Maria Noichl erklärt:



Wie in jedem Jahr bedeutet dieses Datum, dass Frauen im Vergleich zu ihren
männlichen Kollegen bis zu diesem Tag umsonst gearbeitet haben. Bedingt
wird dies durch einen nach wie vor bestehenden Gender Pay Gap von 21
Prozent in Deutschland, einem der größten in der ganzen EU. Im europäischen
Durchschnitt liegt die geschlechtsspezifische Lohnlücke bei 16,6 Prozent -
der europäische Equal Pay Day war daher bereits am 27. Februar.

Als die geschlechtsspezifische Lohnlücke in Deutschland erstmalig in Tage
umgerechnet wurde, im Jahr 2009, fiel der Gender Pay Day auf den 20. März.
Nun feiern wird diesen Tag schon zum dritten Mal in Folge am 18. März. Dass
hier nicht schneller aufgeholt wird, ist eine Schande für unser Land und
eine Beleidigung aller Frauen und ihrer tagtäglichen Leistung für den
Arbeitsmarkt und die Gesellschaft.

Als SPD haben wir uns in den vergangenen Jahren verstärkt für die
Bekämpfung des Lohngefälles eingesetzt. Die Einführung des Mindestlohnes,
der Ausbau der Kinderbetreuung, die Einführung der Quote, das
ElterngeldPlus und das Rückkehrrecht aus Teilzeit waren wichtige Schritte,
Frauen und Männern wirtschaftliche Unabhängigkeit bei gleichzeitiger
aktiver Elternschaft zu garantieren. Das Entgelttransparenzgesetz hat uns
erlaubt, einen Fuß in die Gehaltsgestaltung der Unternehmen zu setzen. Wir
müssen jedoch anerkennen, dass bisher nur wenige Frauen ihre Möglichkeiten
zur Auskunft des Gehaltes nutzen.

Wir müssen daher noch einen Schritt weitergehen und Unternehmen stärker in
die Pflicht nehmen. Wir wollen das Transparenzgesetz zu einem
Entgeltgleichheitsgesetz mit Verbandsklagerecht weiterentwickeln. Dabei
müssen Beschäftigte in kleinen und mittleren Betrieben einbezogen werden,
denn hier sind die meisten Frauen beschäftigt. Darüber hinaus fordern wir,
die Transparenz mit Hilfe umfassender Auskunftsansprüche weiter zu
verbessern. Wir wollen außerdem verpflichtende Prüfverfahren der
Entgeltstrukturen nach vorgegebenen Kriterien, auch schon in Unternehmen ab
50 Beschäftigen, einführen.

Frauen verdienen mehr, als noch Jahrzehnte mit faulen Ausreden abgespeist
zu werden!

 * 

Quelle:

SPD-Presseerklärung vom 17. März 2019

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle
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SOZIALES/000: Equal Pay - Betriebe müssen ihrer Verantwortung gerecht werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. März 2019

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Equal Pay: Betriebe müssen ihrer Verantwortung gerecht werden



Sönke Rix, frauenpolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion:

Auch in diesem Jahr klafft die Lohnlücke zwischen Frauen und Männern weit
auseinander: 21 Prozent verdienen Frauen im Schnitt weniger. Für das
gleiche Gehalt wie das der Männer müssten sie umgerechnet 77 Tage länger
arbeiten. Der Equal Pay Day am 18. März markiert diesen Zeitpunkt und zeigt
auch in diesem Jahr, dass die Betriebe mehr in die Pflicht genommen werden
müssen.

"Mit dem Entgelttransparenzgesetz wurde der Anfang zur Bekämpfung der
Lohnungleichheit gemacht. Seit gut zwei Jahren können Beschäftigte in
Betrieben mit mehr als 200 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von ihrem
individuellen Auskunftsrecht Gebrauch machen: Sie können überprüfen lassen,
ob Kollegen des anderen Geschlechts für die gleiche Tätigkeit mehr Lohn
erhalten als sie selbst. Nur wenn über Geld gesprochen wird, kann die
Lohndiskriminierung abgestellt werden. Im Sommer wird die Evaluation des
Gesetzes vorgelegt. Dann wird sich zeigen, an welchen Stellen nachgesteuert
werden muss. Die SPD-Bundestagsfraktion wird in der Großen Koalition darauf
beharren, die volle Durchschlagskraft für dieses Gesetz zu erreichen.
Beschäftigte müssen in ihrem selbstverständlichen Recht, sich gegen
Lohndiskriminierung zu wehren, bestmöglich gestärkt werden.

Eine Grundrente, wie sie Bundesarbeitsminister Hubertus Heil vorgeschlagen
hat, würde für den gerechten Ausgleich der so genannten Gender Pay- und
Gender Pension Gaps sorgen - solange, wie die Betriebe ihrer Verantwortung
für die gerechte Bezahlung von Frauen und Männern nicht nachkommen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1865: Stromausfall in Venezuela - Staatsanwaltschaft ermittelt gegen Guaidó (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Stromausfall in Venezuela - Staatsanwaltschaft ermittelt 
gegen Guaidó



(Montevideo, 13. März 2019, la diaria) - Der venezolanische
Generalstaatsanwalt Tarek Saab gab die Einleitung eines
Ermittlungsverfahrens gegen den Oppositionsführer Juan Guaidó bekannt.
Er stehe im Verdacht, für den tagelangen Stromausfall verantwortlich
zu sein, der das Land seit dem 7. März 2019 beeinträchtigt hatte. Laut
Regierung ist der Betrieb seit dem 12. März fast komplett wieder
hergestellt. Grund für den Stromausfall sei ein Sabotageakt gewesen.

"Derzeit sieht es so aus, als sei er [Guaidó] einer der Drahtzieher
dieses Sabotageaktes zur Unterbrechung der Stromversorgung", so der
Generalstaatsanwalt Saab. Außerdem habe er "inmitten dieses
Stromausfalls praktisch zu einem Bürgerkrieg aufgerufen", bekräftigte
Saab. Für ihn handelt es sich "nicht um einen Zufall", sondern ist
"Teil eines immer verzweifelteren Versuchs, eine rechtskräftig
gebildete Regierung zu stürzen". Er fügte hinzu, es sei "bezeichnend",
dass Guiadó, der sich im Januar 2019 selbst zum Interimspräsidenten
ernannt hatte [1], zwei Stunden nach dem Beginn des Stromausfalls
getwittert hatte: "Für Venezuela ist klar, dass das Licht mit der
Beendigung der Usurpation" (durch die Regierung) zurückkehrt".

Saab stellte außerdem die Erklärungen infrage, die Guaidó am 11. März
2019 in demselben Sozialen Netzwerk abgegeben hatte. Der
Oppositionspolitiker ging auf die Information ein, es habe
Plünderungen gegeben und sagte, dass "es keine Rechtfertigung für die
Verletzung des privaten Eigentums gibt, aber man kann auch die
Verzweiflung der Bevölkerung nicht ignorieren, die seit Tagen ohne
Strom und Wasser ist und ohne die Möglichkeit, das zu kaufen, was sie
dringend benötigt". Nach Meinung von Saab könnte der Oppositionelle
sich strafbar gemacht haben, indem er "Gewalt verherrlicht und zur
Plünderung anstiftet hat".

Guaidó bezog sich während einer Protestkundgebung gegen die Regierung
am 12. März auf die Anschuldigungen: "Jeder weiß, wer der Saboteur
ist", sagte er, und machte damit Präsident Nicolás Maduro für "die
Tragödie, die das Land durchlebt" verantwortlich, so der
US-amerikanische Fernsehsender CNN. Der Oppositionsführer erklärte
auch: "Wir benötigen ein Büro, in dem wir arbeiten können. Wenn wir
die Streitkräfte komplett auf unsere Linie gebracht haben, werden wir
unser Büro in Miraflores [dem Sitz des Präsidenten] suchen."


Bolsonaro, Trump und Abdo für Guaidó

Die neue Ermittlung gegen ihn schließt sich einer weiteren vom 29.
Januar 2019 an, als Guaidó sich selbst zum Interimspräsidenten ernannt
hatte. Im Zuge dieser Untersuchung hatte man ihm verboten, das Land zu
verlassen. Trotzdem unternahm er eine Reise durch Kolumbien,
Brasilien, Argentinien, Paraguay und Ecuador - Länder, die ihn als
Präsident anerkannt hatten. Am 12. März 2019 trafen sich zwei
Regierungschefs der genannten Länder und bestätigten die Unterstützung
des Oppositionsführers. Der brasilianische Präsident Jair Bolsonaro
empfing den paraguayischen Regierungschef Mario Abdo in Brasilia. Am
Ende des Treffens unterzeichneten sie ein Dokument, in dem sie "eine
feste Zusage" gaben, "das venezolanische Volk und die Regierung von
Präsident Juan Guaidó in ihrem Prozess des Übergangs zur
Wiederherstellung der Demokratie in Venezuela auch weiterhin zu
unterstützen". Die größte internationale Unterstützung für Guaidó
kommt aus den Vereinigten Staaten von Amerika. Diese kündigten am 11.
März 2019 ihre Entscheidung an, das diplomatische Personal aus
Venezuela abzuziehen. Dessen Anwesenheit "in der Botschaft ist zu
einem Hindernis für die US-amerikanische Politik geworden", so der
Außenminister Mike Pompeo in einer Mitteilung. Die Regierung
Venezuelas hingegen erklärte, es sei tatsächlich ihre Entscheidung
gewesen, dass diese Diplomat*innen das Land verlassen müssten und
gaben ihnen dafür 72 Stunden Zeit.

Die Hohe Vertreterin der EU für Außen- und Sicherheitspolitik Federica
Mogherini bekräftigte vor dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen,
dass der Ausweg aus der venezolanischen Krise "niemals von außen
bestimmt werden kann und darf", sondern es müsse eine "politische,
friedliche und demokratische" Lösung sein.


Übersetzung: Heike Ermert


Anmerkung:

[1] https://www.npla.de/poonal/guaido-erklaert-sich-zum-einstweiligen-praesidenten-von-venezuela/
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ASYL/1354: Abschiebungsflug Nr. 22 in das Land mit dem tödlichsten Konflikt des Jahres 2018 (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 18. März 2019

Abschiebungsflug Nr. 22 in das Land mit dem tödlichsten Konflikt des
Jahres 2018

PRO ASYL kritisiert den Zynismus der fortgesetzten Abschiebungen nach
Afghanistan



Am morgigen Dienstag startet erneut ein Charterflug nach Afghanistan. An
Bord: eine noch unbekannte Zahl von Zwangspassagieren. Zum 22-ten Mal
werden Menschen sehenden Auges den Risiken in einem Land ausgesetzt, in dem
2018 mehr Opfer bei Kriegshandlungen umkamen als etwa in Syrien oder im
Jemen. PRO ASYL kritisiert die Flüge in ein extrem unsicheres Land als eine
Fortsetzung der zynischen Politik des Aussetzens in hilfloser Lage.

Auch während laufender Friedensverhandlungen in Katar, die weitgehend an
der afghanischen Regierung vorbei zwischen Taliban und USA geführt werden,
finden in vielen Regionen des Landes weiter Kampfhandlungen statt. Am
vergangenen Wochenende kamen in mehreren Provinzen bei einer Anschlagserie
der Taliban mindestens 27 Menschen ums Leben.

Zu den Dogmen der Bundesregierung, des BAMF und der Verwaltungsgerichte
gehört es, dass es angeblich sichere Regionen gibt, in denen andernorts
Verfolgte und Vertriebene Zuflucht finden könnten. Besonders häufig ist
dabei von Mazar-e-Sharif als einer solchen Fluchtalternative die Rede. Erst
vergangene Woche kam es dort zu Kampfhandlungen zweier Gruppen, die um den
Posten des Polizeichefs konkurrierten. Afghanistans Präsident hatte einen
neuen Polizeichef ernannt. Anhänger seines Vorgängers ließen diesen nicht
ins Hauptquartier. Dahinter stand der 2017 aus dem Amt getriebene
Provinzgouverneur und Warlord Atta Muhammad Nur, der die Bevölkerung zum
Widerstand aufrief und seine bewaffneten Unterstützer antreten ließ.

Das wirft ein Schlaglicht auf die instabile Situation in einer Region, die
hierzulande immer wieder als sicher dargestellt wird. Außerhalb der
Stadtgrenzen von Mazar-e-Sharif herrscht die Angst vor den Taliban,
innerhalb der Stadt vor von der Regierung geduldeten bewaffneten Milizen,
die auch vor Morden nicht zurück schrecken. An die 350 nicht mit den
Taliban verbündete Milizen soll es allein in Nordafghanistan geben. Dass
die Polizei oft nicht Teil der Lösung sondern des Problems ist, haben die
letzten Tage in Mazar-e-Sharif gezeigt.

Selten lässt die Bundesregierung durchscheinen, wie kritisch die Lage vor
Ort tatsächlich ist. So heißt es in der Antwort der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion: »Die Rahmenbedingungen für das zivile
Engagement der Bundesregierung in Afghanistan haben sich seit dem Ende der
ISAF-Mission 2014 deutlich verschlechtert«. Was muss da erst gelten für
afghanische Zivilist*innen, denen in ablehnenden BAMF-Bescheiden immer
wieder nahegelegt wird, sich an die Polizei vor Ort zu wenden, die sie
angeblich schützen soll?

 * 
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ENTWICKLUNGSHILFE/474: NGOs zum Eckwertebschluss - "Stillstand ist Rückschritt" (DSW)


Deutsche Stiftung Weltbevölkerung - 18. März 2019

Eckwertebeschluss - NGOs warnen: "Stillstand ist Rückschritt?

Mit Absinken der ODA-Quote entfernt die GroKo sich von

eigenen entwicklungspolitischen Zielen



Berlin, 18. März 2019. Deutschland will im kommenden Jahr den Etat des
Entwicklungsministeriums in etwa auf dem Niveau von 2019 halten. Das geht
Medienberichten zufolge aus dem anstehenden Eckwertebeschluss der
Bundesregierung hervor, den Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) am
Mittwoch verkünden wird. Darin wird festgehalten, wie viele Mittel den
einzelnen Bundesministerien 2020 zur Verfügung stehen. Mit einem
gemeinsamen Appell an die Bundesregierung warnen
Entwicklungsorganisationen vor kurzsichtigen Finanzplanungen. Sie fordern
von der Bundesregierung, ihre entwicklungspolitischen Zusagen aus dem
Koalitionsvertrag zu halten. Darin haben die Koalitionsparteien
versprochen, dass die Quote für Entwicklungsgelder nicht weiter fallen
wird. Bei steigender Wirtschaftsleistung und gleichbleibendem
Entwicklungsetat sinkt diese Quote
jedoch im kommenden Jahr. Zudem fordern die Organisationen von der
Bundesregierung einen konkreten Fahrplan, wie und bis wann sie das Ziel
erreichen möchte, 0,7 Prozent der deutschen Wirtschaftsleistung für
Entwicklungszusammenarbeit aufzuwenden.

Die Entwicklungsorganisationen Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW),
Global Citizen, ONE, OXFAM Deutschland, Plan International Deutschland, Save
the Children und World Vision appellieren gemeinsam an die Bundesregierung:

"Wir können es nicht mehr hören. Egal, wie üppig die Steuereinnahmen
sprudeln - es reicht offenbar nie, um die eigenen Versprechen an die
Menschen einzuhalten, die von extremer Armut betroffen sind. Wir fordern
nicht mehr und nicht weniger als die Einhaltung des Koalitionsvertrags.
Dafür sind mehr Investitionen im Kampf gegen Armut nötig, sonst sinkt die
Quote für Entwicklungsmittel - denn die deutsche Wirtschaft wächst.
Stillstand ist Rückschritt. Die Bundesregierung muss einen konkreten Plan
vorlegen, wie sie das Ziel erreichen will, 0,7 Prozent der
Wirtschaftsleistung in die Entwicklungszusammenarbeit zu investieren. Das
Finanzministerium darf sich die Quote nicht schön rechnen. Fakt ist, dass
Deutschland sich derzeit von diesem Ziel entfernt und wir sind nicht
bereit, das hinzunehmen. Deutschland hat einen Ruf zu verlieren. In einer
Welt, die von größerer Armut und wachsenden Krisen und Konflikten geprägt
ist, muss die Bundesregierung ein Stabilitätsanker sein. Sie muss
Verantwortung übernehmen und ihrem Versprechen nachkommen, niemanden zurück
zu lassen."

Hintergrund:

Im Koalitionsvertrag wurde ausdrücklich festgehalten, dass ein Absinken der
sogenannten ODA-Quote ( O fficial D evelopment A ssistance) bereits 2018
verhindert werden sollte. Deutschland hat im Koalitionsvertrag zudem das
Ziel bekräftigt, dass 0,7 Prozent der Wirtschaftsleistung für
Entwicklungszusammenarbeit zur Verfügung gestellt werden sollten. 2016
hatte die Bundesregierung dieses Ziel erstmals erreicht, allerdings auch
unter Einberechnung der Kosten für die Versorgung von Geflüchteten. In den
beiden Folgejahren sank die ODA-Quote deutlich. 2018 betrug sie laut dem
Entwicklungsministerium 0,58 Prozent. Rechnet man die Kosten für
Geflüchtete im Inland heraus, lag die ODA-Quote im sogar bei lediglich 0,51
Prozent.

Die Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) ist eine international tätige
Entwicklungsorganisation. Ziel unserer Arbeit ist es, zur Umsetzung des
Menschenrechts auf Familienplanung und zu einer zukunftsfähigen
Bevölkerungsentwicklung beizutragen. Jugendliche sind daher die wichtigste
Zielgruppe unserer Projekte. Auf nationaler und internationaler Ebene
nehmen wir Einfluss auf politische Entscheidungsprozesse in den Bereichen
Gesundheit, Familienplanung und Gleichstellung der Geschlechter. Mehr
informationen auf www.dsw.org und auf Twitter unter @dsw_de .

Global Citizen ist eine internationale Kampagnen-Organisation mit dem Ziel,
extreme Armut weltweit bis zum Jahr 2030 zu beenden. Unterstützt wird die
Organisation bei ihrer Arbeit von Millionen von Global Citizens rund um den
Globus, die sich für Themen wie Gleichberechtigung, Bildung,
Ernährungssicherheit und Gesundheit aktiv engagieren. Auf der Plattform
globalcitizen.org/de werden Global Citizens täglich über
entwicklungspolitische Themen, Nachrichten und Geschichten aus aller Welt
informiert und dadurch inspiriert, bei Kampagnen-Aktionen mitzumachen. Mehr
Informationen auf www.globalcitizen.org und auf Twitter unter @GlblCtznDe

ONE ist eine entwicklungspolitische Lobby- und Kampagnenorganisation zur
Bekämpfung von extremer Armut und vermeidbaren Krankheiten. Im Dialog mit
der Öffentlichkeit und politischen Entscheidern setzt sich ONE für kluge
und effektive Politikansätze und Programme ein, um Aids und vermeidbare
Krankheiten zu bekämpfen, Investitionen in Landwirtschaft und Ernährung zu
erhöhen und mehr Transparenz bei Maßnahmen zur Armutsbekämpfung zu
schaffen. Über 9 Millionen Menschen unterstützen die überparteiliche Arbeit
von ONE mit ihrer Stimme. Mehr Informationen gibt es auf www.one.org und
auf Twitter: @ONEDeutschland

Oxfam ist eine internationale Nothilfe- und Entwicklungsorganisation, die
weltweit Menschen mobilisiert, um Armut aus eigener Kraft zu überwinden.
Dafür arbeiten im Oxfam-Verbund 19 Oxfam-Organisationen Seite an Seite mit
rund 3.600 lokalen Partnern in mehr als 90 Ländern. Mehr unter www.oxfam.de
und auf Twitter unter @Oxfam_de .

Plan International ist eine religiös und weltanschaulich unabhängige
Hilfsorganisation, die sich weltweit für die Chancen und Rechte der Kinder
engagiert. Seit mehr als 80 Jahren arbeiten wir daran, dass Mädchen und
Jungen ein Leben frei von Armut, Gewalt und Unrecht führen können. Dabei
binden wir Kinder in über 70 Ländern aktiv in die Gestaltung der Zukunft
ein. Die nachhaltigen Entwicklungsziele der Vereinten Nationen bestärken
uns in unserem Engagement für die Gleichberechtigung von Mädchen und
Frauen. Mehr unter www.plan.de und auf Twitter unter @PlanGermany

Save the Children ist als größte unabhängige Kinderrechtsorganisation der
Welt in mehr als 120 Ländern tätig. Die Schwerpunkte liegen in den
Bereichen Schule und Bildung, Schutz vor Ausbeutung und Gewalt sowie
Überleben und Gesundheit - auch in Katastrophensituationen. Save the
Children setzt sich ein für eine Welt, die die Rechte der Kinder achtet.
Eine Welt, in der alle Kinder gesund und sicher leben und frei und
selbstbestimmt aufwachsen können.

World Vision Deutschland e.V. ist ein überkonfessionelles, christliches
Hilfswerk mit den Arbeitsschwerpunkten nachhaltige
Entwicklungszusammenarbeit, humanitäre Hilfe und entwicklungspolitische
Anwaltschaftsarbeit. Die Organisation ist mit weiteren World Vision-Werken
in fast 100 Ländern vernetzt und unterhält offizielle Arbeitsbeziehungen
zur Weltgesundheitsorganisation (WHO), dem Kinderhilfswerk der Vereinten
Nationen (UNICEF) und arbeitet eng mit dem Flüchtlingskommissariat der
Vereinten Nationen zusammen (UNHCR). Mehr unter www.worldvision.de und auf
Twitter unter @WorldVisionDe.

 * 
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PARTEIEN/179: PIRATEN treten mit europaweitem Programm zur Europawahl an (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 16. März 2019

PIRATEN treten mit europaweitem Programm zur Europawahl an



Bundesparteitag BPT191 in Nürnberg:

Auf ihrem ersten Bundesparteitag 2019, am 16. und 17. März, hat die
Piratenpartei Deutschland das gemeinsame europäische Wahlprogramm, das
Common European Elections Programme (kurz CEEP), der PIRATEN-Bewegung [1]
angenommen.

"Die PIRATEN sind eine weltweite Bewegung, wir stehen für eine offene und
freie Welt, da ist nur selbstverständlich, dass wir ein gemeinsames
Programm beschließen", kommentiert Sebastian Alscher, Vorsitzender der
Piratenpartei.

Mit dem CEEP bestätigt die Piratenpartei ihre Grundwerte und steht für
Transparenz, digitale Bürgerbeteiligung, Nachhaltigkeit, direkte Demokratie
und eine menschenwürdige Migrationspolitik ein.

"Europa muss gestärkt und demokratisiert werden, die aktuellen Proteste im
Rahmen der Urheberrechtsreform und gegen die katastrophale Klimapolitik der
Staaten zeigen, dass Interesse an der Politik vorhanden ist und die
Menschen sich mehr einbringen wollen", kommentiert Alscher weiter.

Dr. Patrick Breyer, Bürgerrechtler und Spitzenkandidat der Piratenpartei
zur Europawahl, kündigt an:

"Im nächsten Europaparlament könnten nach aktuellen Umfragen erstmals fünf
Piratenabgeordnete aus Tschechien und Deutschland für Freiheit, Würde und
Teilhabe im Zeitalter der Digitalen Revolution kämpfen. Wenn uns die
Wählerinnen und Wähler auf Überwachungsideologen, Internetzensoren und
Industrielobbyisten loslassen, kann sich Brüssel warm anziehen."


Quellen/Fußnoten:
[1] www.piratenpartei.de/europawahl-2019/europaeisches-wahlprogramm/
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STANDPUNKT/849: Der siebzehnjährige Krieg (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 15. März 2019

german-foreign-policy.com

Der siebzehnjährige Krieg



KABUL/BERLIN - Die Bundesregierung dringt auf die Verlängerung des
Bundeswehreinsatzes in Afghanistan durch den Bundestag in der nächsten
Woche. Verließen die westlichen Truppen das Land, dann werde dort "all das,
was mühsam, sehr mühsam aufgebaut wurde, zusammenbrechen", erklärt
Außenminister Heiko Maas anlässlich seines jüngsten Besuchs bei dem
Kontingent der Bundeswehr am Hindukusch. Tatsächlich ist die Lage im Land
längst dramatisch und hat sich in Anwesenheit der westlichen Streitkräfte
stets weiter verschlechtert. So übt die Regierung in Kabul nur noch über
53,8 Prozent der afghanischen Distrikte die Kontrolle oder zumindest
maßgeblichen Einfluss aus, mit deutlich sinkender Tendenz. Die Zahl der
Todesopfer steigt kontinuierlich. So sind im vergangenen
Jahr laut Angaben der UNO 3.804 Zivilisten ums Leben gekommen, mehr als je
zuvor. Auch die Zahl der getöteten afghanischen Soldaten und Polizisten
steigt rapide und lag zuletzt bei mindestens 175 pro Woche, mutmaßlich
sogar höher. Die Bundeswehr ist weitestgehend mit ihrem eigenen Schutz
befasst.

Weniger Kontrolle

Mehr als 17 Jahre nach dem Einmarsch westlicher Truppen in Afghanistan und
dem Beginn des Einsatzes der Bundeswehr dort gerät die Lage im Land immer
mehr außer Kontrolle. Dies zeigt exemplarisch der jüngste Bericht des
Washingtoner Special Inspector General for Afghanistan Reconstruction
(SIGAR) vom 30. Januar. Demnach ist die Anzahl der Distrikte, die die
Regierung kontrolliert oder auf die sie zumindest maßgeblichen Einfluss
hat, auf 219 gesunken - 53,8 Prozent der 407 Distrikte des Landes.[1] 50
Distrikte (12,3 Prozent) werden von Aufständischen kontrolliert oder
maßgeblich beeinflusst, während die restlichen 138 (33,9 Prozent) als
"umkämpft" gelten. Bezogen auf die Bevölkerungszahl sind die Ergebnisse
etwas günstiger für die vom Westen gestützte Regierung, weil die
Aufständischen meist dünner besiedelte ländliche Distrikte beherrschen.
Demnach hat die Regierung Kontrolle oder maßgeblichen Einfluss auf immerhin
63,5 Prozent der Bevölkerung. Allerdings ist auch dies der niedrigste Wert,
seit der SIGAR im November 2015 begonnen hat, die Zahlen zu erheben.
Seither ist der Anteil der regierungskontrollierten Distrikte um gut 18
Prozentpunkte gefallen, derjenige der von Aufständischen kontrollierten
Distrikte hingegen um rund fünf Prozentpunkte, derjenige der umkämpften
Distrikte um 13 Prozentpunkte gestiegen.

Mehr zivile Opfer

Auch die Zahl der Todesopfer des Krieges nimmt zu. Dies gilt zum einen für
Zivilpersonen. Laut Angaben der United Nations Assistance Mission in
Afghanistan (UNAMA) sind im vergangenen Jahr nicht nur 7.189 Zivilisten
durch Kampfhandlungen und Anschläge verletzt, sondern auch 3.804 getötet
worden - fünf Prozent mehr als 2017 und die höchste Zahl, seit die UNAMA im
Jahr 2009 begonnen hat, die Opfer des Krieges in Afghanistan systematisch
zu dokumentieren. 14 Prozent davon schreibt die UN-Mission afghanischen
Kräften (Afghan National Defense and Security Forces, ANDSF) zu, sechs
Prozent den internationalen Streitkräften; dazu kommen bisher ungeklärte
Fälle, die insgesamt zwölf Prozent ausmachen. Insbesondere die Zahl der
Menschen, die durch Luftangriffe afghanischer oder auswärtiger Bomber ums
Leben kamen, ist stark gestiegen - um 61 Prozent auf 536, darunter 236
Kinder (mehr als doppelt so viele wie im Jahr zuvor). 284 Menschen haben
darüber hinaus bei Suchoperationen, die oft von "Luftunterstützung"
auswärtiger Kampfflieger begleitet wurden, den Tod gefunden.[2] Die
Luftangriffe waren 2018 beim - klar gescheiterten - Versuch, die
Aufständischen noch einmal zurückzudrängen, um 51 Prozent ausgeweitet
worden.

175 Tote pro Woche

Hinzu kommt eine steigende Zahl an Todesopfern bei den ANDSF. Offizielle
Zahlen waren lange nicht erhältlich, da sie im Mai 2017 von Kabul in
Abstimmung mit Washington strikter Geheimhaltung unterworfen worden waren.
Im November hat Afghanistans Präsident Ashraf Ghani erstmals damit
gebrochen und erklärt, seit 2015 seien 28.529 afghanische Militärs und
Polizisten ums Leben gekommen. Treffen frühere Angaben zu, denen zufolge im
Jahr 2015 rund 5.000, 2016 rund 7.000 Todesopfer zu beklagen waren, dann
sind allein 2017 und 2018 mehr als 16.500 Mitglieder der afghanischen
Sicherheitskräfte ums Leben gekommen. Im Durchschnitt wären das 175 pro
Woche, wobei die Berechnung insofern etwas irreführt, als der Krieg im
bitterkalten afghanischen Winter regelmäßig abflaut, was den Schnitt ein
wenig drückt.[3] Womöglich liegt die Zahl sogar noch höher: Auf dem
Weltwirtschaftsforum im Januar in Davos sprach Ghani sogar von über 45.000
getöteten Mitgliedern der ANDSF. Dies und eine sehr hohe Zahl an
Desertionen führen dazu, dass die ANDSF statt ihrer Sollstärke von 352.000
Mann weniger als 309.000 zählen - mit schrumpfender Tendenz.[4]

Hauptaufgabe: Selbstschutz

Die Bundeswehr, deren Einsatz jetzt verlängert werden soll, ist mit ihren
derzeit rund 1.200 Soldaten offiziell vor allem mit der Ausbildung der
ANDSF beschäftigt. Tatsächlich dient ein Großteil der deutschen Aktivitäten
lediglich dazu, die eigene Präsenz aufrechtzuerhalten und die
vergleichsweise wenigen Militärs, die mit Ausbildungsmaßnahmen befasst
sind, zu schützen. Dies geht aus einem aktuellen Bericht hervor. Demnach
leben die meisten Soldaten der Bundeswehr "nahezu unbehelligt in einem
großen Camp mit einer Ausdehnung von 3,75 Quadratkilometern", in dem es
"Einkaufsmöglichkeiten, Sportstätten, ein Krankenhaus, Post, Apotheke,
Freizeitheime" gibt. "Nur ein Bruchteil der Soldaten" - rund 100 bis 150,
heißt es - "verlässt je das Lager". Dabei beschränkt sich "der Radius der
Patrouillen" auf drei bis fünf Kilometer; die Stadt Mazar-i-Sharif, bei der
das Bundeswehrlager ("Camp Marmal") liegt, wird regulär nicht betreten. Mit
der Ausbildung afghanischer Einheiten sind allenfalls "zwischen zehn und
achtzig" deutsche Soldaten beschäftigt, die dabei von Sicherungszügen
schwer bewacht werden.[5] Während Bundesregierung und Bundeswehr offiziell
gewöhnlich Erfolgsmeldungen verbreiten, geben sich die Soldaten vor Ort
recht nüchtern. So heißt es in Camp Marmal laut dem aktuellen Bericht, es
werde "mit großem Aufwand ein höchstens bescheidener Erfolg" erzielt.

Im Zusammenbruch

Trotz der desaströsen Bilanz hält die Bundesregierung an dem
Bundeswehreinsatz fest. Die Intervention müsse verlängert werden, forderte
Außenminister Heiko Maas in dieser Woche anlässlich seines Besuchs beim
deutschen Militärkontingent in Afghanistan: Andernfalls werde "all das, was
mühsam, sehr mühsam aufgebaut wurde", binnen kürzester Zeit "in sich
zusammen[brechen]".[6] Der Bundestag soll in der nächsten Woche über die
Verlängerung des Einsatzes abstimmen, der aktuell nur noch bis zum 31. März
mandatiert ist. Tritt keine plötzliche Besserung der Lage ein - etwa durch
eine Einigung mit den Taliban, mit denen derzeit über eine Beendigung des
Krieges und einen Truppenabzug verhandelt wird -, dann ist für das nächste
Mandatsjahr erneut mit Tausenden zivilen Todesopfern bei einem Schnitt von
vielleicht 175 toten ANDSF-Mitgliedern pro Woche zu rechnen - im dann 18.
Jahr des Bundeswehreinsatzes in Afghanistan.


Anmerkungen:



[1] SIGAR: Quarterly Report to the United States Congress. 30.01.2019.

[2] United Nations Security Council: The situation in Afghanistan and its
implications for international peace and security. 28.02.2019.

[3] Rod Nordland, Fahim Abed: Afghan Military Deaths Since 2015: More Than
28.000. nytimes.com 15.11.2018.

[4] SIGAR: Quarterly Report to the United States Congress. 30.01.2019.

[5], [6] Maas wirbt für Fortsetzung des Afghanistan-Einsatzes. Frankfurter
Allgemeine Zeitung 12.03.2019.
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ASIEN/924: Afghanistan - US-Lakaien vernachlässigt ... (SB)


Afghanistan - US-Lakaien vernachlässigt ...



Bei den Verhandlungen zwischen den USA und den Taliban in Doha scheint
man einander nähergekommen zu sein. Am 12. März ging die jüngste Runde
nach rund zwei Wochen mit der Ankündigung zu Ende, der Entwurf eines
Friedensvertrags liege vor; in den wichtigsten Fragen sei man sich im
Prinzip einig. Gemeint ist ein Deal, wonach die ausländischen
Streitkräfte abziehen, während die Taliban dafür sorgen, daß von
afghanischem Boden keine "terroristischen" Anschläge ausgehen.
Währenddessen verstärkt sich bei den bisherigen Verbündeten der USA am
Hindukusch, der Regierung von Präsident Ashraf Ghani sowie der Armee
und Polizei Afghanistans, der Eindruck, im Stich gelassen zu werden.

Die Angst ist berechtigt. Drei Jahre dauerte der Abzug der
Sowjetarmee aus Afghanistan von 1989 bis 1992. In dieser Zeit ging der
1979 begonnene Krieg der von der CIA, Pakistan und Saudi-Arabien
unterstützten Mudschaheddin gegen die Demokratische Republik
Afghanistan weiter. Im April 1992 stürzte die sozialistische Regierung
in Kabul. Präsident Nadschibullah Ahmadzai mußte zusammen mit seinem
Bruder Zuflucht im Hauptquartier der Vereinten Nationen in der
afghanischen Hauptstadt nehmen. Vier Jahre später brachen die Taliban
nach ihrem Sieg im Bürgerkrieg gegen die Mudschaheddin dort ein,
ergriffen die Nadschibullah-Brüder und folterten sie grausam zu Tode,
um anschließend ihre Leichen von einer Verkehrsampel vor dem
Präsidentenpalast hängend zur Schau zu stellen.

Auch wenn sich in Doha die Delegationen von US-Chefunterhändler Zalmay
Khalilzad auf der einen und dem stellvertretenden Taliban-Chef Mullah
Abdul Ghani Baradar auf der anderen Seite auf einen Ausweg aus der
militärischen Pattsituation geeinigt haben, bleiben die Details
schwammig und deren Umsetzung höchst ungewiß. Zwar sind die Taliban
offenbar bereit, die Verpflichtung einzugehen, daß von afghanischem
Territorium aus nie wieder "terroristische" Gruppen agieren, doch
wirkt der Abzug der Amerikaner und ihrer NATO-Verbündeten wie ein
Versprechen, das einzulösen Washington nicht wirklich gewillt ist.
Gegen einen Abzug der 14.000 US-Soldaten aus Afghanistan sprach sich
am 7. März bei einem Auftritt vor dem Verteidigungsausschuß des
Repräsentantenhauses deren Oberbefehlshaber, CENTCOM-Chef General
Joseph Votel, mit der Behauptung aus, die Rahmenbedingungen ließen bis
auf weiteres einen solchen Schritt nicht zu.

Bei den Verhandlungen in der katarischen Hauptstadt sollen die Taliban
auf einen Abzug aller ausländischen Streitkräfte innerhalb von sechs
Monaten bzw. maximal eines Jahres gedrängt haben. Umgekehrt haben die
Amerikaner alle möglichen logistischen Argumente vorgebracht, warum
ein solcher Zeitplan unrealistisch wäre und weshalb sie für das
angebliche Mammutunterfangen drei bis fünf Jahre bräuchten. Die Taktik
von Khalilzad und seinen Beratern ist klar. Sie spielen auf Zeit,
wollen den Abzug verschleppen und die Taliban zur Demobilisierung bzw.
Integration in die afghanischen Streitkräfte bewegen, um sie vor
vollendete Tatsachen zu stellen. Anstelle einer offiziellen
Militärbesatzung werden sich später weiterhin Tausende US-Militärs als
Ausbilder, Techniker, Antiterrorexperten und private
Sicherheitsdienstleister in Afghanistan wegen der angeblichen
Notwendigkeit tummeln, die einheimischen Streitkräfte zu trainieren,
deren Kriegsgerät zu warten sowie ihnen im Kampf gegen "Terrormilizen"
à la Islamischer Staat unter die Arme greifen zu können.

Jedenfalls haben die ersten öffentlichen Worte Baradars nach der
Freilassung aus einem pakistanischen Gefängnis im vergangenen Oktober
nicht unbedingt zur Beruhigung der Gemüter bei der Regierung in Kabul
beigetragen. Der ehemalige Kampfgefährte des legendären
Taliban-Gründers Mullah Mohammed Omar der ersten Stunde, der, obwohl
gesundheitlich angeschlagen, seit Anfang 2019 an den Gesprächen in
Doha teilnimmt, erklärte in einer am 12. März veröffentlichten
Stellungnahme, er und seine Männer kämen in Frieden, wollten sich mit
den Kriegsgegnern versöhnen und würden sich im neuen Afghanistan "in
Demut" üben. Bisher weigern sich die Taliban, mit der afghanischen
Regierung, deren Vertreter sie seit Jahren als Handlanger des Westens
beschimpfen, direkt zu verhandeln. Noch bevor die Taliban wieder am
politischen Prozeß teilnehmen dürfen, müssen sie sich von allen
anderen aufständischen Gruppen lossagen; dies verlangte am 13. März
Premierminister Abdullah Abdullah.

Wegen der aus Sicht Kabuls mangelnden Transparenz bei den
Verhandlungen in Doha ist Präsident Ghanis Nationaler
Sicherheitsberater Hamdullah Mohib Mitte März in die USA gereist, um
sich darüber zu beschweren und um Aufklärung über den Gesprächsstand
zu bitten. Mohib besteht auf den Standpunkt, daß die bisherigen
Errungenschaften seit 2001 in Afghanistan wie demokratische Wahlen,
Ausbau der Schulbildung für Mädchen, größere Teilnahme der Frauen am
öffentlichen Leben und vieles andere mehr auch nach einem
Friedensabkommen mit den Taliban erhalten bleiben müssen und daß es
nicht zur Wiedererrichtung von Islamischen Emiraten kommen darf.
Bedenkt man die Zehntausenden afghanischen Soldaten, die im Kampf
gegen die "Terroristen" gefallen sind, so war es eine ziemliche
Beleidigung für die pro-westlichen Afghanen im allgemeinen und Mohib
im besonderen, daß dessen amerikanischer Amtskollege John Bolton
"keine Zeit" für den Besucher aus Kabul hatte. Offenbar wollen die
Amerikaner eine langfristige Präsenz als Vermittlungsinstanz zwischen
Taliban und pro-westlicher Elite in Afghanistan etablieren.

18. März 2019
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AGRAR/1855: Grunderwerbssteuerbefreiung für Existenzgründer statt für Investoren gefordert (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Berlin / Hamm, 18.03.2019

AbL fordert Grunderwerbssteuerbefreiung für Existenzgründer statt für
Investoren



In der aktuellen Diskussion um Anteilskäufe, mit denen Investoren
grunderwerbssteuerbefreit und am Grundstücksverkehrsrecht vorbei Eigentum
an Land erwerben, fordert die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft
(AbL) grundlegende Neuregelungen. Nicht Investoren sollen künftig von einer
Befreiung der Grunderwerbssteuer profitieren, sondern junge Menschen, die
sich in der Landwirtschaft eine Existenz aufbauen möchten.

Egal ob Staatssekretär Hermann Onko Aeikens (CDU) im Bund oder
Länderminister wie Till Backhaus (SPD) oder Claudia Dalbert (Grüne), ob
Berichte von politischen Bund-Länder Arbeitsgruppen oder wissenschaftliche
Studien - nahezu einhellig werde die Meinung vertreten, dass eine breite
Streuung des Besitzes landwirtschaftlicher Nutzflächen in bäuerlicher Hand
die Grundlage für eine gesunde Agrarstruktur darstelle, so die AbL.
Gleichzeitig werde von allen Seiten lautstark betont, wie wichtig es für
die ländlichen Gemeinden sei, dass gerade junge Menschen sich dort
Existenzen aufbauen.

Phillip B. gelernter und studierter Landwirt mit reichlich Berufserfahrung
und Mitglied im AbL-Bundesvorstand, sowie seine Partnerin sind solch junge
Menschen, wie die Politik sie sich offenkundig wünscht. Gemeinsam versuchen
die beiden, sich aktuell in Brandenburg mit einem landwirtschaftlichen
Betrieb selbständig zu machen. Die Gespräche mit den Banken zur
Finanzierung eines konkreten Betriebes samt Hofstelle, Land, Tierbestand
und Inventar laufen. Von politischem Rückhalt spüren die beiden allerdings
nichts, im Gegenteil: "Uns als jungen Existenzgründern ohne elterlichen
Betrieb und daher mit wenig Eigenkapital zieht der Fiskus durch die
Grunderwerbssteuer das Geld aus der Tasche, während
außerlandwirtschaftliche Investoren vielfach in großem Umfang Land kaufen,
ohne dabei auch nur einen Cent Grunderwerbssteuer zu bezahlen", kritisiert
B.

Was B. beschreibt ist laut AbL eine seit Jahren bestehende Ungerechtigkeit
im Grundstücksverkehrs- und Steuerrecht, die von den politisch
Verantwortlichen zwar beklagt, aber bisher nicht gelöst werde. Während
jeder selbständige Landwirt oder Existenzgründer in Deutschland beim Kauf
von Acker- oder Grünland je nach Bundesland zwischen 3,5% und 6,5%
Grunderwerbssteuer zahlen müsse, falle diese Steuer bei sogenannten
Anteilkäufen (Share Deals) weg. Konkret: Kaufe ein Investor nicht direkt
das Land, sondern Anteile von bis zu 95 Prozent an einer GmbH,
Aktiengesellschaft oder Genossenschaft, welcher das Land gehört, entfalle
die Steuerpflicht. Diese Ungleichbehandlung befördere den Ausverkauf von
landwirtschaftlichen Flächen an außerlandwirtschaftliche Investoren und
schwäche junge Existenzgründer erheblich.

Für Phillip B. und seine Partnerin ist diese Gesetzgebung unbegreiflich:
"Wenn ich mir vorstelle, dass ein Investor, der schon hunderte oder
tausende Hektare besitzt, sich steuerfrei weiteres Land hinzukauft, während
wir fast 50 Prozent unseres Eigenkapitals für die Existenzgründung an
Grunderwerbssteuer abdrücken müssen, dreht sich mir der Magen um", sagt B.

Welches Ausmaß diese sogenannten Share Deals haben, zeigt auch eine im
November 2017 veröffentlichte Studie des bundeseigenen Thünen-Institutes,
wonach von 2007 bis 2017 rund 28.500 Hektar den Eigentümer über
Anteilsverkäufe wechselten. Für Phillip B. und die AbL ist deshalb klar,
dass sich an den aktuellen Gegebenheiten im Grundstücksverkehrsrecht
endlich etwas ändern muss: "Als Vertreter der Arbeitsgemeinschaft
bäuerliche Landwirtschaft sowie der jungen Generation fordere ich die
politisch Verantwortlichen auf, uns Junglandwirten bei der Existenzgründung
die Grunderwerbsteuer zu erlassen statt irgendwelchen Investoren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. März 2019
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GEWERKSCHAFT/1794: Mobilfunk - ver.di fordert Verschiebung der 5G-Frequenz-Auktion (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
18. März 2019

Mobilfunk: ver.di fordert Verschiebung der 5G-Frequenz-Auktion



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fordert eine
Verschiebung des für den morgigen Dienstag (19.3.) geplanten Starts
der 5G-Frequenz-Auktion, für die das Verwaltungsgericht Köln in
seiner Entscheidung am 14. März gegen die Eilanträge mehrerer
Mobilfunkanbieter den Weg freigemacht hatte. "Juristisch muss man das
akzeptieren, aber aus ökonomischer Sicht ist diese Entscheidung
fatal", sagte Christoph Heil, in der ver.di-Bundesverwaltung für den
Fachbereich Telekommunikation/IT zuständig für Regulierungsfragen.
"Jetzt ist politische Entschlusskraft gefragt: Die Frequenzauktion
muss verschoben werden, und die Rahmenbedingungen müssen neu sortiert
werden."

ver.di befürchtet, dass die Frequenzauktion zu einer Wiederholung der
Misere der 3G-Frequenz-Auktion führen könnte. Im Rausch der frühen
2000er Jahre hatten die Unternehmen über 50 Milliarden Euro in den
Erwerb der UMTS-Frequenzen und weitere Milliarden in den Netzausbau
investiert. Einige Netzbetreiber litten noch zehn Jahre danach unter
den angehäuften Schulden. Heil: "Anstatt in Auktionen sollten die
Mobilfunkbetreiber ihr Geld besser in den Ausbau der Infrastruktur
und in die flächendeckende Erschließung investieren. Das Geld, das
für die Auktion ausgegeben wird, kann nicht mehr in die Infrastruktur
gesteckt werden."

Für die Menschen und die Unternehmen im Lande sei der flächendeckende
Ausbau des Netzes entscheidend, weil darüber Telefonate,
Internetverbindungen und Datenkommunikation liefen, so Heil weiter.
"Hier gibt es in Deutschland noch viel zu viele Lücken." Die
Frequenzen für die 5G-Technik sollten den drei etablierten
Netzbetreibern überlassen werden, und anstatt einen hohen
Auktionserlös zu erwarten, müsse die Politik auf einen
verpflichtenden und schnellen Ausbau der Netze setzen.

Bei der geplanten 5G-Auktion könne es leicht passieren, dass sich der
geforderte Netzausbau über Jahre verzögere, da Banken und Investoren
nicht bereit sein könnten, die Risiken im regulatorischen Umfeld zu
finanzieren, so Heil weiter. Noch stehe beispielsweise nicht fest, ob
und zu welchen Konditionen die Netzbetreiber andere Diensteanbieter
auf ihre Infrastruktur lassen müssten (Lokales Roaming).
Schuldendruck und Umsatzrisiken seien die größten Gefahren für die
Arbeitsplätze bei den Netzbetreibern.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18.03.2019
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GEWERKSCHAFT/1793: ver.di zu Gesprächen Deutsche Bank und Commerzbank (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
17. März 2019

ver.di zu Gesprächen Deutsche Bank und Commerzbank



Berlin - Nachdem am Sonntag, 17.03.2019, bekanntgegeben wurde, dass die
Deutsche Bank und die Commerzbank Gespräche über eine mögliche Fusion
führen wollen, erklärt Jan Duscheck, Bundesfachgruppenleiter Bankgewerbe
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di):

"Wir lehnen eine mögliche Fusion beider Häuser mit Blick auf die
Gefährdung von zehntausenden Arbeitsplätzen ab. Mit einer Fusion
würden zusätzliche Risiken und Probleme auf beide Banken zukommen.
Sie würde für beide Häuser eine zusätzliche Großbaustelle besonders
im Retailgeschäft schaffen, ohne dass die alten Baustellen
abgearbeitet wären. Und das, ohne dass mit einer möglichen Fusion ein
erkennbarer Mehrwert für die Institute selber, die Verbraucher, die
Wirtschaft und schon gar nicht für die Beschäftigten erkennbar ist.
So müsste bei einer möglichen Fusion die Integration der Postbank in
die Deutsche Bank ein drittes Mal angegangen werden. Gerade im
Bereich des Privat- und Firmenkundengeschäftes würde es zu
erheblichen Überschneidungen von Stärken kommen, nicht zu
gegenseitigen Ergänzungen. Hier wären die Beschäftigten von einer
Fusion besonders betroffen. In der IT arbeiten beide Institute gerade
daran, zukunftsfähig zu werden. Eine Fusion würde diese Bemühungen
erschweren und verlangsamen. Auch mit Blick auf das Investmentbanking
der Deutschen Bank AG ist nicht erkennbar, wie eine Fusion zu einer
Stärkung dieses Bereichs beitragen kann.

Für uns ist die langfristige Sicherheit von Arbeitsplätzen, ein
entscheidendes zentrales Kriterium. Wir verlangen, dass dies auch für
die anstehenden Gespräche maßgeblich sein muss. Wir werden diese
Gespräche im Sinne der Beschäftigten beider Institute kritisch
begleiten und uns in den Aufsichtsräten entsprechend positionieren."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17.03.2019
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TELEKOMMUNIKATION/847: Bundesnetzagentur veröffentlicht Jahresbericht zur Breitbandmessung (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 13.03.2019

Bundesnetzagentur veröffentlicht Jahresbericht zur Breitbandmessung

Präsident Homann: "Insgesamt zeigen sich keine Verbesserungen gegenüber den Vorjahren"



Die Bundesnetzagentur hat am 13. März 2019 zum dritten Mal detaillierte
Ergebnisse ihrer Breitbandmessung veröffentlicht.

"Auch im dritten Jahr unserer Breitbandmessung zeigen sich wenig
Veränderungen: Über alle Bandbreiteklassen und Anbieter hinweg
erreichen Kunden erneut oft nicht die maximale Geschwindigkeit, die
ihnen in Aussicht gestellt wurde. Obwohl die Ergebnisse bei einzelnen
Bandbreiten und zwischen den Anbietern unterschiedlich ausfallen,
zeigen sie, dass es nach wie vor Handlungsbedarf bei den
Breitbandanbietern gibt", betont Jochen Homann, Präsident der
Bundesnetzagentur.

Ergebnisse im Festnetz

Über alle Bandbreiteklassen und Anbieter hinweg erhielten im Download
71,3 Prozent der Nutzer mindestens die Hälfte der vertraglich
vereinbarten maximalen Datenübertragungsrate; bei 12,8 Prozent der
Nutzer wurde diese voll erreicht oder überschritten. Gegenüber dem
Vorjahreszeitraum sind die Werte annähernd gleich geblieben
(2016/2017: 71,6 Prozent der Nutzer erhielten mindestens die Hälfte,
12 Prozent mindestens die volle vereinbarte maximale
Datenübertragungsrate).

Je nach Bandbreiteklasse erreichten 4,1 bis 24,8 Prozent der Endkunden
100 Prozent und mehr der vereinbarten maximalen Datenübertragungsrate.
Der niedrigste Wert wurde weiterhin in der überwiegend von
ADSL-Anschlüssen geprägten Bandbreiteklasse von 8 bis kleiner
18 Mbit/s erzielt. Auch zwischen den Anbietern gab es mit Blick auf
das Erreichen der vereinbarten maximalen Datenübertragungsrate
Unterschiede. Im Tagesverlauf fiel erneut insbesondere in der
Bandbreiteklasse 200 bis kleiner 500 Mbit/s die Leistung in der
abendlichen Peak-Zeit stark ab.

Im Vorfeld der Messung wurde die Kundenzufriedenheit abgefragt. Der
Anteil der Kunden, der mit der Leistung des Anbieters zufrieden und
diese mit "sehr gut", "gut" oder "zufriedenstellend" bewerteten, ist
im Vergleich zum Vorjahreszeitraum mit 62 Prozent leicht rückläufig
(2016/2017: 64,2 Prozent). Weiterhin zeigt sich, dass zufriedene
Endkunden einen besseren Verhältniswert der tatsächlichen gemessenen
Datenübertragungsrate im Vergleich zur vereinbarten maximalen
Datenübertragungsrate erzielen.

Ergebnisse im Mobilfunk

Bei den mobilen Breitbandanschlüssen lag das Verhältnis zwischen
tatsächlicher und vereinbarter maximaler Datenübertragungsrate wieder
unter dem von stationären Anschlüssen. Über alle Bandbreiteklassen und
Anbieter hinweg erhielten im Download 16,1 Prozent der Nutzer
mindestens die Hälfte der vertraglich vereinbarten geschätzten
maximalen Datenübertragungsrate; bei 1,5 Prozent der Nutzer wurde
diese voll erreicht oder überschritten. Gegenüber dem
Vorjahreszeitraum sind die erreichten Werte weiterhin rückläufig
(2016/2017: 18,6 Prozent der Nutzer erhielten mindestens die Hälfte,
1,6 Prozent die volle vereinbarte geschätzte maximale
Datenübertragungsrate und mehr).

Insbesondere in höheren Bandbreiteklassen wurden tendenziell
niedrigere Prozentwerte erreicht. Auch bei einzelnen Anbietern haben
sich die Werte im Vorjahresvergleich nach unten verschoben. Die
Verschlechterungen sind u. a. auf tarifliche Anpassungen
zurückzuführen. So haben einige Anbieter die vertraglich in Aussicht
gestellten maximalen Datenübertragungsraten erhöht. Zwar nehmen die
gemessenen Datenübertragungsraten zu, allerdings nicht im gleichen
Maße wie die vertraglich vereinbarten geschätzten maximalen
Datenübertragungsraten, sodass hieraus ein reduzierter Verhältniswert
resultiert.

Dessen ungeachtet bewerteten bei mobilen Breitbandanschlüssen
Endkunden die Anbieter weit überwiegend mit den Noten "sehr gut",
"gut" oder "zufriedenstellend", wobei der Anteil mit 74,7 Prozent
abermals rückläufig ist (2016/2017: 76,6 Prozent). Endkunden
bewerteten bei mobilen Breitbandanschlüssen somit eher die Mobilität
und die zur Verfügung stehende Performance als das Erreichen der in
Aussicht gestellten geschätzten maximalen Datenübertragungsrate.

Messungen lassen keine Rückschlüsse auf Breitbandversorgung zu

Die Ergebnisse der Breitbandmessung hängen davon ab, welchen Tarif der
Nutzer mit dem Anbieter vereinbart hat. Insofern können auf der
Grundlage der Breitbandmessung keine Aussagen zur Versorgungssituation
oder Verfügbarkeit von breitbandigen Internetzugangsdiensten getroffen
werden.

Der Bericht umfasst den Zeitraum vom 1. Oktober 2017 bis zum 30.
September 2018. Für stationäre Breitbandanschlüsse wurden 900.579 und
für mobile Breitbandanschlüsse 384.999 valide Messungen
berücksichtigt.

Der vollständige Bericht ist auf der Internetseite der
Bundesnetzagentur unter www.bundesnetzagentur.de/breitbandmessung
veröffentlicht. Er enthält neben den Ergebnissen auch umfangreiche
Ausführungen zur Validierung und Methodik.

Im Vergleich zu den vorangegangenen Jahresberichten wurde der Umfang
der dargestellten Grafiken in einigen Unterkapiteln beim Upload und
der Laufzeit sowie bei den Anbieterdarstellungen reduziert. Die
Reduzierung bei den Anbieterdarstellungen ist auf die nochmals
gestiegene Zahl von im Jahresbericht zu berücksichtigenden Anbietern
zurückzuführen. Weitergehende Informationen und Darstellungen -
insbesondere für alle Anbieter - können der interaktiven
Ergebnisdarstellung entnommen werden unter:

https://breitbandmessung.de/interaktive-darstellung

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13.03.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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INTERNATIONAL/375: Indígenas aus Venezuela auf der Flucht nach Brasilien (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Indígenas aus Venezuela auf der Flucht nach Brasilien

Von José Díaz



(Lima, 9. März 2019, Servindi) - Die Krise in Venezuela hat viele
Bevölkerungsgruppen erreicht. Das indigene Volk der Pemón, das im
Süden der Region Bolivar lebt, hat es in den letzten Monaten besonders
hart getroffen. Die ständigen Konfrontationen mit der Bolivarischen
Nationalgarde GNB haben zur Vertreibung dieses Volkes geführt. Seit
Ende Februar migrieren Hunderte Pemón-Indígenas aus Venezuela nach
Brasilien. Allein in der Stadt Pacaraima sind mehr als 200 Pemones
eingetroffen. Sie erklärten, dass ihre Vertreibung eher auf die
Belagerung durch die Soldat*innen der GNB, als auf die
Wirtschaftskrise zurückzuführen sei. Bereits im Januar kam es bei
einer militärisch-polizeilichen Intervention der GNB auf dem Gebiet
der Pemones zu zwei toten und mehreren verletzten Indígenas. Die
Belagerung der GNB läuft seit 2018. Venezuelas Regierung will die
Kontrolle über das südliche Territorium der Region Bolivar gewinnen,
da es dort ein hohes Mineralvorkommen gibt, dass die Regierung abbauen
möchte.


Indigene Solidarität

Angesichts dieser Situation haben sich brasilianische indigene
Gemeinden im Grenzgebiet zu Venezuela solidarisch gezeigt. Über den
Indigenenrat von Roraima bekundeten sie ihre Solidarität und ihre
Bereitschaft, den Mitgliedern der Gemeinde Kumarakapay, die von der
Nationalgarde am heftigsten belagert wird, Zuflucht zu gewähren. Die
meisten Pemón sind jedoch bisher auf ihrem Territorium geblieben. Laut
Olnar Ortiz, Koordinator der venezolanischen
Menschenrechtsorganisation Foro Penal, befürchteten sie, die Kontrolle
über ihr Territorium an die Regierung zu verlieren, wenn sie ihre
Gemeinden vollständig verließen. Während die Situation sich weiter
verschärft, erklären auch weitere indigene Völker im Süden Venezueals
unter Schikanen der GNB zu leiden. Neben Kumarakapay sind auch die
Gemeinden Maurat, Maracry, Keinerú, Waramacen und Santo Domingo de
Kuracen betroffen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/indigenas-aus-venezuela-auf-der-flucht-nach-brasilien/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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SCHACH-SPHINX/06870: Neue Wege in die Zukunft (SB)


Neue Visionen tauchen am Schachhimmel auf, Veränderungen ankündigend.
So wird die Frage in Großmeisterkreisen durchaus lebhaft diskutiert,
ob es nicht zulässig und im Sinne einer Innovation fast schon geboten
erscheint, während der Turniere kleine handhabbare Computer zu
benutzen, auf denen die persönlichen Daten aus den Eröffnungsstudien
gespeichert sind. Vielfach können die Meister auf ihre Vorarbeit nicht
zurückgreifen auf Grund der ins Unüberschaubare angewachsenen
Datenfülle. Kein menschliches Gedächtnis besitzt schließlich solche
Kapazitäten. Der Einsatz von computergestützten Hilfsmittel würde zwar
die Qualität der Partien verbessern, wo aber bliebe dann noch der
Wettkampfgedanke? Man könnte dann doch genausogut aufs Fernschach
ausweichen, wo die Verwendung von Literatur und Analyseergebnissen zum
schachlichen Alltag gehört. Die Stimmen sind denn auch kontrovers
gespalten. Garry Kasparow beispielsweise ist ein Befürworter dieses
Zukunftsschrittes. Im heutigen Rätsel der Sphinx ging es noch
traditionell zu. Der letzte Zug des Nachziehenden 1...h7-h6? wurde auf
ganz traditionelle Weise widerlegt, ohne einen Blick in irgendwelche
Eröffnungslisten zu werfen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06870: Neue Wege in die Zukunft (SB)]



Popovic - Hertli

Zürich 1979


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

So leicht ist ein Großmeister nun wieder nicht zu besiegen. Ludek
Pachman gab mit 1...Dd8-f6! 2.Td1xd5 Df6xe5 3.Td5xe5 die Figur zurück
und alle Feindseligkeiten lösten sich in Wohlgefallen auf. Holm und
Pachman einigten sich auf ein Unentschieden, da nach 3...Lb7xf3
4.g2xf3 Lf8-g7 5.Te5-e3 Lg7xc3 6.Te3xc3 Te8-e7 für keinen der beiden
noch etwas aus der Partie herauszuholen war.



Erstveröffentlichung am 19. März 2006

18. März 2019
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GASTSPIEL/358: Hanau - Turmalin-Theater gastiert mit "Kassandra" zu den 24. Frauenwochen, 23.03.10


Stadt Hanau

Eine zeitlos-aktuelle Geschichte über die eigene Kraft

Turmalin-Theater gastiert mit "Kassandra" im Kulturforum



Mit einem Theaterabend im Kulturforum läuten die 24. Hanauer
Frauenwochen am Samstagabend, 23. März, 19 Uhr, den Endspurt ein. Zu
Gast ist das Turmalin-Theater, das sich mit seinen bemerkenswerten
Solo-Inszenierungen bundesweit einen Namen gemacht hat. In Hanau ist
die Schauspielerin Cornelia Gutermann-Bauer in dem Stück "Kassandra"
zu sehen. Die eigens für die Bühne geschaffene und von Christa Wolf
autorisierte Textfassung stammt von Günter Bauer, der auch Regie
führt. Insbesondere seine Lichtregie lässt eine neue Dimension der
Geschichte entstehen und verleiht dem Abend eine ganz besondere
Faszination.

Die Schauspielerin Cornelia Gutermann-Bauer macht in der Figur der
"Kassandra" eine über dreitausendjährige Geschichte beeindruckend
sichtbar. Die behütete Königstochter glaubt glücklich zu sein, bis
allmählich feine Risse das Bild des Königshauses fragwürdig erscheinen
lassen. Was geht hinter den Fassaden der Macht vor sich? Wer ist der
geliebte Vater, der König wirklich? Kassandra wird hellhörig. Sie wird
zur Seherin. Sie entdeckt die heimlichen Zurüstungen für einen Krieg.
Sie fragt, gerät in Opposition und Widerstand. Und sie erkennt sich
selbst, erfährt ihre eigene Kraft und ihre eigene Stimme.

"Es ist ein zeitlos-aktuelles Stück über die Entdeckung der eigenen
Kraft, der Freiheit im Widerstand gegen Blendung und Betrug", lädt die
Frauenbeauftragte Monika Kühn-Bousonville alle Theaterfans ein, sich
auf das Schauspiel einzulassen und von der Geschichte einfangen zu
lassen.

Karten gibt es im Vorverkauf für 12 Euro im Buchladen am
Freiheitsplatz.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.03.2019

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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GASTSPIEL/357: Hannover - Gastspiele am Schauspiel Hannover, 13., 14., 16., 17.4.2019


SCHAUSPIEL HANNOVER

Gastspiele am Schauspiel Hannover

"Kommt ein Pferd in die Bar", nach David Grossman, Wiener Burgtheater,
16., 17.4.2019

"Die Spieler" nach Fjodor M. Dostojewski, Théâtre National du
Luxembourg, 13., 14.4.2019



Hannover. Im April haben hannoversche Theaterbesucher*innen die
Möglichkeit zwei Stücke aus Wien und Luxemburg in den Häusern des
Schauspiel Hannover zu sehen. Das Wiener Burgtheater präsentiert am
16. und 17. April seine Produktion Kommt ein Pferd in die Bar
nach dem Roman von David Grossman und das Théâtre National du
Luxembourg kommt am 13. und 14. April mit Die Spieler nach
Fjodor M. Dostojewski.

Durch Kooperationen mit vielen europäischen Bühnen zeigt das
Schauspiel Hannover seit einigen Spielzeiten regelmäßig Stücke aus dem
eigenen Repertoire auch außerhalb von Hannover. Im Gegenzug gastieren
diese Bühnen mit eigenen Produktionen in Hannover.

Als Austausch für das Stück Macht und Wiederstand, das im Mai nach
Wien reist, zeigt das renommierte Wiener Burgtheater am 16. und 17.
April Kommt ein Pferd in die Bar nach dem Roman von David
Grossman in der Inszenierung von Dusan David Paízek.

Der Roman handelt vom letzten Auftritt von Dov Grinstein (gespielt von
Samuel Finzi). Er ist Stand-up-Comedian, Krakeeler, Alleinunterhalter
und Publikumshure. Er reizt sein Publikum, wird offen beleidigend,
entschuldigt sich tränenreich. Die Shoah und ihre Opfer werden von
seinem tabulosen Humor ebenso wenig verschont wie Israels Politik in
den Palästinensergebieten. Doch er hat mehr zu bieten als eine
gelungene Show: Er muss von der Schuld berichten, die sein Leben
vergiftet hat. Der Schutzpanzer »Humor« hat ihn überleben, aber auch
verhärten lassen, gegen die Geschichte seines Landes, den unfassbaren
Schmerz, an dem fast jede Familie zu tragen hat, gegen die
»angelernte« Gleichgültigkeit im tödlichen Konflikt mit den »Arabern«.

Das Théâtre National du Luxembourg gastiert am 13. und 14. April mit
Die Spieler nach Motiven von Fjodor M. Dostojewski in der
Inszenierung von Frank Hoffmann in Cumberland. Die hannoverschen
Theaterwerkstätten fertigten bereits häufiger Teile der Bühnenbilder
für Kooperationen des luxemburgischen Theaters mit den Ruhrfestspielen
Recklinghausen an, wodurch die Stücke auch in Hannover gezeigt werden
konnten.

Das Stück Die Spieler spielt im 19. Jahrhundert. Eine deutsche
Stadt, in die man zur Kur und zum Spielen fährt, eine russische
Generalsfamilie. Obwohl man kein Geld hat, lebt man auf großem Fuß, in
täglicher Erwartung der rettenden Erbschaft - und währenddessen wird
geliebt, intrigiert, gespielt.

In Frank Hoffmanns Fassung begegnen sich die Schönen und Reichen, die
Erniedrigten und Beleidigten, die verzweifelt Liebenden, die rasend
Spielenden aus verschiedenen Texten Dostojewskis auf der Bühne. Neben
Der Spieler bildet vor allem die Erzählung Aufzeichnungen
aus dem Untergrund die Basis der Textfassung.


GASTSPIEL Wiener Burgtheater: »Kommt ein Pferd in die
Bar«,

Di., 16. April und Mi., 17. April, 19:30 Uhr, Schauspielhaus
Karten 15-35 € unter Tel. 0511 9999 1111, im Internet unter
www.schauspielhannover.de und an den Kassen der Staatstheater


GASTSPIEL Rheinfestspiele Recklinghausen: »Die
Spieler«,

Sa., 13. April und So., 14. April, 20:00 Uhr, Cumberland
Karten 20 € unter Tel. 0511 9999 1111, im Internet unter
www.schauspielhannover.de und an den Kassen der Staatstheater

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14.3.2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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SCHAUSPIEL/1256: Hannover - "Elemente und Ursprünge totaler Herrschaft" von Hannah Arendt, 24.+26.4.19


SCHAUSPIEL HANNOVER

Fake Youth

Junge Menschen aus der Stadt und Region Hannover spielen Hannah
Arendts »Elemente und Ursprünge totaler Herrschaft«

PREVIEW MI, 24.04.19, 19:30 UHR, BALLHOF EINS

PREMIERE FR, 26.04.19, 19:30 UHR, BALLHOF EINS



»He Leute, manche Dinge verstehen wir erst bei näherer Betrachtung.
Vieles erscheint auf den ersten Blick ganz anders, als es wirklich
ist. So ging es uns auch mit dieser Aussage: Man kann sagen, dass der
Faschismus der alten Kunst zu lügen gewissermaßen eine neue Variante
hinzugefügt hat - die teuflischste Variante, die man sich denken kann -
 nämlich: das »Wahrlügen«. Wenn euch das auch komisch vorkommt oder
einfach nur in eurem Kopf ein Fragezeichen klingelt, gebt ein
Kommentar ab oder gebt mir ein Like!«

Das postdramatische Theater-Kollektiv andcompany&Co. behandelt
politische Themen in zeitgenössischer popkultureller Form. Für das
Festival Theaterformen und in Kooperation mit dem Jungen Schauspiel
Hannover erarbeiteten die Künstler*innen 2009 mit 16 Jugendlichen
einen »faulen Zirkus«: City Circus Zero Work. Jetzt kehren sie zurück,
um mit elf jungen Hannoveraner*innen zu untersuchen, ob und wie das
Internet und die sozialen Medien die Gefahr einer Wiederkehr des
politischen Totalitarismus verschärfen. In Fake youth lassen sich
junge Menschen von Hannah Arendts Credo anstecken: »Ich will
verstehen!«

KÜNSTLERISCHE LEITUNG andcompany&Co. (Alexander Karschnia, Nicola
Nord, Sascha Sulimma) 

CO-AUTORIN Luna Ali 

BÜHNE UND KOSTÜME Jan Brokof

DRAMATURGIE Barbara Kantel 

MIT Daria Bertram, Dervis Dündar, Kira Engelhardt, Freddy Heißmann,
Laura Katz, Yr Langhorst, Annalena Pienefisch, Ali Resai, Linus
Schillinh, Otis Sotek, Rosa Zach

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse April 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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LUFT/624: Dieselfahrverbote - Realitätsverweigerung bei Stickoxidgrenzwerten (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 15. März 2019

Stickoxidgrenzwerte: Realitätsverweigerung bei FDP, CDU und AFD

BUND fordert, dass Dieselfahrverbote in Hamburg nicht abgeschafft,
sondern ausgeweitet werden



Aus Sicht des BUND Hamburg darf die gestern im Bundestag beschlossene
Änderung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG, Drucksache
19/6335) nicht zu einer Aufhebung der Fahrverbote in Hamburg führen.
Die Änderung legt fest, dass Fahrverbote in deutschen Städten künftig
erst ab einer Belastung von 50 Mikrogramm Stickoxid (NO2) pro
Kubikmeter Luft als verhältnismäßig gelten, wenn die Einhaltung des
Grenzwerts von 40 µg auch mit anderen Maßnahmen erreicht werden kann.

"Wenn FDP, CDU und AFD jetzt unisono die Abschaffung der Hamburger
Durchfahrtsverbote fordern, ist dies reiner Populismus und komplette
Realitätsverweigerung", sagt Manfred Braasch, Landesgeschäftsführer
des BUND. Die EU-Kommission habe in ihrer Stellungnahme explizit
darauf hingewiesen, dass der Grenzwert für NO2 von 40 µg verbindlich
und der Zeitraum der Nichteinhaltung so kurz wie möglich zu halten
ist. Falls Fahrverbote sich hierzu als einzige Möglichkeit erweisen,
dürften sie nicht per Gesetz ausgeschlossen werden.

Genau deshalb hat Hamburg seine kleinräumigen Fahrverbote im Raum
Altona überhaupt erst eingeführt. Bei der Vorstellung des aktuell
gültigen Luftreinhalteplans sagte Umweltsenator Jens Kerstan wörtlich:
"Dort, wo eine Vielzahl anderer Maßnahmen nicht ausreichen, haben wir
Durchfahrtsbeschränkungen für ältere Dieselfahrzeuge geprüft und als
erste Großstadt in Deutschland beschlossen."

Dass sich die Stickoxidwerte im Bereich der Fahrverbotszonen im
vergangenen Jahr nicht verbessert haben, liegt aus Sicht des BUND
daran, dass die Streckenabschnitte zu kurz sind und kleinräumig
umfahren werden können. Der Umweltverband hat deshalb im vergangenen
Sommer beim Oberverwaltungsgericht Hamburg Klage eingereicht. Darin
fordert er eine Ausweitung der bestehenden Fahrverbote sowie deren
Einführung in weiteren hoch belasteten Stadtteilen.

"Hamburg darf sich nicht von gesetzgeberischen Nebelkerzen von
Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer blenden lassen. Es wird Zeit,
dass die Verursacher der aktuellen Misere zur Rechenschaft gezogen
werden. Das sind die Automobilindustrie und Teile der Bundesregierung,
die deren Geschäft betreibt - auf Kosten der Menschen und der Umwelt.
So lange sich dies nicht ändert, werden wir mit Fahrverboten leben
müssen", so Manfred Braasch.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 15.03.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg
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LUFT/623: Fahrverbote in Hamburg stehen zur Disposition (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 15. März 2019

NABU-Kommentierung zu: Fahrverbote in Hamburg stehen zur Disposition

Bundestag verwässert Regeln für den Gesundheitsschutz



Der NABU-Landesverband Hamburg kommentiert die Debatte um die mögliche
Aufhebung von Fahrverboten wie folgt:

Der NABU fordert den Hamburger Senat auf, die aktuell geltenden
Fahrverbote trotz der in Aussicht stehenden Lockerung auf Bundesebene
aufrecht zu erhalten. Um die schlechte Luftqualität in Hamburg vor
allem auch in Hafennähe zu verbessern, wären nach Einschätzung des
NABU noch weitere wirkungsvolle Maßnahmen zum Schutz der Bürgerinnen
und Bürger angemessen. Straßenseitig reichen die Möglichkeiten von
einer Ausweisung einer Umweltzone über die Einführung einer blauen
Plakette bis zu Fahrverboten. Die Hardwarenachrüstung der vom
Dieselbetrug betroffenen Autos auf Kosten der Hersteller sollte eine
Selbstverständlichkeit sein. Aber auch der negative wasserseitige
Einfluss großer und kleiner Schiffe müsste deutlich ambitionierter
angegangen werden, um die Luftqualität zu verbessern. Denn bei
emittierten Stickoxiden mache allein die Schifffahrt laut Hamburger
Luftreinhalteplan einen Anteil von rund 40 Prozent aus.

"Was ist denn das für ein Signal in die Bevölkerung? Ein europäischer
Grenzwert von 40 Mikrogramm Stickoxiden pro Kubikmeter Luft, der vor
fast 20 Jahren im EU-Parlament verabschiedet wurde und seit über 10
Jahren verbindlich einzuhalten ist, wird kurzer Hand auf 50 Mikrogramm
verwässert? Das ist ein Offenbarungseid! Zumal die endgültige
Einhaltung zudem um weitere fünf Jahre verschoben wurde. Wenn Politik
und Verwaltung unfähig sind, eigene gesetzlichen Regelungen
einzuhalten, müssen sie sich mehr anstrengen und die Quellen
wirkungsvoll eindämmen. Das wäre verantwortungsvolle staatliche
Vorsorge. Ein Akt politischer Willkür stärkt nicht das Vertrauen in
den Schutz der Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger", sagt Malte
Siegert, Leiter Umweltpolitik beim NABU Hamburg. Schließlich
erwarteten Politik und Verwaltung von Bürgerinnen und Bürgern, sich
beispielsweise an Steuer-, Bau- oder Verkehrsgesetzgebung zu halten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.03.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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LUFT/622: Emissionen - "Saubere Luft für alle!" (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 14.03.2019 / Emissionen

"Saubere Luft für alle!"



Das EU-Parlament fordert weitere Maßnahmen, um die Verschmutzung der
Luft durch Verkehr, Landwirtschaft und Industrie zu verringern. Am
Mittwoch verabschiedeten die Abgeordneten eine entsprechende
Entschließung.

Darin forderten sie die EU-Kommission auf, die Grenzwerte für
Feinstaub, Schwefeloxid und Ozon an in der EU-Luftqualitätsrichtlinie
an die Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation (WHO) anzupassen
und entsprechend zu verschärfen. Luftqualitätspolitik dürfe zudem "nur
auf der Grundlage belastbarer, aktueller, unabhängiger und von
Fachleuten überprüfter wissenschaftlicher Forschungsergebnisse"
bewertet und überprüft werden.

Die Abgeordneten drängen in der Resolution mit Nachdruck darauf,
Maßnahmen für eine Verbesserung der Luftqualität auf allen
Regierungsebenen und für alle Verschmutzungsquellen so schnell wie
möglich einzuführen. Sie fordern unter anderem verschärfte
Emissionsprüfungen von Dieselfahrzeugen, die Förderung "sanfter
Mobilität", die Aufnahme von Maßnahmen zur Luftverbesserung in die
Gemeinsame Agrarpolitik der EU und einen Kohleausstieg bis 2030. Alle
Forderungen können hier nachgelesen werden.

Erst im Februar hatte die Europäische Umweltagentur (EEA)
festgestellt, dass insbesondere arme Menschen, Senioren und Kinder
gesundheitlich unter der schlechten Luft in der EU leiden (siehe
EU-Umweltnews vom 7.02. [*]). Die EEA schätzt, dass jährlich etwa
400.000 Menschen in der EU frühzeitig an den Folgen der
Luftverschmutzung sterben.

446 und 671 Abgeordneten des EU-Parlaments unterstützten die rechtlich
nicht bindende Resolution. [km]



Entschließung des EU-Parlaments

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2019-0186+0+DOC+PDF+V0//DE

Pressemitteilung des EU-Parlaments

http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20190307IPR30747/parliament-proposes-policy-toolbox-to-curb-air-pollution

[*] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2019-emissionen/wer-arm-ist-atmet-ungesunde-luft/

 * 

Quelle:

EU-News, 14.03.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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MASSNAHMEN/265: Invasive Arten - EU will Liste erweitern (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 14.03.2019 / Naturschutz & Biodiversität

Invasive Arten: EU will Liste erweitern



Mithilfe einer Verordnung geht die EU gegen gebietsfremde Arten vor,
die möglicherweise endemische Ökosysteme bedrohen. Regelmäßig wird die
Liste der Arten erweitert, die die EU zu den invasiven Arten zählt.
Bis zum 5. April können sich Interessierte an einer Konsultation
beteiligen, die 16 neue Arten vorschlägt, für die die Regeln gelten
sollen.

Der Vorschlag enthält folgende invasive gebietsfremde Arten:


	Hirtenmaina/Hirtenstar (Acridotheres tristis),

	Weidenblatt-Akazie (Acacia saligna),

	Götterbaum (Ailanthus altissima),

	die Blaugrasart Andropogon virginicus,

	die Strudelwurmart Arthurdendyus triangulatus,

	Cardiospermum grandiflorum aus der Familie der Seifenbaumgewächse

	(Großblütiger Herzsame),

	das Pampasgras Cortaderia jubata,

	die Grasart Ehrharta calycindie,

	Falscher Wasserfreund (Gymnocoronis spilanthoides),

	Japanischer Hopfen (Humulus scandens),

	Gemeiner Sonnenbarsch (Lepomis gibbosus),

	die Buschklee-Arten Lespedeza cuneata und Lespedeza juncea,

	Japanischer Kletterfarn Lygodium japonicum,

	Wassersalat/Grüne Wasserrose (Pistia stratiotes),

	Korallenwels (Plotosus lineatus),

	Süßhülsenbaum/Mesquitebaum (Prosopis juliflora),

	Lästiger Schwimmfarn (Salvinia molesta/Salvinia adnata Desv.),

	Chinesischer Talgbaum (Triadica sebifera/Sapium sebiferum).



Sollten die 16 Arten so bestätigt werden, gäbe es insgesamt 65 Arten
auf der "schwarzen Liste" der EU. Dort gelistete Arten dürfen
beispielsweise nicht mehr eingeführt, dennoch vorkommende Bestände
können beseitigt werden.

Die bisher gelisteten Arten machen nur einen Bruchteil der EU-weit als
invasiv angesehenen Arten aus, kritisieren Umweltverbände wie der
NABU. Invasive Arten können ökologischen sowie wirtschaftlichen und
gesundheitlichen Schaden anrichten. Die EU-Kommission hat den
ökonomischen Schaden auf rund zwölf Milliarden Euro pro Jahr
berechnet. In der Union und in anderen europäischen Ländern kommen in
der Umwelt rund 12.000 gebietsfremde Arten vor, von denen
schätzungsweise 10 bis 15 Prozent als invasiv angesehen werden.

Das Bundesamt für Naturschutz (BfN) ist in Deutschland zuständig,
gebietsfremde Arten naturschutzfachlich zu bewerten. [jg]



Konsultation und Vorschlag der EU-Kommission

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2019-1565888_en

Naturschutzfachliche Invasivitätsbewertungen des BfN

https://neobiota.bfn.de/invasivitaetsbewertung.html

 * 

Quelle:

EU-News, 14.03.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de
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SCHADSTOFFE/295: EU nimmt langsam Kampf gegen Medikamentenrückstände auf (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 14.03.2019 / Chemie & Nanotechnologie

EU nimmt langsam Kampf gegen Medikamentenrückstände auf



Mit vier Jahren Verspätung veröffentlichte die EU-Kommission am Montag
eine Strategie gegen die Verschmutzung der Umwelt durch Arzneimittel.
Darin schlägt sie verschiedene Maßnahmen vor, um den Eintrag von Human-
 und Tierarzneimittel in die Umwelt zu verringern.

Diese Maßnahmen sehen beispielsweise vor, Verbraucher*innen verstärkt
über die Auswirkungen von Arzneimitteln in der Umwelt aufzuklären und
eine "umsichtige Anwendung" zu fördern. Hersteller sollen außerdem
dabei unterstützt werden, umweltfreundlichere Arzneimittel zu
entwickeln. Außerdem möchte die Kommission Wissenslücken schließen,
die Behandlung von Abfällen verbessern, Umweltüberwachung ausweiten
und Umweltrisikobewertungen verbessern.

Umweltverbände fordern die EU bereits seit Jahren dazu auf, die
Auswirkungen von Arzneimitteln auf die Umwelt zu regulieren.
Arzneimittelrückstände gelangen hauptsächlich über Abwässer und Dünger
in Böden und Gewässer und können dort lebende Tiere und ganze
Ökosysteme gefährden. Sie fördern außerdem die Entwicklung
antibiotikaresistenter Keime, die die Behandlung von Krankheiten
unmöglich machen. Der Anstieg von Antibiotikaresistenzen durch
Medikamente in der Umwelt wurde von den Vereinten Nationen als eine
der aktuell größten Gefahren für die öffentliche Gesundheit
eingestuft.

Während die Kommission bereits damit begonnen habe, einige der
genannten Maßnahmen umzusetzen, seien "gewisse Einschränkungen" in der
Umsetzung von Legislativmaßnamen jedoch "unerlässlich". [km]



Erklärung der EU-Kommission

https://ec.europa.eu/germany/news/arzneimittel20190311_de

Forderungen von Umweltverbänden an die EU-Kommission (April 2018)

https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-chemie-nanotechnologie/unheilvolle-heilmittel-in-der-umwelt/?L=0

 * 

Quelle:

EU-News, 14.03.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin
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VERKEHR/1176: GLOBAL 2000 fordert Ende der Steuerprivilegien des Flugverkehrs (GLOBAL 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 18. März 2019

GLOBAL 2000 fordert Ende der Steuerprivilegien des Flugverkehrs
statt Bau der "dritten Piste"

Mit dem Ende der Steuerprivilegien könnten 500 Mio. Euro jährlich in
den Bahnausbau investiert werden



Wien, am 18. März 2019 - Angesichts der heutigen Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts zum Bau der Dritten Piste, fordert die
österreichische Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000 nun ein Ende der
Steuerprivilegien des Flugverkehrs und Investitionen in die Bahn,
statt in den Flugverkehr: "Mit diesem Projekt zerstören wir die
Zukunft unserer Kinder. Ein weiterer massiver Anstieg der
CO2-Emissionen ist einfach nicht hinnehmbar. Dabei hat die Belastung
durch den Flugverkehr in den letzten Jahren ohnehin massiv zugenommen, 
weil es keine Kostenwahrheit im Verkehr gibt und der Flugverkehr
umfangreiche Steuerprivilegien genießt. Diese Steuerprivilegien müssen
endlich beendet und die Einnahmen in einen massiven Ausbau der Bahn
gesteckt werden. Die Bundesregierung hat mit der nächsten Steuerreform
für die Gelegenheit für mehr Fairness zu sorgen", sagt Johannes
Wahlmüller, Klima- und Energiesprecher von GLOBAL 2000.

Laut den Einreichunterlagen werden sich durch den Bau der dritten
Piste die CO2-Emissionen bis 2025 mehr als verdoppeln. Dieser massive
Anstieg des Flugverkehrs würde aber nicht stattfinden, wenn es
Kostenwahrheit im Verkehr gäbe und ungerechtfertigte Steuerprivilegien
abgebaut werden. Die wichtigsten Privilegien sind die
Mehrwertsteuerbefreiung von Flugtickets und die Steuerbefreiung von
Kerosin. Laut einer Studie des WIFO führt das in Österreich zu einem
jährlichen Steuerausfall von mehr als 500 Mio. Euro.* Die Bahn steht
vielfach in direkter Konkurrenz zum Flugverkehr weil zuletzt etwa 40
Prozent der Flüge in Städte gingen, zu denen eine direkte
Bahnverbindung ohne Umsteigen besteht. "Beenden wir die
ungerechtfertigten Steuerprivilegien des Flugverkehrs und investieren
wir diese Mittel stattdessen in den Ausbau von attraktiven und
kostengünstigen Bahnverbindungen. Damit können ebenso Arbeitsplätze
geschaffen werden, nur dass wir dann auch unseren Kindern einen
Planeten überlassen, auf dem ein menschenwürdiges Leben noch möglich
ist", fordert Wahlmüller abschließend.

* WIFO (2016): Subventionen und Steuern mit Umweltrelevanz in den
Bereichen Energie und Verkehr

 * 

Quelle:

Presseinformation, 18.03.2019

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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VERKEHR/1175: EU-Kommission legt Fahrplan für saubere Pkw vor (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 18. März 2019

EU-Kommission legt Fahrplan für saubere Pkw vor - Deutsche
Umwelthilfe fordert EU-weite Nachrüstung von Betrugsdieseln mit
wirksamer Hardware

Kommission verabschiedet erstmals einen Handlungsplan für den
europaweiten Rückruf von Betrugs-Dieseln - Deutsche Umwelthilfe
begrüßt diese Reaktion auf den verstärkten Export schmutziger
Diesel-Pkw nach Osteuropa - Problemverlagerung in Nachbarländer ist
Folge des Versagens der Bundesregierung im Dieselskandal -
Micky-Maus-Software-Updates sind weitgehend unwirksam - Vorstoß der
EU-Kommission hätte schon 2015 nach Bekanntwerden des Abgasbetrugs
erfolgen müssen



Berlin, 18.3.2019: Die EU-Kommission für Binnenmarkt, Industrie,
Unternehmen und KMU hat heute eine "Roadmap für saubere Fahrzeuge" in
der Europäischen Union vorgelegt. Die Deutsche Umwelthilfe (DUH)
begrüßt diesen Vorstoß, der auch eine Reaktion auf den verstärkten
Export schmutziger Diesel nach Osteuropa ist, bemängelt jedoch, dass
diese Handlungsempfehlungen erst mehr als drei Jahre nach
Bekanntwerden des Dieselabgasskandals derart erfolgen.

Die DUH fordert die Kommission auf, EU-weit verbindliche Rückrufe von
Betrugs-Dieseln mit Nachdruck voranzutreiben und umzusetzen. Diese
müssen anstelle von wirkungslosen Software-Updates die Nachrüstung von
Hardware-Systemen zur Abgasreinigung vorsehen, die eine Minderung des
Schadstoffausstoßes nach dem Stand der Technik im realen Betrieb
ganzjährig sicherstellen.

Messungen der DUH in ihrem Emissions-Kontroll-Institut EKI zeigen,
dass die Software-Updates bei im Winterhalbjahr kühleren Temperaturen
und damit rund die Hälfte der Jahreszeit weitgehend unwirksam sind.
Teilweise weisen die untersuchten Fahrzeuge bei kühleren
Außentemperarturen nach dem Software-Update gleiche oder sogar höhere
Stickoxid (NOx)-Emissionen auf, als vor dem Update. Auch im Sommer
sind die Software-Updates häufig wirkungslos bzw. mindern diese die
NOx-Emissionen der Fahrzeuge nur geringfügig. Eine
Hardware-Nachrüstung hingegen mindert die NOx-Emissionen um 85 bis 90
Prozent.

Dazu Jürgen Resch, Bundesgeschäftsführer der DUH: "Das Versagen der
Bundesregierung beim Dieselskandal bekommen mehr und mehr auch andere
EU-Mitgliedsländer zu spüren, vor allem in Osteuropa. Dahin werden die
dreckigen Betrugs-Diesel exportiert und verpesten nun dort die Luft.
Es ist dringend an der Zeit, dass die EU-Kommission handelt und diesen
Handlungsplan verfolgt. Die Vorschläge müssen dringend verbindlich
verankert und Hardware-Nachrüstungen für schmutzige Diesel-Pkw EU-weit
vorgeschrieben werden. Denn die Erfahrungen in Deutschland zeigen,
dass diese Micky-Maus-Software-Updates nahezu wirkungslos sind und an
den hohen Schadstoffbelastungen in den Städten faktisch nichts
ändern."

Die Kommission nennt in dem Fahrplan umwelt- und
verbraucherfreundliche Handlungsfelder in sechs Bereichen. Darunter
eine Kompensierung für alle Besitzer von Betrugs-Dieseln, regelmäßige
Berichte zum Stand der Rückrufe sowie einen Exportstopp von
Diesel-Pkw, solange nicht sichergestellt ist, dass diese die
Abgasstandards erfüllen.

"Die EU-Kommission macht klar, dass wir nicht auf künftige
Technologieentwicklungen warten können. Die Bestandsflotte muss sauber
werden, dazu brauchen wir nicht nur die Hardware-Nachrüstung, sondern
auch eine Weiterentwicklung der periodischen Abgasuntersuchung, die
die Ermittlung bisher nicht gemessener Schadstoffe wie
Stickstoffdioxid vorsieht. Die neue Kommission wird im Herbst beweisen
müssen, dass sie es mit der Umsetzung ihrer Vorschläge und dem Recht
der EU-Bürger auf saubere Luft ernst meint", so Resch.



Links:

EU Roadmap Clean Vehicles 94 KB

https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Verkehr/dieselgate/EU_Roadmap_clean_vehicles.pdf

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 18.03.2019

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de
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RECHT/224: EuGH - Chemikaliengesetze müssen eingehalten werden (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 11.03.2019 / Chemie & Nanotechnologie

EuGH: Chemikaliengesetze müssen eingehalten werden



Die Entscheidung der EU-Kommission von 2016, Bleichromat in Farben in
der EU zu erlauben, war rechtswidrig. Das entschied der Gerichtshof
der Europäischen Union (EuGH) vergangene Woche.

Da sichere Alternativen bestünden, hätte die EU-Kommission einem
kanadischen Farbhersteller keine Ausnahmegenehmigung für die
Substanzen Molybdatrot und Bleisulfochromatgelb erteilen dürfen. Die
Stoffe, die eine Gefahr für die menschliche Gesundheit und die Umwelt
darstellen, sind insbesondere für Wasserlebewesen hochgiftig. Deshalb
dürfen sie unter der EU-Chemikalienverordnung REACH nicht verwendet
werden - es sei denn, die EU-Kommission erteilt eine
Ausnahmegenehmigung. Das tat sie 2016 für ein kanadisches Unternehmen,
nachdem dieses erklärt hatte, dass es keine Alternativen für die
Substanzen gebe.

Daraufhin klagte Schweden, wo die Stoffe bereits seit 30 Jahren nicht
mehr verwendet werden und durch sichere Substanzen ausgetauscht
wurden, gegen diese Entscheidung vor dem EuGH und erhielt jetzt Recht:
Die EU-Kommission hätte die Genehmigung nicht erteilen dürfen.

Elise Vitali, Chemikalienexpertin des Europäischen Umweltbüros (EEB),
begrüßte das Urteil und bezeichnete die ursprüngliche Zulassung als
"Farce", die "zeigt, wie tolerant die EU sich auf Kosten unserer
Gesundheit und Umwelt gegenüber konservativen Geschäftsinteressen
verhält". Auch Alice Bernard, Anwältin bei der
Umweltrechtsorganisation Client Earth, stellte fest, dass das Urteil
eine klare Botschaft sende: Die EU-Kommission und nationale
Regierungen müssten aufhören, "das Chemikalienrecht zum Schutz der
[...] Industrie zu beugen, anstatt die öffentliche Gesundheit in den
Vordergrund zu stellen."

Das Urteil führt dazu, dass die beiden Substanzen ab sofort nicht mehr
in der EU verkauft oder hergestellt werden dürfen. [km]



EEB Pressemitteilung

https://eeb.org/court-of-justice-stop-selling-dangerous-paint-immediately/

ClientEarth Pressemitteilung

https://www.clientearth.org/eu-tribunal-deems-lead-chromates-authorisation-illegal/

Urteil des EuGH (auf französisch)

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=211428&pageIndex=0&doclang=FR&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=2522691

 * 

Quelle:

EU-News, 11.03.2019
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ABFALL/050: Mehr Abfallvermeidung und Recycling, zweifelhafte Plastikmüllexporte stoppen (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 18. März 2019

Deutsche Umwelthilfe fordert mehr Abfallvermeidung und Recycling
sowie den Stopp zweifelhafter Plastikmüllexporte

Chinas Importstopp für Plastikabfälle führt zur besorgniserregenden
Umlenkung von Stoffströmen in Länder wie Malaysia, Vietnam oder Indien
- Export von Altkunststoffen sollte nur in Länder erfolgen, die
nachweislich deutsche Entsorgungs- und Recyclingstandards erfüllen -
Umweltministerin Svenja Schulze muss verbindliche
Abfallvermeidungspolitik umsetzen - Unvermeidbare Kunststoffabfälle
sollten in Deutschland recycelt werden



Berlin, 18.3.2019: Vor gut einem Jahr trat der chinesische Importstopp
für Plastikabfälle in Kraft. Deutschland traf die Regelung besonders
hart, denn zuvor wurden jährlich mehr als 500.000 Tonnen
Altkunststoffe in die Volksrepublik exportiert. Nach Einschätzung der
Deutschen Umwelthilfe (DUH) war der Importstopp eine Chance, um in
Deutschland zu einer besseren Kreislaufwirtschaft zu kommen und
Strategien zur Lösung von zu vielen Plastikabfällen voranzutreiben.
Diese Chance hat Bundesumweltministerin Svenja Schulze allerdings
nicht genutzt, bemängelt die DUH.

"Anstatt das Problem von zu viel Plastikmüll in Deutschland konsequent
durch gesetzliche Regelungen anzugehen, setzt Umweltministerin Svenja
Schulze lieber auf freiwillige Selbstverpflichtungen. Nachdem durch
den Importstopp Chinas für Kunststoffabfälle der deutsche Markt mit
Plastikmüll regelrecht geflutet wurde, hat die Ministerien nicht die
richtigen Schlüsse gezogen. Ein "weiter so" darf es angesichts der
ansteigenden Plastikmüllmengen und der besorgniserregenden Umlenkung
von Abfallströmen in Schwellen- und Entwicklungsländer nicht geben",
kritisiert die Stellvertretende DUH-Bundesgeschäftsführerin Barbara
Metz.

Zu einer ernstgemeinten Abfallvermeidungspolitik ist die Einführung
eines Abfallvermeidungsziels, die Umsetzung der Mehrwegquote für
Getränkeverpackungen von 70 Prozent und eine deutliche Verteuerung von
Plastik aus Neumaterial nötig. Produkte und Geräte aus Kunststoff
sollten durch verpflichtende Ökodesignvorgaben langlebig, reparierbar
und recyclingfähig gemacht werden. Unvermeidbare Kunststoffabfälle
sollten in Deutschland recycelt und nicht in Länder exportiert werden,
die mit diesem Material nicht umweltgerecht umgehen.

Seitdem die Einfuhr von Kunststoffabfällen nach China deutlich
strengeren Vorschriften unterliegt, sind insbesondere die
Altkunststoffexporte in die Volksrepublik sehr stark zurückgegangen.
Im Jahr 2018 summierten sich Deutschlands Direktexporte nach China auf
nur noch 13.000 Tonnen. Im Jahr zuvor waren es noch rund 345.000
Tonnen und 2016 sogar mehr als 560.000 Tonnen. Die Minderexporte
wurden teils kompensiert durch Mehrausfuhren in andere Länder wie
Malaysia, Indien, Indonesien oder Vietnam.

"Mit einer Importmenge von 132.000 Tonnen hat sich Malaysia im letzten
Jahr zum bedeutendsten Abnehmer deutscher Altkunststoffe entwickelt.
Angesichts der vor kurzem erfolgten Schließung von 139 illegalen
Kunststoffrecyclern in Malaysia, müssen die Exportvoraussetzungen
dringend verschärft werden. Die Ausfuhr von Kunststoffabfall sollte
nur dann erlaubt sein, wenn im Zielland deutsche Entsorgungs- und
Recyclingstandards nachweislich eingehalten werden", sagt Metz.

"Getrennt erfasste Kunststoffabfälle sollten in Deutschland recycelt
und nicht in Länder mit zweifelhaften Entsorgungsstrukturen exportiert
werden. Hierzu muss in Deutschland aber die Recyclingfähigkeit von
Verpackungen und Produkten durch verbindliche Vorgaben sichergestellt
und der Einsatz von Recyclingmaterial verpflichtend festgelegt
werden", sagt der DUH-Bereichsleiter für Kreislaufwirtschaft Thomas
Fischer. Eine Mindesteinsatzquote für Recyclingmaterialien in
bestimmten Verpackungs- oder Produktgruppen würde die Nachfrage nach
Rezyklaten dauerhaft ankurbeln. Zudem sollten im Rahmen der
öffentlichen Beschaffung Produkte mit Anteilen aus Recyclingmaterial
verpflichtend bevorzugt werden müssen.

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 18.03.2019

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin
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ABFALL/049: Partikularinteressen bremsen internationale Bemühungen gegen die Plastikverschmutzung (OceanCare)


OceanCare - Medienmitteilung, 15. März 2019

Partikularinteressen bremsen internationale Bemühungen gegen die
Plastikverschmutzung



Nairobi, Kenia, 15. März 2019. Bei der 4. Umweltversammlung der
Vereinten Nationen (United Nations Environment Assembly UNEA-4) hätten
die Mitgliedstaaten des UN-Umweltprogramms Massnahmen gegen die
stetige wachsende Plastikmüll-Krise beschliessen sollen, die unsere
Gewässer, Ökosysteme und Gesundheit bedroht. Doch sie liessen diese
Chance ungenützt.

Den Staatenvertretern bei der UNEA-4 lagen mehrere Resolutionsentwürfe
vor, wie die internationalen Anstrengungen gegen die
Plastikverschmutzung gesteigert werden könnten. Der erste, von
Norwegen, Japan und Sri Lanka eingebrachte Vorschlag zielte darauf ab,
die internationale Zusammenarbeit und Koordinierung gegen die
Verschmutzung der Meere mit Makro- und Mikroplastik zu stärken. Unter
anderem sollte die Möglichkeit eines neuen, international
verbindlichen Abkommens in Erwägung gezogen werden. Der zweite
Vorschlag seitens Indiens wollte das weltweite Ende des Einwegplastiks
auf den Weg bringen.

Trotz der übereinstimmenden Ansicht der Mehrheit der Staaten, dass
ambitionierte, weltweite Massnahmen dringend erforderlich sind, die
von der Produktion über die Nutzung bis zur Entsorgung von Plastik
reichen, gelang es einer kleinen, von den USA angeführten Minderheit,
stringente Texte zu blockieren und die Verhandlungen zu verzögern. Mit
einer starken Industrielobby im Rücken, die auf mehr als 200
Milliarden Dollar an Investitionen in petrochemische Komplexe für eine
massive Steigerung der Plastikproduktion verwies, vereitelten die USA
jeden Fortschritt und verwässerten die Resolutionen. Von vielen
Ländern, darunter jenen, die am stärksten unter der
Plastikverschmutzung leiden, wie die pazifischen Inselstaaten, die
Philippinen, Malaysia und Senegal, wurde dies heftig kritisiert.
Handlungsorientierte Mitgliedstaaten konnten aber zumindest die
Grundelemente retten, auf denen zukünftige Massnahmen aufbauen können
und die auf der gemeinsamen Vision beruhen, welche die überwältigende
Mehrheit der Staaten in den Diskussionen entwickelt hatte. Das
wichtigste ist dabei die Mandatsverlängerung für die
Expertenarbeitsgruppe, die durch die UNEA-3 eingerichtet worden war.
Zu diesem Mandat zählt die Prüfung technischer und finanzieller
Möglichkeiten und ein Bericht über Handlungsoptionen an die UNEA-5 im
Februar 2021. Mit dieser Mandatsverlängerung bleibt das Plastikthema
zumindest auf der internationalen Agenda und Vorarbeiten für ein
künftiges verbindliches Abkommen können weitergehen.

Obwohl das Ergebnis insgesamt enttäuschend ist und kein Fortschritt im
nötigen Mass und Tempo erzielt wurde, halten die Staaten an ihrer
Absicht fest, die internationale Zusammenarbeit und Koordinierung für
Massnahmen gegen die Plastikmüll-Krise weiterzuverfolgen.

David Azoulay, Environmental Health Director, Center for International
Environmental Law (CIEL): 

"Bei der UNEA-4 versammelte sich die
überwältigende Mehrheit der Staaten, um eine Vision zu entwickeln, wie
das Plastikthema in Zukunft global geregelt werden kann. Es war sehr
bedrückend zu sehen, wie die USA, angetrieben von den Interessen der
Petrochemie- und der Fracking-Industrie, die Speerspitze für die
Sabotage dieser Vision bildeten. Aber der wachsende Wunsch nach einer
besseren globalen Regelung für das Plastikproblem war greifbar und
diese UNEA stellte sicher, dass es weiterhin einen Prozess geben wird,
auf dem die Staaten einen künftigen globalen Rahmen gegen die
Plastikverschmutzung aufbauen können."

Von Hernandez, Global Coordinator, Break Free From Plastic: 

"Die Unternehmen sollten den Ruf aus der UNEA-4 hören: Reduktionen werden
kommen. Sie sollten daher Zero-Waste-Systeme unterstützen, indem sie
keinen nicht behandelbaren Müll erzeugen und die Produkt-Lieferstrukturen 
ändern, um Plastikverpackungen zu vermeiden. In den
kommenden Jahren steht viel gemeinsame Arbeit an, um die politischen
und wirtschaftlichen Bedingungen zu schaffen, die auf lokale
Bedürfnisse eingehen und auf Wiederverwendung und Nachfüllsystemen
basieren."

Christopher Chin, Executive Director of The Center for Oceanic
Awareness, Research, and Education (COARE): 

"Abfallmanagement ist ein wichtiger Teil, aber bei weitem nicht
ausreichen für die Plastikmüll-Sintflut, der wir uns gegenübersehen.
Wir können uns aus dem Problem
nicht herausrezyklieren. Natürlich sind wir enttäuscht, dass
Fortschritte durch ein paar industriegetriebene Mitgliedstaaten
erstickt wurden, aber das Ermutigende ist die ansonsten fast
einhellige Unterstützung für Massnahmen zur Lösung des Problems an der
Quelle und für die Berücksichtigung des gesamten Lebenszyklusses des
Plastiks, möglicherweise auch durch einen neuen, rechtlich
verbindlichen Rahmen."

Fabienne McLellan, Director International Relations, OceanCare: 

"Wir müssen leider feststellen, dass wir vor einem neuerlichen
Scheitern
stehen, weil einzelne Regierungen eine nationalistische Agenda
verfolgen und wirksame Massnahmen verhindern. Das Problem ist leicht
zu verstehen, die Datenlage ist gut, während die Blockadehaltung
einzelner mächtiger Regierungen unverständlich ist. Die UNEA-4 geht
ohne starken Entschluss zu Ende und die Privatwirtschaft bleibt ohne
ein starkes Signal. Das ist schade, denn von internationalen Gremien
sollten klare Richtlinien ausgehen, wie wir zu einer nachhaltigen
Kreislaufwirtschaft kommen, den gesamten Lebenszyklus berücksichtigen
und einen globalen Regelungsrahmen erreichen."

Delphine Lévi Alvarès, Global Alliance for Incinerator
Alternatives (GAIA) and Zero Waste Europe: 

"Die Notwendigkeit, etwas gegen den Plastikmüll in den Meeren und
gegen Einwegplastik zu unternehmen, ist zweifellos ganz oben auf der
politischen Agenda angekommen. Zero-Waste-Initiativen auf lokaler
Ebene finden breite Anerkennung. Im Detail ist die Schlussresolution
zwar schwach, aber den Regierungen stehen Vorbilder zur Verfügung, die
sowohl auf der Erzeuger- als auch auf der Verbraucherseite ansetzen,
darunter die kürzlich angenommene EU-Richtlinie über Einwegplastik
sowie lokale oder nationale Verbote
bestimmter Plastikprodukte. Wir begrüssen die Forderung jener Länder
und Regionen, die in dieser Debatte einen starken Standpunkt
einnahmen, nach ebenso ambitionierten Massnahmen auf globaler Ebene."

Tim Grabiel, Senior Lawyer, Environmental Investigation Agency 
(EIA):

"Künftige Generationen werden sich viele unbeschreiblichen Problemen
gegenübersehen, da der politische Wille fehlt, die Umweltprobleme
unserer Zeit frontal anzugehen. Zu dieser Liste müssen wir nicht auch
noch den Plastikmüll hinzufügen. Wir bedauern den Mangel an Nachdruck
aufgrund einiger böswilliger Akteure, aber sind dadurch ermutigt, dass
die Expertengruppe wieder zusammenkommen wird, und erwarten, dass die
progressiven Länder dies als Sprungbrett für wirksame Massnahmen bei
der nächsten UNEA im Februar 2021 nutzen werden."

Tadesse Amera, CoChair, International Pollutants Elimination Network
(IPEN), Ethiopia:

 "Während die petrochemische Industrie in den Startlöchern steht, die
Plastikproduktion nochmals massiv zu steigern, konnten die Regierungen
bei der UNEA-4 diesen Interessen nichts entgegensetzen. Das ist
beunruhigend, denn dadurch wird auch die Menge an Plastikmüll
zunehmen. Plastik ist toxisch. Toxische Chemikalien, die mit Krebs und
vorzeitiger Pubertät bei Kindern in Verbindung gebracht werden, werden
für die Plastikherstellung verwendet. Dieses Thema wurde aber im
Schlussdokument der UNEA-4 nicht berücksichtigt. Diese toxischen
Additive werden später aus dem Plastik freigesetzt und laden den
Plastikproduzenten eine toxische Verantwortung auf. Nach Afrika
exportierter Plastikmüll sollte an die Verursacher zurückgeschickt
werden, um uns vor dessen giftigen Bestandteilen zu schützen. Die
Hersteller sollten einer erweiterten Unternehmensverantwortlichkeit
unterliegen und sie sollten für die Kosten aufkommen, die aus ihrem
toxischen Müllhaufen resultieren. Wo toxische Stoffe hineinkommen,
kommen sie auch wieder heraus. Wir können nicht giftiges Plastik
rezyklieren und wir können nicht so tun, als wäre das Meeresmüll-Chaos
ein Abfallproblem - es ist ein Problem toxischer Produkte."

Jane Patton, Director, No Waste Louisiana: 

"Plastik bedeutet
Verschmutzung ab der ersten Minute seiner Existenz. Wir müssen die
Produktion und Verwendung von Kunststoffen auf breiter Front
reduzieren, um die Bevölkerung und die Gesundheit zu schützen. Keine
Menschen oder Orte sollten dem Unternehmensgewinn oder einer
Konsumkultur geopfert werden, und das können wir vermeiden, indem wir
die Auswirkungen von Kunststoffen auf den gesamten Lebenszyklus
berücksichtigen. Wir sind optimistisch, was die ehrgeizigen Massnahmen
betrifft, die Regierungen ergreifen werden, um die Verschmutzung durch
Plastik zu verhindern, einschliesslich Produktionsverminderung und 
-ausstieg sowie Investitionen in Null-Abfall-Systeme."

David Sutasurya, Indonesian Zero Waste Alliance: 

"Die
Kunststoffindustrie verschmutzt die Entwicklungsländer, wo die
Bevölkerung weniger Auswahl an plastikfreien Alternativen hat und
jeden Tag direkt der Kunststoffverschmutzung ausgesetzt ist.
Multinationale Konzerne haben die lokale Industrie, die viel weniger
Plastik verwendet, systematisch verdrängt und zudem den Export von
Abfällen aus dem verbrauchsintensiven globalen Norden in
Entwicklungsländer erleichtert. Es ist ungerecht, dass die
Entwicklungsländer das Geld der Steuerzahler verwenden müssen, um sich
mit diesen Abfällen herumzuschlagen, die weder rezyklierbar noch
abbaubar sind. Die Plastikverschmutzung der Meere rein als Problem des
Abfallmanagements zu betrachten, ist Unfug, wo sie doch nur die
Weigerung der Industrie widerspiegelt, Verantwortung für die
Plastikmüll-Krise zu übernehmen. Multinationale Unternehmen blockieren
nun gemeinsam mit der nationalen Kunststoffindustrie aktiv alle
Bemühungen von Regierungen, sie für die Abfallprobleme durch ihre
Produkte zur Verantwortung zu ziehen oder deren Verwendung deutlich
einzuschränken. Industrieländer und die Industrie müssen die
Verantwortung für das Abfallproblem, das sie in Entwicklungsländern
verursachen, übernehmen und sollten verbindliche Massnahmen zur
Reduzierung der globalen Plastikproduktion und -nutzung unterstützen."



http://www.oceancare.org/wp-content/uploads/2019/03/PM_UNEA_Plastikverschmutzung_190315.pdf

 * 

Quelle:

Medienmitteilung vom 15. März 2019
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ARTENRAUB/290: Tausende Weißstörche werden Opfer illegaler Vogeljagd (EuroNatur)


EuroNatur / Stiftung für Europas Natur - 18. März 2019

Tausende Weißstörche werden Opfer illegaler Vogeljagd

++ Vogelzug ist in vollem Gange ++ Jedes Jahr 25 Millionen illegal
getötete Vögel, darunter Tausende Weißstörche ++ Internationale
Kampagne zum Vogelmord gestartet ++



Radolfzell. Der Weißstorch gehört zu den populärsten Vögeln in
Deutschland. Allerdings ist hierzulande kaum bekannt, dass jedes Jahr
Tausende von ihnen auf dem Zugweg illegal abgeschossen werden, etwa im
Libanon. Auf dem Heimweg aus Ostafrika überqueren innerhalb weniger
Tage Hunderttausende Störche den Qaraoun-Stausee im Südosten des
Landes, wo zahlreiche Vogeljäger auf die großen Segelflieger warten
und sie zu Tausenden vom Himmel schießen.

"Derlei Massaker stellen für Weißstörche und andere Zugvogelarten
einen gewaltigen Aderlass dar", sagt Gabriel Schwaderer von der
international tätigen Naturschutzstiftung EuroNatur. "Die
Verschlechterung der Lebensbedingungen in den Brutgebieten durch
Habitatverlust oder das Insektensterben schreitet weiter voran. Die
Jagd auf Zugvögel dezimiert die Bestände zusätzlich. All das zusammen
führt zu den teilweise dramatisch sinkenden Vogelpopulationen in
Deutschland", so Schwaderer weiter. "Wenngleich es beim Weißstorch im
Moment nicht so kritisch aussieht, kann sich das schnell ändern.
Deshalb haben wir von EuroNatur bereits im vergangenen Jahr mit vielen
anderen Storchenschützern einen offenen Brief an den Präsidenten des
Libanon geschickt und ihn darin aufgefordert, den illegalen Vogelmord
streng zu ahnden. Wir erwarten, dass er seine Aussage vom 'Frieden
zwischen Menschen und Störchen' ernst nimmt."

BirdLife International hat im Februar zusammen mit diversen
Partnerorganisationen, darunter auch EuroNatur, die Kampagne "Flight
For Survival" gestartet. Anhand von sieben Vogelarten macht die
Kampagne auf die verschiedenen Gefahren für Europas Zugvögel
aufmerksam. Jedes Jahr fallen den Gewehren, Netzen und Leimruten der
Wilderer etwa 25 Millionen Vögel zum Opfer.

Hintergrundinformationen:

• Die Naturschutzstiftung EuroNatur engagiert sich seit ihrer
Gründung
für den Schutz der europäischen Zugvögel. Der geografische Schwerpunkt
liegt auf der Adria-Zugroute, die quer über den Balkan, die Adria und
Süditalien bis nach Nordafrika führt. Einen Kurzfilm zum Vogelzug über
die östliche Adria finden Sie hier:

https://www.youtube.com/watch?v=arJenBAVr10

• Seit 1994 zeichnet EuroNatur Dörfer oder Gemeinden, die sich
besonders
für den Storchenschutz engagieren, mit dem Titel "Europäisches
Storchendorf" aus. Die Ortschaften werden durch die Auszeichnung als
besonderes Kultur- und Naturerbe international bekannt. Mehr
Informationen zur Initiative finden Sie hier:

https://www.storkvillages.net/

• Die von BirdLife International initiierte Kampagne "Flight For
Survival" portraitiert sieben ausgewählte Zugvogelarten (u.a. den
Weißstorch) und schildert die Gefahren, denen die gefiederten
Weltenbummler auf ihrem Zugweg ausgesetzt sind. Weitere Informationen
zur Kampagne finden Sie hier: 

https://flightforsurvival.org/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 18.03.2019
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EUROPA/229: Straßburg will eine klimaneutrale EU (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 14.03.2019 / Klima & Energie

Straßburg will eine klimaneutrale EU



Das EU-Parlament hat am Donnerstag seinen Standpunkt zum Entwurf der
Klima-Langfriststrategie festgelegt. Klimaschutzorganisationen
begrüßten die Entschließung.

In der rechtlich unverbindlichen Resolution fordern die
EU-Parlamentarier*innen, dass die EU das Ziel der
Netto-Null-Emissionen
so schnell wie möglich erreichen müsse, spätestens im Jahr 2050 solle
Klimaneutralität herrschen. Mit anderen Worten favorisieren die
Abgeordneten die zwei Szenarien der Klimaneutralität von insgesamt
acht Szenarien, die die EU-Kommission in ihrer Mitteilung von November
2018 vorschlägt.

Die Abgeordneten unterstützen auch ein höheres Zwischenziel 2030:
Statt 40 sollen EU-weit mindestens 55 Prozent weniger Treibhausgase
ausgestoßen werden als noch 1990.

Der Umbau europäischer Energiesysteme habe zudem das Potenzial, bis
2050 rund 2,1 Millionen neue Arbeitsplätze zu schaffen.

Die Langfriststrategie soll direkten CO2-Reduktionen sowie natürlichen
CO2-Senken wie Wälder und Moore den Vorzug geben gegenüber
risikoreichen Technologien der CO2-Abscheidung und -Speicherung.

Kai Niebert, Präsident des Umweltdachverbands Deutscher
Naturschutzring (DNR) lobte: "Das Europäische Parlament positioniert
sich äußerst klar in Sachen Klimaschutz und das zu einem denkbar
wichtigen Zeitpunkt."

Wendel Trio, Direktor des Climate Action Network (CAN) Europe, findet,
dass das Parlament auf die Menschen höre, die sich für mehr
Klimaschutz einsetzen. Was Straßburg fordert, könne allerdings erst
der Anfang sein. Noch weitaus größere Anstrengungen seien nötig, um
das 1,5 Grad-Ziel zu erreichen.

Nach Ansicht von Sebastian Mang aus dem europäischen Büro von
Greenpeace stehen jetzt nur noch die EU-Mitgliedstaaten höheren
Klimazielen im Wege. Das Parlament habe hingegen die Botschaft all
derer verstanden, die seit Monaten in ganz Europa für mehr Klimaschutz
auf die Straße gehen.

Für morgen (Freitag) sind abermals große Demonstrationen für besseren
Klimaschutz in zahlreichen europäischen Städten geplant.

In der kommenden Woche wollen sich auch die Staats- und Regierungschefs 
der EU-Mitgliedstaaten mit der Klima-Langfriststrategie befassen. [aw]



EU-Parlament

Angenommene Entschließung in Kürze hier

http://www.europarl.europa.eu/plenary/de/texts-adopted.html

Reaktionen:

Deutscher Naturschutzring

https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2019/dnr-begruesst-beschluss-des-eu-parlaments-fuer-treibhausgasneutrale-eu-bis-2050/

CAN Europe

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1742-european-parliament-calls-on-eu-leaders-to-step-up-eu-climate-action

Greenpeace

https://www.greenpeace.org/eu-unit/issues/climate-energy/1876/european-parliament-backs-more-climate-action/

Hintergrundinformationen:

DNR-Factsheet zur Klima-LFS

https://www.dnr.de/fileadmin/Publikationen/Steckbriefe_Factsheets/2019-02-05_EU-Klima-Langfriststrategie.pdf

 * 
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EU-News, 14.03.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





INITIATIVE/166: Schüler demonstrieren in Berlin für mehr Klimaschutz (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Schüler demonstrieren in Berlin für mehr Klimaschutz

Von Maga Navarrete, 15. März 2019



Eine machtvolle Demonstration ihrer Sorgen und Forderungen zeigten
heute rund 15.000, vornehmlich jugendliche Demonstranten im
Regierungsviertel von Berlin anlässlich der zur Zeit stattfindenden
Demonstrationen zum Thema Friday for future.

Die Transparente thematisierten häufig die Diskrepanz zwischen der
Haltung einer alternden Politikerkaste und jungen Menschen, die um
ihre Zukunft fürchten. Insgesamt war auf der Demonstration eine
ausgelassene, vorwärts gewandte Stimmung zu spüren. Die vornehmlich
jugendlichen Teilnehmer, die teilweise von Lehrern und Eltern
begleitet wurden, machten auf vielen Plakaten ihrer Sorge über den
Zustand dieses Erdballs deutlich. Für viele war es ihre erste
Demonstration und es ist zu hoffen, dass diese Generation von Anfang
an wesentlich politischer und aufgeschlossener mit ihren Rechten
umgehen wird.

Dreiundzwanzigtausend Wissenschaftler, die mit ihrer Unterschrift das
Anliegen der Schüler unterstützten, haben sie jedenfalls erreicht und
an ihrer Seite.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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INITIATIVE/165: "Fridays for Future" - Jugendproteste für Klimaschutz in ganz Österreich (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Jugendproteste für Klimaschutz in ganz Österreich "Fridays for 
Future"

Von Sabine Schmitz, 15. März 2019






[image: Im Bildmittelpunkt steht eines der zahlreichen selbstgemalten Plakate - Bild: © Sabine Schmitz]

Auch in Österreich gingen am 15. März Schülerinnen und Schüler auf die
Straße

Bild: © Sabine Schmitz



Wien - 15.3.2019. Auf allen Kontinenten an fast 1700 Orten fanden
heute Demonstrationen für den Klimaschutz statt. Auch in Österreich
gingen heute in 11 Städten Schülerinnen und Schüler auf die Straße.

Ihren Ursprung fand die weltweite Bewegung in Schweden, wo die
Schülerin Greta Thunberg die Schule freitags regelmäßig durch einen
Sitzstreik ersetzt hat. Das 16-jährige Mädchen ist nun sogar für einen
Friedensnobelpreis nominert.

In ihrer Ansprache in Stockholm wies sie auf die Dringlichkeit hin:
"Wir stehen vor der größten existentiellen Krise, vor der die
Menschheit jemals gestanden hat. Und trotzdem ist das ignoriert
worden. Ihr, die das ignoriert habt, wisst, wer gemeint ist. Schuld
daran ist nicht die junge Generation. Wir haben nicht zu dieser Krise
beigetragen. Wir sind nur in diese Welt hineingeboren worden und
müssen mit dieser Krise unser ganzes Leben lang leben. Man werde das
nicht akzeptieren. Deshalb streiken wir. Und wir werden weitermachen."

Wie dringlich der Klimaschutz für die Menschen ist, zeigt auch die
hohe Teilnehmerzahl bei den Demonstrationen. Allein in Wien waren es
offiziell über 10.000, allerdings wird auch von über 30.000
gesprochen. Unterstützt wurde diese Aktion auch von vielen Schulen.


Über die Autorin

Sabine Schmitz, Jahrgang 1968, lebt in Wien und ist seit 1990 aktiv in
Humanistischen Projekten in Deutschland, Afrika und Österreich.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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EUROPA/436: Aus(nahmen) für nicht nachhaltige Biokraftstoffe (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 14.03.2019 / Verkehr

Aus(nahmen) für nicht nachhaltige Biokraftstoffe



Am Mittwoch hat die EU-Kommission einen delegierten Rechtsakt zu
nachhaltigen Biokraftstoffen vorgelegt. Palmöl soll bis 2030 aus dem
Tank verschwinden. Es gibt allerdings Ausnahmen.

Auf Grundlage der beschlossenen Nachhaltigkeitskriterien zählt Palmöl
zu den risikoreichen Biokraftstoffen, deren Anbau indirekte
Landnutzungsänderungen verursachen (Indirect Land Use Change, ILUC).
Von indirekten Änderungen der Landnutzung wird gesprochen, wenn
landwirtschaftliche Flächen von der Lebens- und Futtermittelproduktion
auf Energiepflanzenanbau umgestellt werden. Das führt häufig dazu,
dass neue Ackerflächen für Nahrungs- und Futtermittel erschlossen
werden - und zu diesem Zweck Wälder gerodet oder Feucht- und
Torfgebiete trockengelegt werden. Das hat steigende CO2-Emissionen zur
Folge.

Laut delegiertem Rechtsakt können EU-Mitgliedstaaten zwar weiterhin
Kraftstoffe mit hohem iLUC-Risiko verwenden. Aber sie können diese
Kraftstoffe nur noch begrenzt auf ihre Ziele für erneuerbare Energien
im Verkehrsbereich anrechnen und ab 2030 gar nicht mehr.

Dass Palmöl als nicht nachhaltig eingestuft wird, nennt die
Umweltschutzorganisation Transport & Environment (T&E) einen
Meilenstein im Kampf gegen den Klimawandel. Jedoch übt T&E harsche
Kritik an Ausnahmen, die die Kommission für kleine Palmölplantagen von
weniger als fünf Hektar gewährt. Ein weiterer Kritikpunkt betrifft
Soja, das aus Sicht von T&E ebenso so schädliche Auswirkungen hat wie
Palmöl - die Kommission stuft Soja jedoch als nachhaltig ein.

Der delegierte Rechtsakt ergänzt die neugefasste
Erneuerbare-Energien-Richtlinie (RED II), die für den Zeitraum 2021-2030 
gilt. [aw]



EU-Kommission

https://ec.europa.eu/germany/news/biokraftstoffe20190313_de

Reaktion T&E

https://www.transportenvironment.org/press/eu-labels-palm-oil-diesel-unsustainable

Hintergrundinformationen

DNR-Factsheet zu RED II

https://www.dnr.de/fileadmin/Publikationen/Steckbriefe_Factsheets/18_07_17_EUK_RED_II_Factsheet.pdf

 * 

Quelle:

EU-News, 14.03.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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INITIATIVE/249: Blühpatenschaften - Blühstreifen ja, aber richtig (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 15. März 2019

Blühstreifen ja, aber richtig

Patenschaftsangebote von Landwirten sind gut gemeint aber fraglich für
den Artenschutz - LBV fordert Einhaltung fachlicher und finanzieller
Kriterien



Hilpoltstein, 15.03.19 - Seit dem überwältigenden Erfolg des
"Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die Bienen!", für das über 1,7
Millionen Wahlberechtigte im Freistaat unterschrieben haben, werden
seit Anfang Februar bayernweit Angebote von Landwirten zu
Blühpatenschaften für Bürger beworben. Maßgeblich unterstützt wird
diese Aktion vom Bayerischen Bauernverband (BBV) - ausgerechnet dem
landwirtschaftlichen Lobbyverband, der sich bis zum Ende der
Einschreibefrist lautstark und vehement gegen das Volksbegehren
gestemmt hatte. "Blühstreifen können ein wichtiges Instrument sein, um
den Artenrückgang in der Agrarlandschaft aufzuhalten, aber es müssen
bestimmte fachliche Kriterien eingehalten werden, sonst sind sie für
den Artenschutz völlig nutzlos", erklärt Dr. Norbert Schäffer,
Vorsitzender des LBV. "Darüber hinaus brauchen wir zusätzlich
unbedingt naturschutzfachlich sinnvolle Lösungen für besseren
Artenschutz, die nur durch entsprechende Änderungen der Gesetze
möglich sind, wie sie im Volksbegehren gefordert werden."

Auch wenn der Ansatz der Kampagne des BBV zu Blühpatenschaften für
Bürger zunächst begrüßenswert erscheint, hinterfragt der LBV als
Fachverband den naturschutzfachlichen Sinn. Blühstreifen können für
den LBV lediglich als begleitende und unterstützende Maßnahme gewertet
werden. "Blühpatenschaften sind keinesfalls als zentrales Element zur
Sicherung und Förderung der Artenvielfalt in der von Ackerwirtschaft
dominierten Agrarlandschaft geeignet", betont Norbert Schäffer.

Aus Sicht des LBV müssen folgende Kriterien eingehalten werden, damit
Blühstreifen überhaupt naturschutzfachlich sinnvoll sind und
tatsächlich einen Beitrag zum Artenschutz leisten:


	Mindestbreite von 10 bis 15 Metern

	Dauerhafte Anlage über einen Zeitraum von mindestens 3 besser 5 Jahre

	Bodenbewirtschaftung wie Mulchen, Düngung und Pestizideinsatz muss in diesem Zeitraum unterbleiben

	Verwendung von einheimischem (autochthonem) Saatgut oder Fläche nutzungsfrei liegen lassen

	Der Preis für die Patenschaften sollte höchstens das doppelte der Fördersätze des Kulturlandschaftsprogrammes betragen (6 Euro pro 100 qm)

	Überprüfbarkeit: schriftliche Vereinbarung zwischen Paten und Landwirt, in der die Fläche und Laufzeit exakt benannt sind



Der bayerische Naturschutzverband begrüßt das private Engagement von
Bürgern, die Patenschaften abschließen. "Vor dem Abschluss einer
Blühpatenschaft sollte deshalb jeder den verantwortlichen Landwirt
fragen, ob dessen Angebot auch den naturschutzfachlichen Kriterien des
LBV entspricht. Nur so kann jeder Bürger sicher gehen, dass sein Geld
auch wirklich in den Artenschutz investiert wird", rät Schäffer.

Doch die Blühstreifen sind nur eine von vielen notwendigen Maßnahmen,
um die heimische Biodiversität zu fördern. "Die von Landwirten zur
Patenschaft angebotenen Blühflächen sind kein adäquater Ersatz für
Lebensräume und Strukturen, deren massiver Verlust in den letzten
Jahrzehnten zum vielfach dokumentierten Artenschwund in unserer
Agrarlandschaft geführt hat", sagt der LBV-Vorsitzende Dr. Norbert
Schäffer. Insbesondere das Verschwinden von vernetzenden
Landschaftselementen wie Hecken, Rainen, Weg- und Ackerrändern, die
viele Jahrzehnte lang eigene Lebensräume gebildet haben, kann laut
Schäffer nicht durch eine befristete Anlage von Blühstreifen
kompensiert werden.

Nur wenn der Blühstreifen breit genug und lange genug angelegt ist und
nicht bereits nach wenigen Monaten wieder umgepflügt wird, können sich
Insekten entwickeln. Einheimische Insekten haben sich über lange Zeit
an die heimischen Pflanzenarten gewöhnt, daher kein billiges
Einheitssaatgut verwenden. Auch sollte sich der Verdienst mit den
Patenschaften an den Einnahmen durch das Kulturlandschaftsprogramms
(KULAP) orientieren. Die häufig verlangten 50 oder 60 Euro pro 100 qm
entsprechen dem acht- bis zehnfachen.

Alle Fragen und Antworten zu Blühpatenschaften unter:

www.lbv.de/faq-bluehpatenschaft

 * 

Quelle:

Presseinformation, 15.03.2019

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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MELDUNG/375: Faktencheck - Zulassung von 18 Pflanzenschutzmitteln (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 15. März 2019

Faktencheck: Zulassung von 18 Pflanzenschutzmitteln



Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL)
hat kürzlich 18 Pflanzenschutzmittel befristet zugelassen. Derzeit
kursieren darüber in der Öffentlichkeit viele Falschbehauptungen. Zu
Ihrer Information hat das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) die wichtigsten Punkte zusammengefasst und
geprüft.

• Zur Aussage "Agrarministerin Klöckner hat 18 neue Ackergifte
zugelassen, die unsere Bienen töten."

Das ist falsch, denn...


	das BVL ist für die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln zuständig, nicht Julia Klöckner als Bundeslandwirtschaftsministerin. Das BVL hat für 18 Pflanzenschutzmittel eine befristete Zulassung bis zum 31. Dezember 2019 erteilt - davon für eines, das den Wirkstoff Glyphosat enthält und für das eigentlich sogar bis 15. Dezember 2023 eine Zulassung möglich gewesen wäre.

	das BVL hat die sofort wirksamen Anwendungsbestimmungen, die das Umweltbundesamt (UBA) angeregt hat, in die befristete Zulassung aufgenommen.

	für alle 18 zugelassenen Pflanzenschutzmittel haben das Julius-Kühn-Institut (JKI) und das UBA die Wirkung auf Bestäuber geprüft. Werden die Pflanzenschutzmittel sachgerecht angewendet, sollte es keine unvertretbaren Auswirkungen auf Bienen geben.



• Zur Aussage "Das Veto von Umweltministerin Schulze wurde
übergangen - ein klarer Rechtsbruch!"

Das ist falsch, denn...


	das UBA, das zum Geschäftsbereich des Bundesumweltministeriums (BMU) gehört, ist nicht gegen die Zulassung der Pflanzenschutzmittel, sondern hat diese einvernehmlich erteilt, d.h. es hat zugestimmt. Es gibt hier keinen Rechtsbruch.

	unterschiedliche Auffassung gibt es jedoch für die Zeit ab 1. Januar 2020: Das UBA möchte hier eine faktische Flächenstilllegung von 10 Prozent der Betriebsfläche, wenn die genannten Pflanzenschutzmittel angewendet werden. Diese Auflage ist allerdings rechtswidrig.



• Zur Aussage: "Über hundert weitere Pestizide stehen schon auf
der Warteliste. Damit die nicht auch noch durchgewinkt werden, müssen
wir jetzt schnell sein."

Das ist falsch, denn...


	kein Pflanzenschutzmittel wird "durchgewinkt", sondern gemäß den Vorschriften der EU gründlich geprüft und nur dann zugelassen, wenn es die strengen gesetzlichen Anforderungen erfüllt.

	die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln erfolgt durch das gesetzlich zuständige BVL nach gründlicher Risikobewertung durch das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR), das Julius-Kühn-Institut und das UBA, und nicht durch das BMEL.



Hintergrundinformationen zur Minderungsstrategie Glyphosat


	Unter den 18 zugelassenen Pflanzenschutzmitteln befindet sich auch eines mit dem Wirkstoff Glyphosat. Entsprechend des Koalitionsvertrags hat Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner bereits im April 2018 ein Eckpunktepapier zu einer Minderungsstrategie von Glyphosat vorgelegt. Dieses beinhaltet u.a. Verbot von Glyphosat für nichtberufliche Anwender, Verbot der Anwendung auf Flächen wie Parks und Sportstätten, in Naturschutzgebieten und in der Nähe von Gewässern, Einschränkung der Anwendung auf landwirtschaftlichen Flächen, Verstärkung der Forschung an Alternativen.

	Seitdem hat das BMEL intensive Gespräche mit dem BMU angestoßen und geführt, um zügig zu einem Ergebnis zu kommen. Das BMEL fördert außerdem die Forschung nach Alternativen.



Aktuelle Informationen des BMEL auch auf Twitter:

http://twitter.com/BMEL

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 61/19, 15.03.2019

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Referat MK1, Pressestelle

Hausanschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3170, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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FORSCHUNG/494: BUND und Universität Göttingen sind Luchsen im Südharz auf der Spur (BUND TH)


BUND Landesverband Thüringen e.V. - Pressemitteilung, 15. März 2019

BUND und Universität Göttingen sind Luchsen im Südharz auf der
Spur



Erfurt/Berlin. Der Luchs im Bild: In den vergangenen zwei Wochen haben
erstmals selbstauslösende Kameras zwei Luchse in Thüringen für ein
wissenschaftliches Projekt fotografiert. Entstanden sind die Bilder im
Rahmen einer Kooperation des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) und der Universität Göttingen, die zum Ziel hat,
den Luchsbestand im Thüringer Südharz erstmals systematisch zu
erfassen.

"Luchse sind in Deutschland noch immer eine Seltenheit. Im Thüringer
Südharz wurden in den vergangenen Jahren wiederholt Luchse gesichtet,
doch bisher ist unklar, wie viele der scheuen Pinselohren dort leben,
und wie weit ihr Verbreitungsgebiet reicht", sagt Silvia Bender,
Abteilungsleiterin Biodiversität beim BUND. "Noch immer wissen wir
viel zu wenig über die in Deutschland nach wie vor stark gefährdeten
Luchse. Mit den neuen Nachweisen im Thüringer Südharz konnten wir nun
ein fehlendes Puzzleteil in der Verbreitungskarte der Luchse
ergänzen."

In ganz Deutschland sind bislang nur 77 erwachsene Luchse erfasst, die
durch die Wälder im Harz, im Bayerischen Wald, neuerdings auch den
Pfälzerwald und vereinzelt durch Baden-Württemberg, Nordhessen und
andere Regionen streifen. Thüringen hat aufgrund seiner geographischen
Lage und weitläufigen Wälder eine ganz besondere Bedeutung für den
Luchs: Bisher leben die Tiere vor allem im Harz und im Bayerischem
Wald, Thüringen liegt genau wie Hessen zwischen diesen beiden Gebieten
und kann dem Luchs als Brücke dienen. "Die Luchse im Thüringer Südharz
sind für die weitere Besiedelung Nordthüringens, des Hainichs und des
Thüringer Waldes essentiell", sagt Markus Port von der Universität
Göttingen. "Nur dank der Unterstützung vieler privater Waldeigentümer,
Jägerinnen und Jägern sowie der Thüringer Behörden konnten die
jüngsten Nachweise so rasch gelingen."

Der BUND betreut zusammen mit der Universität Göttingen und der
Wildtierland Hainich gGmbH aktuell zwei Luchsprojekte in Thüringen:
das im Südharz, wo jetzt die Fotos gelangen, und ein Projekt im
Großraum Hainich sowie dem Wildkatzendorf Hütscheroda. Im Hainich
gelang jedoch seit dem Untersuchungsbeginn vor etwa einem Jahr noch
kein Foto-Nachweis eines Luchses. Die Nationalparkverwaltung hatte
Anfang 2018 hier einen Luchs fotografiert, aber es gilt als
unwahrscheinlich, dass sich das Tier weiter im Hainich aufhält.
"Leider ist die Situation des Luchses in Thüringen immer noch sehr
schwierig. Lediglich die Tiere im Südharz gehören wahrscheinlich zu
einer stabilen Population, die wenigen anderen nachgewiesenen Luchse
sind lediglich Einzeltiere", so Burkhard Vogel, Landesgeschäftsführer
des BUND Thüringen.

Hintergrund:

Die Luchse in Deutschland sind vor allem durch die Zerschneidung ihrer
Waldlebensräume durch Straßen, Siedlungen und große ausgeräumter
Agrarflächen bedroht. Jedoch kommen auch illegale Tötungen immer
wieder vor. Nur sehr langsam erobern sich die Katzen ihre alten
Lebensräume zurück. Um die Tiere zu schützen, müssen mehr
Querungshilfen für Wildtiere über Straßen gebaut und die Verbindungen
zwischen Wäldern verbessert werden. Darüber hinaus braucht es mehr
Informations- und Beteiligungsangebote, um Vorbehalte gegenüber dem
Luchs abzubauen. Illegale Tötungen müssen konsequent verfolgt und
geahndet werden.

Mehr Informationen

www.bund.net/luchs

www.luchs.uni-goettingen.de

 * 

Quelle:

Presseinformation, 15.03.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Thüringen / Landesgeschäftsstelle

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt

Tel.: 0361/555 03 10, Fax: 0361/555 03 19

Internet: www.bund-thueringen.de
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RESSOURCEN/229: Fracking - Wirtschaftsinteressen stechen ... (SB)




Auf der Umweltversammlung der Vereinten Nationen haben nahezu alle
Teilnehmerstaaten für eine internationale Konvention zur Begrenzung
des Plastikmülls in den Meeren gestimmt. Gescheitert ist es am Nein
der USA und ein paar anderer Staaten. Hintergrund: Die USA fördern
große Mengen Erdgas mittels Fracking, und da das Erdgas als
Energieträger auf dem Weltmarkt nicht konkurrenzfähig ist, haben sie
eine umfangreiche Industrie aufgebaut, die aus dem Erdgas
Plastikrohstoffe fertigt. Irgendwelche Einschränkungen der Produktion
von Plastikpellets oder ihres Verbrauchs wäre schlecht fürs
Geschäft. Daß Plastikmüll Mensch und Tier gesundheitlich schädigt,
kümmert weder die "America First!"-Administration noch die Lobbyisten
der Plastikindustrie.

Auf der 4. Umweltversammlung der Vereinten Nationen (UNEA 4) vom 11.
bis 15. März 2019 haben die Delegationen zahlreiche globale
Umweltfragen durchdekliniert, Vereinbarungen getroffen und
Perspektiven entfaltet. Obschon mehrere Länder (Indien) bzw.
Ländergruppen (Norwegen, Japan, Sri Lanka) Resolutionen zur
Begrenzung des Plastikaufkommens in den Meeren eingebracht haben, kam
kein entsprechendes Abkommen zustande. Den Vorschlägen zufolge sollte
die Verwendung von Plastik auf den verschiedenen Stufen der
Produktionskette reglementiert werden, berichtete die Internetseite
Break Free From Plastic. [1]

Der Widerstand der Vereinigten Staaten gegen ein solches Abkommen hat
damit zu tun, daß die petrochemische Industrie des Landes über 200
Milliarden Dollar investiert hat, um die Plastikproduktion weiter
auszubauen. Das ist keine Politik, die erst mit der Trump-Regierung
angefangen hätte, sondern ein strategisch langfristiges Projekt, das
allerdings unter der jetzigen Regierung besonders rücksichtslos
vorangetrieben wird.

Die USA haben das im vergangenen Jahrzehnt ausgewiesene Ziel, sich
von der Erdöl- und Erdgaseinfuhr unabhängig zu machen, was sich
hauptsächlich gegen die Golfstaaten gerichtet hat, erreicht. Mittels
der Methode des Frackings, bei der unkonventionelle Lagerstätten,
bildlich gesprochen, "ausgequetscht" werden, stiegen die USA sogar
zum größten Erdölproduzenten der Welt auf. Dabei haben sie Rußland
und Saudi-Arabien, bei denen die Vorkommen in konventionellen
Lagerstätten vorliegen, die viel einfacher und kostengünstiger
auszubeuten sind, da die Energieträger dort nicht in winzigen Poren
und Spalten, sondern als relativ geschlossene Blase vorkommen, hinter
sich gelassen.

Der Verhandlungsprozeß einer vor zwei Jahren bei UNEA-3 gegründeten
Expertengruppe zum Thema Plastikmüll wird fortgesetzt. Doch bis zur
nächsten Generalversammlung des Umweltprogramms der Vereinten
Nationen ziehen zwei weitere Jahre ins Land, ehe die nächste Chance
besteht, eine UN-Konvention gegen die Plastikvermüllung der Meere
durchzusetzen. Dennoch zeigen sich manche Experten optimistisch.
David Azoulay, Umweltgesundheitsdirektor des Center for International
Environmental Law (CIEL), sagte laut der Internetseite Break Free
From Plastic:

"Bei der UNEA-4 hat sich die große Mehrheit der Länder zusammengetan,
um eine Vision für die Zukunft einer globalen Plastikregulierung zu
entwickeln. Zu erleben, wie die USA, getrieben von den Interessen der
Fracking- und petrochemischen Industrie, an der Spitze der Bemühungen
stehen, diese Vision zu sabotieren, ist entmutigend. Doch der Hunger
nach einer besseren weltweiten Plastikregulierung wächst, und auf der
diesjährigen Umweltversammlung der Vereinten Nationen wurde die
Kontinuität eines Prozesses sichergestellt, auf den in Zukunft die
Länder ein globales Abkommen zum Stopp der Plastikverschmutzung
aufbauen können."

Das Plastikmüllproblem ist vielschichtig und wäre sogar bei einer
gemeinsamen Anstrengung aller Staaten nicht so einfach aus der Welt
zu schaffen. Größere Plastikteile finden sich in den Mägen von
Seevögeln und Meeressäugern; im Meer schwimmende Schleppnetze dienen
als Falle für Meeresschildkröten und andere Tiere; auf den Ozeanen
haben sich riesige Plastikkontinente gebildet. Im Marianengraben, dem
tiefsten Punkt der Erde, und auch auf dem Mount Everest, dem höchsten
Punkt, findet sich Plastikmüll. Im Kot des Menschen wurde
Mikroplastik nachgewiesen, ebenso im Blut von Tieren. Ob Honig, Bier
oder Mineralwasser, Plastik ist in uns und um uns herum. Mikroplastik
kann Krebs erzeugen und den Hormonhaushalt von Heranwachsenden
stören. Bakterien, darunter auch Erreger, die Cholera auslösen,
reisen auf Mikroplastik durch die Weltmeere, und möglicherweise
tragen solche Reisenden Mitverantwortung für die Ausbreitung der
Korallenbleiche.

In der Fachwelt wird darüber diskutiert, ob wir uns in der
geologischen Epoche des Anthropozäns befinden. Die Plastikvermüllung
der sich gegenwärtig bildenden geologischen Ablagerungsschicht
weltweit rechtfertigt die Aussage, daß die Menschen die geologische
Stufe "Plastozän" in Gang gesetzt haben. [2]

In der heutigen Zeit der globalisierten Produktionsverhältnisse
betreffen Entscheidungen, die einzelne Staaten fällen, fast immer
alle anderen auch. Umgekehrt wirken sich internationale Abkommen
häufig auch auf einzelne Staaten aus, selbst wenn diese nicht direkt
in ein Abkommen involviert sind. Am deutlichsten wird dies bei der
Erderwärmung. Für Plastik, das in den Weltmeeren endet und sich dort
in immer kleinere Teile zerlegt, gilt das letztlich auch. Die meisten
Staaten, wie in diesem krassen Beispiel die USA, stellen ihre
nationalen Wirtschaftsinteressen über das Gemeinwohl der Menschheit.
Die Auseinandersetzung, die zu führen wäre, um den nachfolgenden
Generationen einen lebenswerten Planeten zu hinterlassen, beschränkt
sich bei weitem nicht auf einzelne Staaten, sondern richtet sich
gegen eine fundamentale Einstellung, wonach Wirtschaften immer auf
Profit ausgerichtet sein muß und Umweltschäden durch die Produktion
externalisiert werden können, solange man dafür nicht belangt wird.

Jedem Staat ist es unbenommen, nationale Maßnahmen zur Vermeidung des
Plastikaufkommens zu ergreifen und damit auch der auf Fracking
gegründeten Plastikpelletproduktion der USA den ökonomischen Boden zu
entziehen.


Fußnoten:

[1] https://www.breakfreefromplastic.org/2019/03/15/tyranny-of-the-minority-slows-international-progress-on-addressing-plastic-pollution/

[2] www.mikroplastik.de

18. März 2019
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MARKT/4173: Wertheim - Wertheimer Streetfood-Festival, Kulinarische Weltreise am 23.-24.03.19


Wertheim

Wertheimer Streetfood-Festival

Kulinarische Genusstour am 23./24. März



Wertheim. Zu einer kulinarischen Weltreise lädt das
Streetfood-Festival am 23. und 24. März in die Wertheimer Innenstadt
ein. Unterschiedliche Foodtrucks, Getränke- und Süßspeisenstände
bieten eine reizvolle Mischung unterschiedlicher Esskulturen an einem
Ort. Ein musikalisches Begleitprogramm vervollständigt die Genusstour.

Für das Streetfood-Festival bringen die neuen Veranstalter Dominic
Giegerich aus Großwallstadt sowie Markus Schubertrügmer aus
Marktheidenfeld 22 Standbetreiber und Foodtrucks in die Innenstadt.
Mit ihrem Konzept setzen die beiden Organisatoren auf Qualität,
Vielfalt und ein attraktives Rahmenprogramm.

Die Veranstalter legen vor allem Wert darauf, eine größtmögliche
Vielfalt an leckeren Snacks und Gerichten zu bieten: vom Burger aus
Bisonfleisch über moderne Variationen der Maultasche bis hin zu
ugandischen Spezialitäten. Nicht fehlen dürfen aber auch Käsespätzle,
Wraps, Baumstriezel, Bubble Waffles, Pulled Pork und vegetarische
Speisen.

Geöffnet hat das Streetfood-Festival am Samstag, 23. März, von 10 bis
22 Uhr und am Sonntag, 24. März, von 11 bis 18 Uhr.

Am Samstagabend spielen "Mir2wä & Band" ab 18 Uhr auf dem Marktplatz.

Die Kinder-Mitmachband "Frank der Schrank" entert am Sonntagnachmittag
die Bühne. Darüber hinaus bieten ein Kinderkarussell und Straßenmusik
Unterhaltung.

Streetfood-Festival

http://www.presse-service.de/medienarchiv.aspx?medien_id=199757

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 15.03.19

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. März 2019 
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